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SI)ii tcstens seit der Asyldebatte des letz
len Sommers ist bis I.U den Stamm
tischen der Republik die Erkenntnis 
durchgedrungen: Das. .....as in der sog. 
Dritten Welt geSl'hieht. hat unmittelbare 
Auswirkungen auf uns. 
Die Zei ten, in denen Goethe eineIl Spie
ßer im .. f aust" uber die Völker "hilllen 
weit in der Tilrkei" sagen lasse'l konnte, 
"sie mögen sich die Köpfe spalten, mag 
alks durcheinandergehen ; doch nur zu 
lIause bleib's beim alten ", si nd vorbei. 
Die gigantischen Probleme der Dritten 
Welt - und das sind die Probleme von 
3 Mrd ~Ienschen! - greifen zunehmend 
auf unsere Innenpolitik tiber und reichen 
bis in unseren Alltag. 

Dritte Welt heul e " in" 

Die etablierten politischen Kräfte haben 
das begri ffe n und T(,lIgieTen darauf - na
türlich auf ihre Weise . 
Da macht Geißler einen CDU-Kongreß 
über Menschenrechte in LaIei namerika. 
der Bundespräsident setzt sich flir die 
Erhaltung der tropischen Regenwaldcr 
ein. Willy Brandt grundet eine Stiftung 
zur Erforschung des Zusamm('nhangs 
von Rüst ung und Untere nt wicklung, und 
alle machen sie mi t beim "Tag rur Afr i· 
ka". 
So mancher altgediente Solid;lritäts
bewegte kann es gar nicht fassen, daß 
"sein"' Thema nicht mnger exkl usives 
Revier exotischen Spezialistentums ist. 
Stattdessen ist das Thema Drille Welt 
zum fest etablierten Feld der Innenpoli
tik geworden. Das ist neu, aber kein 
Grund flir die Solidarit:, tsbewegung, sich 
jelzt vornehm aus dem Getüm mel raus
zuha ltcn. 
Vielmeh r kommt es darauf an, die Ch an· 
een, d ie in deT gestiegenen I'opulari lä l 
des Themas liegen, I.U ergreifen und 
kräftig mitzumischen. Das gilt auch flir 
die Bundestagswah l. zum al es hier auch 
rur unsere Sache I.war nicht um alles oder 

"Weiter so Deutschland 
111(111 5, •• ber doch schon um einige~ gehl. 
ZU,IUerent naturlich um die Frage Fr;c
dl'11 und Abrüstung. D;.s ist ureigenes 
Them:l der Solidaritätsbcwegung. D,e 
milit.lri~lhe Konfrontationspolilik des 
I mperi.,llslllus, der I loehrüstlingskuT5 
der NATO. die Linie der sozialen Re:
vanche haben in der Dritten Welt schon 
\'iel Unheil angerichtet. und es droht 
noch schlimmttes . 
Und lJonn. in Treue fest, iSI ImnH.T luit 
dabei; kein Wort der Kritik, keine 
lJist3nzierung. Siehe Grenada und 
Libyen und Angola und Malwinen und 
Nikaragua und Chile und Sildafrika und. 
und. und ... 
Und d:Ulll SDI! Selbst wenn kein Sdluß 
rallt: Gesundheitskampagnen. solidari 
sehe Entwicklungshilfe, Lösung der 
Schuldenkrise. Reform der internatio
nalen Winschaftsbeziehungen das 
wird man erst einmal alles "ergessen 
kön nen. Allein durch seine ökonomi
schell Effekt~ wird das Sternen kriegs
programm rin" Millionen Menschen I.ur 
I lolle auf Erden. 
Wie lange wird es dann noch dauern. bis 
Armut und Elend in der Dritten WeIl, 
kombiniert mit Be\'ölkerungsexplosion 
und Ressourcenverknappung, zu so~_iJ._ 

len und politischen Katastrophen fuh· 
ren, \'on denen man sich heute keine 
VorSiellung machen kann? 
Wie lange wird es noch dauern. bis öko· 
logische l'robleme - Vormarsch der 
Wüsten. Wasscr knappheit. Abholzung 
usw. zu ei nem globalen Kollaps der öko
sphäre ruhren? 
UCIll K.mzlcr und sei nen Minis tern sind 
diese Probleme weitgehend egal. Mit 
ebenso selbstgeralliger Ignoranz wie 
biedermälUlischer Skrupellosigkeit ver
folgen sie wei ter ihre Geschäfte -
business as usuaJ. 

Und das ist wörtlich zu \'erstehen ... I-: nt 
wicklungsminister" Warnke. durchaus 
nich t scheTl.haft auch als Sielliensmin i
ster bel.eiehnet, versteht En twicklungs
politik hauptsächlich als Export förde
rung rur die Industr ie - mit Vorliebe rur 
die I: irma Siemens. Details sind in die
sem lieft nachzu lesen. 

Pl attform links von der CDU 

Ausgerechnet in einer Zei t also, in der 
sic h die Zukunft der Dritten W('1t ,,\'er
zweifelt und düster abzeichnet" ( Fidel 
Castro), haben wir eine Regierung, die 
gegenüber den Problemen der Entwic k
lungsländer gleichgültig ist und ihre Drit
te·Welt-I'olitik ausschließlich an den ln
tttcssen d<.T großen Konzerne, des mi
litärisch·industr iellen KOl!lplcxcs und 



den Weltherrschaftsplänen der USA aus
richtet. 

Und die Alternative? 
Zur Wahl haben alle opp osit ionellen 
Kräfte programmatische Aussagen für 
eine neue Dritte-Welt-Politik vorgelegt. 
Die Vorschläge von SPD, Grünen und 
friedensliste weisen in den Grundzügen 
eine erstaunliche übereinst immung auf. 
Alle erkennen die Bedeutungdes Zusam
menhangs von Frieden und Entwick
lung, haben unsere Verantwortung für 
die Lösung der globalen l'robleme er
kannt. fordern einen Bruch mit der im
perialist ischen Konf ron la tionspoli li k. 
Alle mat;hen sich die Grundforderungen 
der Dritten Welt zur Umgestaltung der 
Weltwirtschaft zu eigen und ergreifen 
eindeutig Partei zu Brennpunkten des 
antiimperialistisehen Kampfes, wie Ni· 
karagua und Südafrika. 
Natürlich gibt es aueh Differenzen, hier 
und dort Inkonsequenz, Halbheiten und 
Fehleinschätzungen. Auf alle Fälle aber 
ist für den Dritte-Welt-Bereich die Ober
einstimmung so groß, daß eine Plattform 
ftir eine Mehrheit links von der CDU 
leicht zu erreichen wäre (die Betonung 
liegt nicht nur auf "Mehrheit~, sondern 
auch auf .,links"!). 

Sehr viel bewegt hat sich dabei zumin
deS! programmatisch in der SI' D. Die 
Grünen, in vielen Fragen der Dritte-Welt
Politik der SI'D ohnehin immer schon 
voraus, haben ihre Positionen weiter 
konkretisiert und dabei antiimperialisti
sehe Konturen deutlicher herausgearbei
tet. Für die Friedensliste gilt dies ohne
hin. 
Viele Forderungen, die die Solidari täts
bewegung aufgestellt hat, finden sich 
also heute in den Wahlprogrammen der 
Oppositionsparteien. Das ist wichtig 
über den Wahltag hinaus. Denn unab
hängig davon, wie es am 25. J anuar 1987 
ausgeht, die SOlidaritätsbewegung hat 
hier die Chance - unter Wahrung ihrer 
parteipolitischen Autonomie - an Ein· 
fluß und Breite zu gewinnen. 

Sie kann dazu beitragen, die verschiede
nen oppositionellen Strömungen zu ge
meinsamem Handeln zusammenzufüh
ren. Sie kann dabei helfen, einen demo· 
kratischen Block der Veränderung zu 
formieren. Einen solchen Block der Ver
änderung brauchen wir, wenn sich in die
sem Land entscheidendes ändern soll -
auch in der Drille- Welt- Politik. 
Das ist nicht nur eine wahltaktische 
überlegung, z.B. über rosa·grüne Koali· 
tionen u.ä., sondern eine langfristige 
st.ategische Orientierung. Denn eines ist 
sicher: Bloß nicht weiter so - Bundes
republik Deu tschland! Peter Wahl 

ICJI ' lAUB, ER MCoITi 
LJlJiS/IM WIEOfR ~UNTtR. 

Wolfram Brönner 

Weltpolitik a la Kohl 
Die RRO als Komplize und "Partner" 
Inzwischen gehört es fast schon zum All· 
tagsgeschäft, wenn die konservativ·libe
rale Regierung Kohl in weltpolitischen 
Fragen für Zündstoff sorgt. So jüngst ge
schehen, da sie sich als Bremsklotz gegen 
mögliche Abrüstungsschritte und gegen 
durchSt::h lagende An ti-Apartheid-San k
tionen betätigte. 

" Amerikas Versicherungspolice" 

Nach dem Gipfeltreffen USA· UdSSR 
von Reykjavik im Oktober 1986, wo Ab
rüstungsvereinbarungen greifbar nahege
rückt und nur am Beharren Ronald Rea
gans auf ihrem Weltraumwaffenpro· 
gramm SOl gescheitert waren, talen sich 
die Bonner Unionsführer als vom Wett
rüsten "Besessene" hervor. 
Bundeskanzler Helmut Kohl klopfte in 
seiner Regierungserklärung vom 6. No
vember den US-Kurs fest, das von Rca
gan als "Amerikas Versicherungspolice" 
verharmloste SOl dürfe nicht zum Ver
handlungsgegenstand gemacht werden. 
Nicht unteTSIÜtzenswert befand er die 
l-"orderung nach einem Atomteststopp, 
d .h. den Anschluß Washingtons an das 
einseitige sowjetische Moratorium. 
Gegen die in Reykjavik erwogene Ver
schrouung der atomaren Mittclstrecken
raketen (Pershing 11, Cruisc Missiles und 
SS-20) fand die CDU/CSU zusätzliche 

Vorwände: Sie müsse an eine Regelung 
zu Kurzstreckenra keten und zum kon
ventionellen Bereich gekoppelt wer
den. 1 

Im Vorjahr hatte der Bundeskanzler, 
ähnlich seinem Außenminister Genscher 
(FDP), noch Vorbehalte gegenüber SO l 
angedeutet und einen Atomteststopp 
gutgeheißen. Nach dem Bonner Ent
scheid ftir eine bundesdeutsche SD!
Beteiligung aber schic kt er sich an . ge
meinsam mit der CDU/CSU-"Stahlhc!m
fraktion" (Strauß, Dregger, Wörner) die 
republikanischen Ultras in Washington 
rechts zu iiberholen. 
Mit ihrem Festklammern an die Welt
raummilitarisierung wie an die Stationie
rung atomarer Erstschlagswaffen in 
Westeuropa demonstrierte die Regierung 
Kohl, daß ihr soeben von Genscher auf 
der UN-Vollversammlung in New Vork 
wieder einmal beschworener Friedens
und Abrüstungswille bloße Täuschung 
ist. Mit ihrem Sabotagekurs gegen faß
bare Abrüstungsschritte im Genfer Ver
handlungsprozeß begab sie sich in Ge
gensa tz auch zur Dritten Welt, deren 
Votum gegen die Konfrontation und ftir 
Abrüstung sich im Rahmen der Verein· 
ten Nationen und der Nichtpaktgebun. 
denen (siehe Kurs des Harare·Gipfels, in 
AlB 11/1986, S. 4ff.) heute eindeutiger 
dennje widerspiegelt. 
Bundeskanzler Kohl suchte während 
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Bonn und Nikaragua 
Die ßeteuerungm der Regierung Kohl, si<: 
khne es grundtitzlich ab, "die Gewährung 
von Wirt~cbaftshilfe an politi.~he Bedingun
gen zU knupfen", wurden bisher Olm augen
scheinlicMlcn durch cli .. Bonner Mittel
amerikapoJilik wid.-rlegt. 
Hil(5Zu5a~n in lIöhe von 40 MiQ D~1 an 
NikMagu .. ;'os den Jahren 1981 und 1982, 
deren Auszahlunll bereits unter der ~ozial· 
liberalen Koalition verlögcT! worden war, 
wurden 1984 de facto I\"=strichen. H .. ne die 
Bundesregierung 1983 die Nichlauszahluß!: 
noch mit technischen Argumenten ~griJn· 
dei, so machte sie Anfang 1984 die FOTb.'! 
ZUIl,\ der CTItwiddungspohti'ICh .. n Zusam
mconarbcit von politischen Kriterien abhan
gig. llicnu gchöfI, laut Entwicklunjphilfc
minister Wamkc (CSU), d-aB .,die Sandini
sten ihun Rcvolu tiomcltpon einstellen und 
ein ~lindestmaß :m PlurJ.h~mus ,'erwirk
!il:hen'" 
Di<:s" Forderunp;en verdecken nur sehlel:ht 
das Eins..:hwenken der Bundc:,rcgit"l'\.lng auf 
die Reag:,m'sdle Miudamerik.ipolitik, Lumal 
gleil:hzeitiK die Entwicklungshilfe an d.u Re
gime in EI Salvador wieder~uf~nommen 
und dieses Land von ihr zum demokrati
sc:hen Modell fUf Mittdamerika hochstilisiert 
wurde_ 

198-1 flonen- :'10,6 Mio D~I an das Duarte· 
Rel(ime und 198:'1 weitert: 48 \Iiu DM, ob
wohl Morde und t-ollerungen an Oppo~itio
ndlen weitergehen und EI S.,lvador ;i~h 
dur,h VCrIOOrgungsOiigc fiir die Contras an 
der Oesmbi1isierun~ Nikaraguas beteiligt_ 
Gt:nausowcnig Skrupd bringt man auch dem 
Regime in Cu,,\(:maJa ent~grn, fiir d~ dk 
finanzielle und technische Hilfe 1986 um 38 
M"J 0~1 auf 58,84 Mio OM erhöhl wurde. 
Unter diese Entwicklungshilfe f~llen u.a. 
10,6 Mio D~t als Au~rü5lungs- und Ausbil· 
dungsbdfe für die Poli:/;/:i, die nachWt'islith 
weiterhin Olm VcrSl:bwindenlassen von Regi· 
megegnern bcteili~ ist. Ein Tei] der Gelder 
an btide Linder \'>ird zudem für Projekte 
verwandt, die Teil der !'rogramme zur Auf· 
sl,.ndsbckllin pru np; sind. 
Neben der EinilcJlung der finanzidlen Zu· 
sammenarbc:it mit Nibl1lgua wurden auch 
andere B(Jeieh~ d"r !o;ntwil:kJung:;hi]fe ein· 
ge5Chr.inkt. Nroc l'rojekte der techni$Ch"n 
Zusammenarbeit wurden nieht mehr bewil· 
]ig! und beuchende nur in Ausnahmef~lkn 
verlänl9=rl. 

Auf den Drou.:hen Entwicklung:srlienll 
(OEO übt die Bundesregierung massiven 
Druck JUS. Oi~ Zahl der OEO·~1itarbeiter 
wurde aur 25 reduziert, die nur noch mit 
privaten Trigern zunmmenarbdten durfen. 
Nichtregierung:;Cirg;.IIlis",tionen wurden Zu· 
lichune \'erweill"rt, sofern sie in Nik;\ragua 
mit staatlichen Stellen zusammenarbeiten. 
Mit der SIreichungder Entwicklungshilfe lei
stet die Bundesregierung einen gewichtigen 
Beit"'<lg zum US-Ocstabilisierungskurs geg<:n 
Nikaragu". Aktiven Anleil dariln hat da~ 
B~1Z zudem, indem es über die Konrad· 
Adenauer· und die Friedrich-Naumann-Stif· 
tung zivile Contra·Organisationen wie die 
Dlristlich-Sozlale Partei, den Unternehmer· 
verband COSEI', die Zeitun!< Ul Pfensa und 
die ~og. Mensl:henreo;ht:skomminion CPD~1 
finanziert. 
Obwohl die Bundesregierunsc und die Koali· 
tionsparteien immer wieder betonen, d.lß iie 
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eine militäriso;;he Lö~ung der K,mflikle in 
~Iitlelamerik;t ablehnen, i<1 bi~her eine Ver
urteilunll d~s Conlr~kricges W,,~hingtun~ 

ausgeblieben. Noch ]9831icß di .. Regi"rung 
Kohl rrklären, !ie wi!t.>e nkhn ,,,n einer Uno 
terstutzung der Contras durch die USA. 
Wie auch bei "nder .. n wcJtpolitisl:hen Fragen 
bleibl Kritik aU1. dJ so die COU{CSU in 
einer J::rklarung (uch der Verlungung de. 
Wirtuhaftsemb.lTgos seiten, der ReJl:3n· 
Admini~lntion im Mli 198 .. - die !'rioril"t 
ries Bundnissc-; mil den USA "für jeden klar 
.ein müßte". 
Dies i.t auch der Grund Ibfiir, daß die Bun· 
desregierung den ß.t:mühungcn der GonIJ
dor<l·Gruppe (Mexiko., P.m"ma, Venezuela, 
KI)lmnbien). eine friedliche Beilegung des 
~littdamerjl:.akonf1ikls zu erreichen, eine 
ahnlieh wirksame Umt:~tützunKzukotllmcn 
Iä.ßt wie die USA selbst. In Worten spricht ~le 
sich für cipe VerhJndJun~slijsun~ <lUS, ,tellt 
skh aber auf die Seite EI Sal,adors, lIon· 
duras' und KO'ilarikas. die bisher auf Anra· 
ten Washingtons jede Obereinkunft tnrpe
dien hilben. 

Den Contadura·trieden~bemühungen tU
wider läuft zudem das Orängen du Unions· 
p..rteien, Nikaraguo. von der Mittdamerika· 
Hilfe der EG aU5ZuS<.hließcn. In der Bunde~· 
republik ~'ersuchen sie durch di~ Diskreditie· 
runl\ NikarJ.guas ulld der SnJidantat-bewe· 
~.Itlg den Boden für eine Ausweitung der 
US·Intnvention zu bereiten. 
Dem dienen \'or allem eine MenS<.henredllS· 
kamp.ur;ne von CDUfCSU und Gruppen aus 
ihrem Umft:ld sowie Bemühunf{Cn, die Me· 
dien auf anti$andini~li~ehen Kurs LU bringt:n. 
Einen Höhepunkt haI dic-;e Kamp"gne an· 
bß]kh der Entrührung von Jehl bundesdcut
irhen Brigadisten und dcr Ennordung des 
Aufbauhc1f/':n. Bemdt Kobentein im Juli 
1986 erreicht. als VCTl;ucht wurde, die Soli
dMiIJtshewegungund die Sandinisten Wr die 
Untaten der \On Wa.hingtnn ausgeh;lItcnen 
ContrJ5 verantwonlich zu machen. 
Ein Oorn im Auge sind der Rechl,regierung 
vor a!lem die zunehmende Zahl von Südle· 
und L.:mderpartneT$chaften und anderen 
Formen der Zusammenarbeit mit Nikaragua, 
die mit U1lIer~tulzung der Gnincn, der nKP 
und der SPD ,c-reinbart wurden. Ob cl.-r Oes· 
mformation der Rechtsparteien Erfolg be
<t:hierlen "in wird, durfte nicht zuletzt ,Im 
den Ak!ivit;.tcn der S(>lidarital\!xwegung 
und der IntervenliunsttCgner,:\Ci es innerhalb 
oder außerhaI), der Parteien links von der 
eDU, ahhanSl;,n. N. Biur 

und naLiI ~einer Wa~hinglOn,Visitc Ende 

Oktober 1986 von dn eigenen S;lbot,lge· 

rolle (und der Reilg'"ns) abzut..-nken, in

dem C\ Sehuldzuweisungen ausgerechnet 

auf ~Iichail Gorbatschow, den Initiator 

einer Serie radikalster Abriistungsinitia. 

tiven ablud. 

Er tal dies in eincm Newswcek·lnt(·r

view, wo er Gorbatsl:how dreist mit H,l
lers Kriegsprop"gandislen Goebbds, also 
dem Einpeitscher dC$ Oberfalls auf di!' 

Sowjetunioll (1941), verglich. 

Da half e~ dem CDU-Vorsitzendt:1t auch 

wenig, d~Iß er an gleicher Stelle befand: 
.,Ieh bin kein Dummkopf. .. Ich bin kein 

amerikanischer Vasall... Ich bin ein Part
ner. ,. Dies haIJe er n"chgerade mit •• sei· 
ner für viele Leute in Washington enl

tiiuschenden ... differierenden Position 
zu Libyen" untermauert. 

Do(h "die Amerikaner" seien im Gegen

satZ zu ~Ioskilu "unsere Freunde", weil 

es bei ihnen "keinen Gulag gibt. Die 
Amerikaner marschieren ni~ht in Afgha

nistanein".2 

In der Tat, Herr Bunde~kanz\cr, und 

auch (noch) nicht in der UdSSR, KulM, 

Nordkorea, Angol.J oder Nikaragua. 

Aber im Leitlinien-Dokument der Regie· 

rung Rl'agan f,Jr 1984-88 3 sind erstere 

als vorrangige Eroberungsziele der US

Atomkricgsplaner iiberdeutlkh mar· 

kien. 

"Einmarschiert" sind übrigens .,unsere 
Freunde" längst andernorts, so etwa in 

Korea (weilerhin US-Slationierungs· 

land!), Vietnam. Libanon (1982-84), 

Grenada (1983) und - auf dem Luftweg 

_ im April 1986 in Libycn. Und gegen 

die Re\'olutionsregimes Nikaraguas, 

Angolas, Mo({ambiques oder Afghani. 
stans managen sie vorerst .. nur" die 

Destabilisierung und dcn Krieg der Con

tras bzw. des Aparthcidrcgimcs, wohl· 
gemerkt ohne eine letztendliehe USo 

Invasion aUS"LUsehlieBen. 

Wo in diesem Reagall'schen Wdtneuord 

nungsszcnario. so ist zu fr;lgen, steht ei

gentlich heute. 4 Jahrt: nach der Inthro

nisierung der "Wende"regierung, die 

Bundesrepublik? 

Paradefall Libyen 

Nehmen wir Kohls Paradcfall Libyen. 

krise. 
Vor dem US-Luftangriff vom 15. April 

1986 auf Libyen strickte die Bundes· 

regierung mit am zweifelhaften ,.Ter

rorismus"·Vorwand gegen Ghadtlafi, wg 

allerdings bei dem von Washington ver

langten WirtsehaflSboykou nicht mit. 

Nach dcm Angriff warb Kohl fI.ir "Ver

stiindnis" gegenüber dem Aggressor. 
Nicht der NATO-Vormacht, ~ondcrn 

den Opfern ihres Kric:gsaktes bzw. der 

libyschen Revolutionsftihrung wies er 

die Schuld zu, indem er sie als "Herd 



regionakr Destabilisicrung'·. "Zentrum 
des internationalen Terrorismus" und 
der "direkten Aggression" (U.d. gegen 
Äb'Ypten 1) in einem bezichtigte. 
Der Kanzler tat dies ungeachtet du Tat
bestands, daß der sog. "Vergeltungs
schlag"' von bundesdeutschem Boden 
aus vom NATO-Oberkommandierenden 
Rogers geleitet und hier stationierte Per
shing 11 stdttklar gemacht worden waren. 
Auch die darin angelegte Gefahr einer 
überregionalen KriegseskaJation nahm 
die Rechtskoalition fti gsam hin. Die so
wjetisdle Initiative zur Entmili tarisie
rung des Miltc1nleerrilunles und einer 
Verhandlungslösung der Libyenkrise 
ließ sie links liegen. 
Anschließend gab e ... keine Bonner Ver
urteilung des US-StaatSlerrorismus. 
wohl aber politische Rückendeckung ftir 
ihn. Am 21.4.1986 beschloß man in der 
EG diplomatische und teilweise wirt
schaftliche Sanktionen (Nahrungsmi t
tel) mit. wahrte aber angesiCh ts des 
Rückzugs des US-Kapilals die BRD-Vor
"lugss tellung als zweitgrößter Handels
partner und vormals dritt ·, jetzt zweit
größter Auslandsinvestor Libyens_ 4 

Fdzit des Libyen-"Tests"; Im Ernstfall 
verspricht die Regierung Kohl dem 
,.!'artner" USA vorrangige militarisch 
politische Gefolgschaft, allerdings ge
paart mit dem offenen Anspruch, dies 
zur Erringung wirtschaftlicher Eigenvor
teile ausZUnUtzen_ 5 

Das lautere Pochen der .,Wende"-Regie
rung auf bundesdcutsche Eigeninteres
sen hat seine reale Grundlage im wirt
schaftlichen Aufs tieg, der sich bis Mitte 
der 80er Jahre imje zwei ten oder dr ittcn 

I.ib)cnl" .. un Aprit 1986: 30000 dc""",,,ri<n"n '" Ik>"n .< .. n RUK'R< NMllol»lismu$ und d.m" FO,derunJ 
dUlcb die Regl.rung Kohl 

Rang als Warenexporteur, Kapitalexpor
teur, Gläuuiger- und Geberland von 
öffentlicher Entwicklungshilfe gegen· 
über der Dritten Weh widerspiegelte 
(siehe Beitrage von Boris/Goldberg und 
r. Iohnke). Als neo koloniale Großmacht 
kommt ihr im Wettstteit mit dem ande
ren Aufsteiger J apan zugute. daß sie als 
führender multilateraler Findnzier inner
halb der EG und als nunmehr Zweitpla
zicrter hinter den USA in den maßgeb
lichen internationalen Finanzinstitut io
nen Weltbank und Wcltwährungsfonds 
deren geballte Macht vermehrt Hir eigene 
Terraingewinne mit in die Waagschale 
werfen kann_ 
Die flir den Zeitraum 1981-85 zu be~ 

obachtende Rücklaufigkeit der An teile 
der Dritten Welt am gesamten BRD· 
Außenhandel (Exporte von 17,8 auf 
12.4%, Importe von über 25% auf 
15.5%) und an den weltweiten Direkt
investitionen der bundesdeutschen Kon
zerne (1Ion 21_2% auf 15% des Bestan
des)6 heißt im übrigen nicht, daß man in 
Bonn und den Chefetagen der hicsigen 
Multis der Wirtschaftsexpansion gc n 
Süden fortan einen geringeren Stellen· 
wert beimißI. Die gebremste Expansion 
ist vornehmlich ein Reflex auf die tiefe 
Wirtschaftskrise der Entwickl ungsländer 
(Verschuldungskrise, Rohstoffpreisver
fall, ßinnenmarktverengung usw.) und 
vorerst als vorüuergehende Erschei nung 
zu w(''Tten. Und in der Strategie von bun
desdeutschen Wehkonzernen und Regie
rungsslellen jedenfalls wird dem weite
ren Vormarsch auf Märkten und Anlage
spharen in den Niedriglohnländern der 
Dritten Welt (Auslandsbeschäftigle der 
BRD-Konzerne 1983 ca. 1.4 r. l io, davon 
über 50% in Entwicklungsländern!) auf 
absehbare Zeit eine eher erhöhte Bedeu
tung beigemessen_ 7 Die hier winkenden 
Kosten- (Extraprofite!) und Standort-

vorteile sollen für den Ausbau der 
BRD-Posilion gegenüber der weh wirt
schaft lichen Spitzen konkurrenz ins Feld 
geführt werden . 
Nach Ansicht der Bonner Konservativen 
),rilt es, sie staatlkherseits noeh starker zu 
fördern mit dem Ziel. sie in einen steti
gen weltpolitischen Gewich tszuwachs 
umzumünzcn. Zugleich schalteten sie 
auf einen ähnlich konfron tativen Kurs 
wie die Regierungen Reagan und Tha t
eher gegenüber den weh wirtschaft lichen 
Rcformforderungern der Habenichtse 
" m. 
Anderersei ts zogen sie aus dem hochgra
digen Angewiesensein der BR D-Indu
str ie auf Rohstoffzufuhren aus der Drit
ten Welt sowie aus der verglichen mi t den 
USA, Frankreich. Großbritannien 
(noch) deutlich geringen dortigen Mili
tärpräsenz den Schluß, daß Bonn eine 
engere "sicherhcitspoli t ische" An kop
pc1u ng an die glouale Intervent ions
mach t USA und ei ne erweiterte Ro11e 
in nerhalb der NATO·Arbeitsteilung zu 
be treiben habe. 

Nein zu Rcformwiin schen 

Unter dicsen Voneichen vollzog sich die 
von Entwicklungshilfeminister J ürgen 
Warnke (CS U) schrittweise durchge
setzte sog. "Neuorientierung" der bun
desdeutschen Entwicklungspoliti k (sie
he im Einzelnen M. Mohnke). Dieses in 
den "Grundlinien " der Regierung Kohl 
vom Marz 1986 zur Umpolung gedie
hene Konzept läuft im Kern darauf hin
aus; 
• die Entwicklungshilfe vorrangig zur 
Förderung des privaten Waren- und 
Kapita lexports (erweiterte Lieferbin
dung, Mischfinanzierung, Investitions
garantien usw_) und zur Verpflanzung 
"marktwirtschaftlicher Elemente" bzw. 
"Ordnungen" in die Zklländer einzuset
zen; 
• die Grundanliegen der Entwicklungs
länder nach Wiederaufnahme globaler 
Verhandlungen (,.Nord-Süd-Dialog", 
seit dem Gipfel von Cancun 198 1 stillge
legt) über Slrukwrreformen der Welt
wirtschaft oder über Rüstungs kürzungen 
der Weltmächte zugunsten erhöhter Ent
wicklungshilfe werden strikt abgewie. 
sen ; 
• Ländern, deren eigenständiger Ent
wic klungs ..... eg Warnkes "ordn ungspoli. 
tische" Grenzen übersch reiten (von we
gen Se1bstuestimlllungsrecht!) oder de
ren Wohlverhalten gegenüber der Weh 
politi k der Westmächte zu wünschen 
übrig läßt, werden mi t Minelstreichung 
bedroht (derzeit etwa Zimbabwe) oder 
abgestraft (so Tansania, Ni karagua). 
Das Auftreten der Regierung Kohl auf 
den weltp olitischen Foren der UNO, der 
Weltbank, des In ternationalen Wäh-
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rungsfonds (IMF) usw. zeichnet sich fol
gerichtig durch ein unnachgiebiges Fest
halt<!n <Im neokolonialen Status quo aus. 
Wiihrend sich die smr.iallibcralc Koalition 
einer gelegentlich kompromißrahigen 
Hinhaltepolitik bcneißigt hatte, wurde 
,'on Bonn seit der "Wende" die wirt
schaftliche Gratwanderung der meistcn 
Entwieklungsländer skrupellos ausge
schlachtet und ihre Kernanliegen ge
meinsam mit den Hardlinern in Washing
ton und London offen bekampft: so die 
Forderungen nach einer Neuen Inter
nationalen Wirtschaftsordnung, nach ei
ner Delllokratisierung von Weltbank und 
IMF oder nach einem UN-Verh,lltens
kodex bzw. der Kontrolle der Multis. 

Mehr noch setzte das konservative Ge
spann auf eine Gegenoffensive, d.h. dar· 
auf, Kri;dil- oder Umschuldungsnötc von 
Entwicklungsländern auszunutzen, um 
diescn eine "Politik der offenen Tür" für 
die Multis (z.B. "Liberalisierungs"ge
setze Indiens 1985, Mexikos, der Türkei 
u.<I.). die Streichung von Subventionen 
für die Armen usw. zu diktieren. 
In dcn }o' inanzinstitutlOnen IMF und 
\\'dtbankgruppe sorgte die Bonner Re
gkrung ferner mit dafm. d"ß den auf 
Reagans "Abschußlisk" stehenden Staa
ten wie Nikaragua. Grenada (bis 1983), 
Vietnam oder jüngst dem sozialdemo
kratisch regierten Schuldenrcbdl Peru, 
die gt'wünschten Kredite versagt, Süd· 
afrikas gt'iü;htetes Aparthddregimc hin· 
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gegen mit einem MilliardenkTedjt be
dient wurde. 
Zur Gegenoffensive im Rahmen der 
UNO blies das konservative Trio ~u · 

nächst mit einer konzertierten Aktion 
gegen die Organisation für Erziehung, 
Wissenschaft und Kultur (UNESCO), 
wobei sich gegen deren .,Politisierung" 
und den senegalesischen Ceneraldirektor 
M'Bow einschoß. Mit den Austritten der 
USA und Großbritanniens 1986{87 (sie 
bestritten 29,6% des Budgets) und der 
Bonner Androhung dessen bezweckt 
man, mittt:ls dner finanzicllen Lähmung 
auch die antineokolonialistische Aus· 
richtung (Neue Informationsordnung!) 
der UNESCO zu Fall bringen zu können. 

Vorliebe für Diktaturen 

Konfrontati\' tritt die SRD heute auch in 
der Wclthanddsorganisalion UNCTAD, 
der Industric- und Entwicklungsorgani
sation UNJDO oder gegen den Auflrolg 
des UN-Namibiarates auf. bindende 
Sanktiont'n gegen die illegale Besatzung 
durch Südafrika sowie die Uuabhängig. 
keit Namibias, das "laut UN ·Gencral 
se krctar Pcrez de Cuellar drängendstc 
J'roblt:m dt'r Entkolonialisierung". ge 
mäß der UN-Rcsolution 435 (1978) 
durch~usetzen. 

Auffiillig gcstieK<.:n ist 5<.:it <kr "Wendt·" 
auch die Bonner Berdtschaft, erhöhte 

wirtschaftlich-militärische Hilfe gerade 
an solche Staaten zu übernehmen, die im 
strategischen Kalkül der NATO gegen 
das sozialistische Lager eine Schlilsselrol
le einnehmen, die in Regionalkonflikten 
als Interventionsbasen zur Verfügung 
stehen und/oder von revolutionären 
Aufuandsbewegungen erfaßt sind. 

So zu verstehen ist die Konzcntrierung 
von Sonderhilfen und Entwicklunl.'S· 
hilfevergaben auf anrüchigste Diktatur
regimes wie jene Pakistans, der Tiirkei 
(1966/67 über I Mrd DM!), Slidkoreas 
und Thailands. So erklärt sich die unver
drossem- Sliitzung Israels, Südafrikas, 
Marokkos (\\'eslSahara!) oder Indone
siens (Ost-Timor!), obgleich diese 
Musterfälle für krasse Menschenrechts
verletzungen. Angriffskriege oder rur die 
illegale Besetwng fremder Territorien 
sind. So begründet ist ferner der HRJ)· 
Hilfeschub für die "Frontstaaten" der 
Millclamerikakrise (Honduras. EI Sal
vador, Guatemdla; siehe Kasten) oder 
des Südlichen Afrika (Namibia, Süd· 
afrika, Z.iire). Und so motiviert ist 
schließlich die teils unverblümte, teils 
diskrete Förderung der CIA-Söldncr und 
Contras, die gegen Afghanistan. Angola 
(UN ITA) , Mo"ambiqu<.: (RNM) odcr 
Nikaragua tnroristisch w Fdde ziehcn. 
In diescs Bild P.ißt denn auch dit· durch· 
gangi/!: destruktive Haltung der Regie· 
rung Koh l gegt'nüber internationalen 
politischen VerhandlungsinitialiVl"n, sei 



es zu Nikaragua (Contadora), zu EI Sal

vador,.tu Namibia/Südafrika, zum Golf

krieg, zum Nahostkonflikt, zur Afghani
stan- oder Libyenkrise. Und hier fügt 

sich nahtlos der schon unter der 
SPD/l-'OP-Koalition angebahnte und 

nach der" Wende" auf die Spitze getrie

bene BRD·Rüslungsexportboom ein, der 

sich nicht zufällig in Konfliktregionen 

massiert. 

Eingangs der 80er Jahre hatte sich die 
BRD mit der weltgrößten Zuwachsrate 

(1971-80 nach Washingtoner Quellen 

983%, Weltdurchschnitt 98%) ohnehin 

unter den Exporteuren von Groß-Waffen 

auf Rang 5 (hinter den USA, der UdSSR. 

Frankreich, Großbritannien), von Waf

fen- bzw. Munitionsfabriken gar auf 

Rang I hochgearbeitet. 

Schrankenloser Rüstungliexport 

Seit im April 1982 die Einschränkungs

bestimmung, Rüslungslicferungen in 

"Spannungsgebiete" seien nicht statt

haft, gestrichen wurde, genügt die Fes t

stellung "vitaler Interessen" der BRD 

zur Exportfreigabe im Einzelfall. Diese 

werden von der Regierung Kohl so weit 

gcfaßt. daß allein im Jahr 1983 nach 
amtlichen Angaben die Ausfuhr von 8,6 

Mrd Dr.1 genehmigt wurde, d.h. mehr als 

im Zeitraum 197 5·80 zusammengenom
men (8.1 Mrd DM). Der seitherige Ab

schluß neuer Großaufträge rur Kriegs· 

schiffe. Kampfhubschrauber, r.li1itär· 

LKWs. I'am.er, ~1unitionsfabriken (eine 

z.B. im Mai 1985 mit den Sauds) usw. 

verweist auf weiler ansteigende Anteile 

auf dem ansonsten stagnierenden 

RÜSlungswe!lInarkt. Auf die Dritte Welt 

entfallen derweil rund 2/3 aller 

BRD-Riistunpgesehäfte. 

Ap.anheid·P11i"dent IIotha (I.) und Sonde".mOndet« 
Kohl im JunI 19!1S In R-onn 

Bonn und das Südliche Afrika 
PoJiti5<;he und wirlSch;,ftliche, auch militäri· 
5Che Bc-ziehungcn zu Südafrika, die Namibia 
als ßestandteil - sozusagen als 5. Provinz -
d..,s Aparlheidstaates einschließen, waren 
und sind flir die ~erschjcdenen Bundcsn:gie· 
rungen feste Größen ihrer Außenpolitik im 
Süden Afrikas. Auch die SO".lialliberaJe Regie
rungskoalition (1969-82) unterband diese 
Beziehungen nicht, die derzeitige kanser
vat,vliberale Regierungskoalition aus CDUI 
CSU und fDP schon gar nicht. 

Spätestens stil 1984 muß die Frage nach der 
Haltung zu Süd.1frikajedoch scharfer gestellt 
werden. Mit dem Beginn der anhaltenden 
Umuhcn in Siidafrika im Sommer 1984 
wuchs auch die intemationale Bereitschaft 
zur Isolierung des Aparlhcidregimes in aller 
",,,ho Ein Umdenken unter Bonner Politi
kern wäre notwendig, um die BRD in die 
Boykottreihen gegen Siidafrika einzubrin-

"'". Einzelne Stimmen in den regierungsuagcn-
den Parteien CDU und FDP "crtreten denn 
auch eine Position, die schärfere Sanktionen 
!j:egc:n Südafrika fordern; so tt\va dcr außen
politische Sprecher dcr Bundc~tagsfraktion 
dcr fDP, Helmut Sch;<fer. Sie konnten sich 
jedoch nicht durchset~cn. So behält die BRD 
ihre Brems.crroUe gegen Sanktionen auf der 
internationalen Eben., bei (siehe AI B 
10/ 1986,S.3). 
W;;'hrcnd die Regierung Koh! in der Sank
tionsfuge zu den Schlußlichtern gehört, 
nimmt ~ie in der Unterstützung der süd· 
afrikanischen Namibiapolitik eine Vorreiter
rolle ein. ZWllr hat das Bonner Außenmini
sterium unter Hans-Dietrich Genscher die 
Eimeuung der $011=. Interimsregierung, einer 

Marionette Pretorias zur Verhinderung einer 
wirklichen Unabhangigkeit Namibias, im 
Juni 19M offiziell nicht b.:grüßt, maßgeb· 
liehe außenpolitische Vertreter der Regie· 
rongsparteien nahmen jedoch an den Einsel
zungsfeiulichkeiten teil (siehe AlB 
8-9/1985,S.71). 
Au<:h die Bereits<:haft der BRD, an Namibia 
deneil - also vor der Un.~bhängigkeit -
Entwi<:klungshilfe zu leisten, muß ab Unter· 
stüt~ung der südafrikaniKhen Besatzungs· 
politik gegenüber Namibia gesehen werden. 
Die Oppositionsparteien im Deuuehen Bun· 
destag, SPD und Grüne, haben diese anhal· 
tende Kol!aboTation mit dem Apartheidstaat 
wiederholt angegriffen und weitergc:hende 
Beschlüsse in der Sanklionsfrage s.citens der 
Regierung gefordert. Die SPD hat sich, zwi· 
Khenzeillieh zur Forderungselekti~er Sank
tionen durchgerungen. Dies ist immerhin ein 
Schritt nach ~ome, auch wenn es noch im
mer nicht den Forderungcn des Widerstan
des in Südafrika selbll, der mehrheitli<:h ei
nen umfas!iCnd<!n Roykott für notwendig 
hält, gerecht wird. 

Außer den Gronen hat bisher auch keine der 
im Bund<!stag veTuet"nen Parteien die Re· 
frciungsbewegunl;Cn des Südlichen Afrika. 
dcn Afrikanist;hen Nationalkongreß (A.t~C) 
und die Südwe5tafrikanische Volksorganisa· 
tion (SWAPO). als legitime Vertreter ihrer 
Völker anerkannt. Während CDU/CSU je
doch Gespraehskolltaktc mit ~larionettcn 
der Botha-Regierung, z.B. Gatsha Butheiezi, 
rur angebracht luh, bevorzugt die SPD Ge
spräche mit dcn Vertretern von ANC und 
SWAPO. M. Kolter 

Tabelle 
Wirtschaftsbeziehungen BRD-Südafrika 1980-85 

(!\ngaben jeweils in Mio DM) 

Ausfuhr 

Einfuhr 

Anteil von Kohle 

an Gesamteinfuhr 

Anteil von Gold 

an Gesamleinfuhr 

Ausfuhr "strate
gischer Güter" 
Neue Direktin

vestitionen 

Verschuldung 

Südafrikas bei bun

desdeutschen Banken 

1980 

4.595 
1.797 

5,1% 

29.9 

2.188 

1983 

4.982 
2.742 

26,8% 

7,0% 

350 

259,6 

2.426 

1984 

6.649 

2.973 

4,4% 

24' 

171,2 

2.487 

1985 

4.997 
3.163 

32,5% 

9,2% 

I) Von entscheid~nder B<!deutung für SUdafrika ist dabei, daß der Am<!il der unter bundes
dcul.S<:her Konsorti~lfijhrung an allen öffcntltchen Anleihen VOll Juni 1982 bis April 
1985 82,7% au.ma<:hte. 

(Zusammengestellt na<:h: Christen für Arbeit und Ger"Lhtigkeit, Die deutsche Wirtschaft 
und Sudafrika: Zur Notwendigkeit vOn Wirts<:hafusanktionen, Heidelberg 1986: AIB·Son· 
derheft 1/1986. Südafrika. Apartheid und Widerstand; StatiSlis<:hc Ikihefte zu den MonaIs, 
b<:ri<!ht<:n der DeutS<:hen Bundeshank. Reihe 3, 7..ahlungsbi)anzstatistik, Nr. 6. Frankfurt, 
Juni 1986) 
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AntI-Apartheld-Bewegung 

Wahlprüfsteine 
I. Wie lichen Si. zu umf:i$ICnden, bin""n
den Sonktionm B"!",o d", Apartheid· 
,.pm.? 
2. Wie t><:uncUen Si. rcz"hc b"ndudeu,
.ehe Maßnahmen gegen Südafriu w;" •• B. 
den ImportJIop von Kolli., Uran, ObI! und 
Cernii..,. Goldau. Si.idaf,ika, wie die Aufkün· 
digung d.< Doppclbclln.C",oll",:rmei· 
dung .. bkomm ..... und den Vergabcnop von 
Hermc.bcdücn? 
3. Wu unttmehmen Si. konm. "''''0 Mili
tarLic(C"'ngeD nach Südafrika wie •. 8. die 
Lide",ng von If"b",hra"b«n von .'.I • ...,,... 
..,hmiu·B<>lkow·ßlohm im JUßi 198!> an die 
olidafrihniochc roll •• i. wie dk Lid.n.mg 
von TauKnden von UNTMOG- und Magiru .. 
Dcuu.Militid."wovo wlih •• nd d .... lctu.n 
Jah,.., u.a.? 
4. Wie ".heo Si. 1u der Ta'Dehe, daß von 
198'-S!> buodcsdNuchc Rüllunpgü'''' 
(nach Außcnwiruch.ltsverordnung, Au .
fuhrliOIe Teill, Abtehn; .. A. Bund C)andas 
A~lh.id",gim. im Wert. von 722 Mio D~I 
geliefert worden . iod? 
!>. Wdchc Meinung ver"""n Si" zu d~.T:o.· 
ACh., daß di<c Bund~'T<:gie",ng Informali ... 
n"" zu Rii"unpellpo"en 00 gut wie "erwd· 
1<"", wlh...,nd di~ US·R<cgi ..... n' .in.r di ... 
be>;üglichen gUet1hchen Infonn •• i,,, .. · 
pflich. unterliegt? Was we.d.n Sie in di..." 
Sach. unt.rn.hm",,? 
6. W,e .. ohen Si. zu dc:n umfangreichen Li<
f ..... ngon von N.mibia·Uran in die Bund •• · 
republik? W<lch. 8<dc:utung hat für Sied.al 
UNQ.Dekr<:. Nr. 1 vOn 1974 <um khu t1e 
der rwnibianischen Bnde"",hlit1e und .... tiir· 
lichen R.ich.ümer? 
7. Wi .... lI.n Si •• ich zur hund .. deutoche" 
Unt.rstü .. ung der deutschen Schulen in 
Sü<bfriko und Namibia? 
8. Welche Polli.ion ........ ".n Siezur c;.,wa/'o. 
rung bundetdc:utoch .. En.wicklunphilfe ru, 
Namibia? 
9. Wi. ooU Ihr .. Moinung nach di<: Um ... · 
zung der UN·Sichcrheiur:au·Rcsolution 435 
zu, U .... bhlina:igk.it Namibi •• konkrt. auJ· 
.. hen? 
10. W<lch. ReU" . pioh rur Si. die vnn den 
USA und Südafrik. in die Nomibiav."'-..nd· 
lungen cing<bnchtc .. Linkal<" ... ~· .... K" (~ 
wlhrung der Unabhingigkdt Namihia. ers t 
noch Ab:r.ug der kubaniJchen Trup!'<'n ouo 
Angola)? 
11 . W .. godenkon Sie zur Um .... ung der 
~·01"derun! noch .·reU ... ung von Nd.on 
Mandd. und alle •• nd.ren politischen Ge· 
fangonen in Siidafrika und Namibla konkret 
zu Nn? 
12. Wie definier.n Si. Ihr<: IW,ung ... d.n 
Bef.ciunpb.wegungon ANe und SW ... ro 
und wie .ieht st ... hen.nfall. Ihr. Un.ers'iI.· 
zung für die .. heiden Orpni ... ;onen au. ? 
13. Wie ... hen Si. zu dem 1I0mdandfiihtcr 
und Inka.h.-Vorsi .. end.n G.toh. fluthe
Ini? 
I~ . 1'11 •• 0U.n Ihrer M.inu", ""eh im Rah· 
men internationaler Sanktionen 1I .... n den 
Ap>rthddH .... t die Front".".n im Süd· 
lich.n Afrika I<"gon wir.schftlich R<cpr~ •. 
wi.n Südafriku unterstütz' ..... mcn? 
15. Wie oollen <1>. ~·.onut ... \enim lIinblkk 
auf die fo"S".~tu.n krieS"rUchen Angriffe 
und .... bvnsiven Akti""en Prctoria. unter· 
.tutz, w.rden? 
16. Wu un.~mehmen Sie k<>nkret ~ur Um· 
.. t~ung der Ford.rung der UNO. jic Kon· 
von,ion •• AJ'M.heid: Ein Verb.«hen c;., ... n 
Dic Menschlichk.it'· (1973) """ dc:r Bund .. · 
.. gi~run,,,,tifil:;" .. nzu I .... n? 
17. Wic ... hcn Sie zu Sp01"tkonuktcn ~ .. ; . 
sehen der Bunde .. epublik und Südafrikaj 
N.mibi.? 
18. Wi. ooU Ihrer Meinung nach die 8< ...... 
pmK gogon die Ap ... h.id in der Bund .... f'U· 
blik am wi'k .. mot.ngocotirk' werden ? 
Noch"." 
19. Wie SI.h.n Si. zu der TatJ1Ch •• daß die 
ßund .... publik zum wichti"ten funk.n· 
land fiIr den AJ'Mtheids.nt S"worden ,st? 
20. Wdch< naltung nehmen SO. zu dc:. bun· 
tlcodeutoch.n 1k ... ~iKUnK .... d.n Umschul · 
dung<vCTeinborunl!"n rur Siiddrika ein? 
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Dabei sind die in den amtlichen und in
ternationalen Slatistiken zugrundegeJeg' 
ten Exportwerte der BRD-Rüstungskon· 
zerne noch deutlich untertrieben. Denn 
sie schlagen die Vielzahl von Gemein
schaftsprodukten mit Unternehmen vor 
allem Frankreichs (Alpha Jet. Milan, 
HOl) und Großbritanniens (Tornado) 
einseitig letzteren zu, die eigentlich zu 
etwa 50% bundesdeutscb zu verbuchen 
wären. Und sie lassen die als "zivil" 
deklarierten (Unimogsl) und illegalen 
Rüstungstransfers über Drittländer 
(RheinmctatJ, MBß!) unberiicksichtigt. 
So spit-geh heute die Massenpräsenz sol
cher Markenzeichen wie G-3·Gewehre 
von Hecklcr & Koch oder Militär-LKWs 
von Magirus·Deutz, Daimler-Benz. MAN 
auf den Kriegsschauplätzen in Millel
amerika (EI Salvador), im Golfkrieg Irak
Iran und im Südlichen Afrika den Auf· 
stieg des BRD·Neokolonialismus zu ei
nem der konfliktlrächtigsten Faktoren 
der WeJtpolitik wirklichkeitstreu 
wider. 8 

Das wohl schwerwiegendste Engagement 
in einem Regionalkonflikt betreibt die 
Bonner Rechtskoalition gewiß als treue
ster Verbündeter des Apartheidregimes 
im Südlichen Afrika. 
Als der Sanktionsbremser in der EG, als 
Lieferanl und Finanzier Nr. I trägt sie 
ein hohes Maß an Mitveranhvorlung für 
die Eskalation in und um Südafrika (sie
he Kasten)., 

Dies tut die ßRD insbesondere als Spit. 
zenexporteur von Rüstungsgiitern 
(1983-85 in offizieller Höhe von 722 
Mio DM) in einer Situation, da sich der 
"Partner" Reagan durch die ihm vom 
US·Kongreß aufgcnöligten Teilsanktio
nen u.a. zu einer sIrikten Anwendung 
des UN-Waffenembargos von 1977 ge
zwungen sicht. Bundesdeutsche Waffen 
aber werden. so scharenweise Militär· 
LKWs oder MBß-Hubschrauber (BO 105 
und ßK 117), sowohl bei der Bekämp
fung "innerer Unruhen" als auch bei 
Kriegseinsätzen in Namibia, gegen Ango
la und Mo~ambique eingesetzt. 9 

Waffenb rüder der Apartheid 

Alarmierend ist überdies die kürzlich in 
einem :\1cmorandum des US-Außen
ministeriums (25.1.1985) enthüllte Ge
wißheit, daß das Aparthddregime dank 
der jahnchntelangcn .. wcstlichen 
Nuklcar-Geschäftsbeziehungcn mit 
Südafrika" die "Atomwaffenfahigkeit" 
btsitzl. Pretoria piane ein. "Zuflucht" 
zu atomaren Waffen gegen die aufstän
dische schwarte Bevölkerungsmehrheit 
in Südafrika wie gegen Angola, Zim
babwe oder Mo~ambiquc zu nehmen 
(Wortiaul in: AlB 11 / 1986, S. 15 ). 
Ein Guttcil der nuklearteehnischl·n Hilfe 

steuerte bekanntlich die BRD bei, die 
umgekehrt ca. 40% ihres Urans aus Süd
afrika und Namibia bezieht. Verarbeitet 
und wiederaufbereitet in den Atom
anlagen von Hanau und Wackersdorf 
könnte es den Bonner Ambitionisten die 
Hintertüre zur eigenen bzw. westeuro
päischen Alomstreitkraft in den 90er 
Jahren aufsloßen. 
Vorerst jedoch sind weder Frankreich 
noch Großbritannien geneig!, ihren Sta
tus als AlOmntäehte mil der ßRD zu 
teilen. Dies zumal sie ohnehin langst zur 
stärksten konvenliOllcllen Militärmacht 
Wes(('uropas und zur rechten Hand Wa
shingtons in der NATO aufgestiegen 
iSL 10 

Die Regierung Kohl fährt auf dem Weg 
zur erweilt:rten Stärkeposition zwei
gleisig: Eino.:rsein erreichte sie 1984. daß 
die letzten von der Westeuropäischen 
Union nach dl·m 2, Weltkrieg bewahrtcll 
Aufrüstungsbeschränkungen ftir die 
BRD gestriChen wurden. Außerdem for 
eil'rte sie die GcmcinschaflSl-'roduktion 
und Mititärkoopl'ration mit Frankreich. 
Wegen dcr Voruchalte Präsident i\lillcr
rands und anderer Westeuropaa gegcll 
Rcagans "Stl"Tlll'nkricgs"projckt SI)I 



begann man eine eigenständige "Ster
nenkriegs"variante, die Europäische 
Verteidigungsinltiative (EVI\hin:.:uzufU
gen. 
Andererseits wurde die BRD als vorge
schobenste Basis von US-Strcitkräften 
mit der Stationierung faktisch strate
gischer US-Atomwarfen Pershing 11 und 
Cruise Missiles und mit dem SOl-Einstieg 
als europäisch-atlantischen Schlüssel
"partner" im Atomkriegsplan gegen die 
UdSSR weiter aufqewertcL 

Mit den an eine Erstschlagsoption des 
Pentagon angepaßten neuen Kriegfüh
rungsdokl.rinen Air Land Battle (A LB) 
und FOFA (Follow-on-Force-Attack, 
Rogers- Plan). die frühzeitige auch 
atomar·chemische Angriffsschläge in die 

Tiefe. des gegnerischen Raumes vor
sehen, spielte Bonn eine Wegbereiter
rolle in den NATO-Reihen. 

Davon, daß sie mit der bilateralen AL B-
2000-0bereinkunft dieser Offensivdok
trin in ihrem Rüstungsprogramm 
1985-97 bereits "011 Rechnung trug und 
sie in gemeinsamen Manövern hierzulan
de erprobte. erhofft sich die "Wende"
regierung ebenso wie vom SOl-J a ihrer
seits Gegenleistungen seitens der USA. 

Intervent mit Zukunft 

EUlcsteils verspricht sie sich US-Rüeken
deckung bei ihrem sog. "Offen halten der 
deutst:hen Frage", d.h. dem mit der mili
tärischen Potenz (inklusive werdende 
Atommacht BRD) wachsenden revan
chistischen Wunschvorhaben der Ultra
konservativen auf eine großdeutsche 
Neuordnung Osteuropas. 
Andernteils erhofft sie sich davon die 
spätere Zustimmung der USA, daß ihre 
gleichlaufend stärkere Einbindung in das 
NATO-lnteT\'entionskonzept an der 
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"Südflanke" der Auftakt zu perspek
tivisch eigenen b:.:w. westeuropäischen 
Interventionsstreitkräften und zu noch 
ausgedehn teren Rüstu ngsexport chancen 
der eigenen Multis ist. 
Die im Wartime.HoSl·Nation-Support
Abkommen (WHNS) 1982 vereinbarte 
Bonner logistische u.a. Sonderhilfe für 
Einsätze der US-Eingreiftruppe in der 
Olregion Südwestasien/Nordafrika im 
Krisen- oder Kriegsfal!. wollen Vorden
ker wie Möllemann (FDI'), Dregger 
(CDU) oder Strauß (CSU) als Sprung
brett für das direkte Miteingreifen "deut
scher Soldaten" in der Olregion verstan
den wissen_ 11 
Diese RRD-Option. in "vitalen Imeres
sengebieten" dereinst massiv (mit) zu in· 
tervcnieren, hat sich die Regierung Kohl 
im übrigen in ALB 2000 für den "Nahen 
und Mittleren Osten" wie flir das an stra· 
tegisehen Rohstoffen reiche "Afrika" 
offengehalten, Mit der Deklarierung des 
gcsamten Kontinents zur ,.Interessen
sphäre der NATO" ist ruf den Fall einer 
akuten Krisen:.:uspitzung etwa im außer
ordentlich rohstoffrt:ichen Süden Afri-

kas ein (r-.lit)Einmarsch \"on Bundes
wehr\'erbänden aieht auszuschließen. 12 
Der unter der Regierung Kohl durchaus 
erhöhte welt politische Einfluß der BRD 
hat der Dritten Weh. neben einer ver
schärften Ausbeutung (siehe Boris/Gold
berg) \'or allem zusät:.:lichen Konflikt
stoff und neue Gefahren beschert. Und 
sie verheißt im Fall einer Bestätigung der 
Rechtskoalition bei den Bundestagswah
len 1987 eher Schlimmeres. 
Die auf der laufenden UN-Vollversamm
Jung schell scharfe namentliche Verur· 
teilung der ßundesrepublik seitens des 
UN-BOlSchafters Josef Garba (N igeria). 
sie sabotiere wirksame westliche Süd
afrika-Sanktionen,13 droht so gesehen 
Schule zu machen, 

Anmerkungen: 
I) Vgl. F .... ,mkfurter Rund§chau (FR), 7.11. 

und 15.10. 1986;5tern. 23.10,1986 
2) Newsweek. New York. 27 .10.1986 
3) Wortlaut siehe in: AIß·Sonderheft 

2/1984 zu Air Land Battle, S. 36-38 
4) Zit.lJach: FR,16.4.1986 
5) Siehe Beiträge zur Libyenkrise in: AlB 3 
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Michael Mohnke 
Entwicklungspolitik seit der Wende 

Warnkes "Neuorientierung" 
Er,julius K. Nycrere. sei überzeugt. daß 
die: Mehrheit der westlichen Regierungen 
ihre: winschaftlichc t.h.cht gCliclt ein
U:lze, um die Dritle Welt zu kontrollie
ren und auszubeuten. 
Der Internationale Währungsfonds 
(IM!--) wude a ls Instrument zur politi
schen Kontrolle über die Wirlschaft der 
armen Na tionen benutzt. Und: "Sogar 
das u rsprüngliche Konzept der Hilfe. 
ebenso wie ihr Umfang. werden unter 
Beschuß genommen." 

Daß der tansanischc Ex-Präsident diese 
geharn ischte Kritik wahrend eines offi
ziellen Staatsbesuches in Bonn vortrug, 
ist kein Zufall. Seit das mit Entwick
lungspolitik befaßte Bundesministerium 
rur wiruchaftliche Zusammenarbeit 
(BMZ) im Zuge des Regierungswechscls 
im Herbst 1982 mit Gefolgsleuten yon 
Franz.J osef Strauß besetzt wurde, ran· 
giert auch in Bonn das expansive Selbst· 
interesse eindeutig yor dem Entwick· 
lungsin teresse der Dritten Welt. 

Nein zur "Tributpflicht" 

Im letz ten, dem sechsten Entwicklu ngs
politischen Bericht der Regierung Kohl 
vom März 1985, der t:15tmals durchg'.i.n· 
gig von konservativer Diktion gckenn
zeichnet ist. heißt es sogar, die Bunde!· 
regierung "lehnt die Unterstützung eines 
' Reehu auf Entwicklung' als ein 'Recht 
der Völker und Staatcn', wie es noch 
jüngst auf der 39, Generalyersolmmlung 
der Vereinten NationC'n von der Dritt ... 1 

Welt crnC'utgeforderl worden ist, ab. Fur 
die westlichen IndustridandC'T ist das In
dividuum Träger und Schutzobjekt deT 
MC'nschC'nrC'clHe und nicht ein wie auch 
imml:.'T dC'finiertes Kolkktiv". 
Dil:.' konservativsten KroiftC' im RegiC'
rungsla~r wisun es jC'denfalls zu 
schätzC'n , daß mit dem CSU-Politiker 
J Uegen Warnke ('iner der ihrC'n an der 
Spitze (' ines Mmistenums stC'ht, das die 
außenpolitischC'n Konturen der Bundes· 
republik in ein('m wich tigc:n Bereich ent
Khcidend mitbest immt. 
DiC'len Anspruch. mit dem Instrumen· 
tarium des BMZ einC' eigC'ne Außenpoli
tik bC't reiben zu wollen, hat die CSU im 
J uni 1985 mit einem großen "Dritte· 
Welt-Kongreß" der Manns·Seidel-Stif
tung in Hof bC'kräftigt. DC'r beherrschen
de Eindruck: W..ihrend das Auswärtige 
Amt unlC'r Hans-Dietrich Gen~cher diC' 
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"außenpolitische Kontinuität" der Bun
desrepublik zumindest propagandistisch 
gewahrt sehen möchte, setzen die Kon
scrvativen im Bereich der Dritte-Welt
und Entwicklungspolitik ihr Wende
konzept scheibchenweise in die I'raxis 

"mo 
Bei dieser .. dri ngend gebotenen, welt
weiten Neuorientierung der Entwick
lungspolitik" (F-J. St~auß) wollen sie 
den wirtschaftlichen ~:igennutlen des 
BRD-Kapitals und die Systemsiche
rungsinteressen des "freien Westens" 
wieder pnz obenan stellen_ Darüber ver· 
mögen eing'.i.ngigc Floskeln wie die yon 
einer "Entkrampfung" und "Entideolo· 
gisierung", von einem ,.neuen Realis· 
mus", der in der Enlwieklungspolitik 
Platz greifen müsse, nur schwer hinweg
zutäuschen. 
Im neu esten 
ment, den am 

konzeptionellen Doku· 
19.3.1986 vom Kabinett 

verabschiedeten "Grundlinien der Ent
wicklunsspolitik der BundC5regierung" 
(siehe Kasten), brachte J. Warnke die 
"en twie klu ngspoli tische N cu orientie
rung" so auf den Punkt: 
"Wir leisten Entwicklungshilfe aus mora· 
lischer Verantwortung wie aus politi
scher und wirtschOlftlither Weitsicht, 
nicht aber ", als 'Tributpflicht', Ent
wicklungspolitik ist keine I'olitik des 
schlechten Gewissens." Die "Hilfe zur 
SelbSlhilfe" "ber könne nur "wirklam" 
werden, sofern die damit bcdOlchten ~:nt· 
wicklungsländer für stabile "marktwirt
schaftlichel' Wirtschafu- und Gesell
schaftsordnungen bürgten. DCr.:Jrt ausge
glichene Entwicklungslander gelte es 
"besonders" zu unterstützen. 

"Zum zweiten geht es um eine Verbes
Jerung der Wirksamkeit der Hilfe." Und 
hier mUsse der "Wahrung deutscher In
teressen" (Wirtschafts., Außenpolitik) 
und der .,Beschäftigungswlrksamkeit flir 
unsere Wirtschaft", sprith den Export
eigeninteressen des BRD-Kapilals, wie· 
der vorrangig zugearbeitct werden. Im 
Grundlinientext selbst wird die vorran· 
gige Ausrichtung der Entwicklungspoli-
1ik auf paTtnerschaftlichen "Interessen
ausgleich", d,h. die "Respektierung" der 
bundesdeutschen Eigeninleressen, her
vorgekehrt. 
Hin ler diesen Worten verbirgt sich der 
radikale Brueh mit dem vorherigen 50-
zialrefonnerisehen Ansatz von Entwick
lungshilfe Jeit der Ära Eppler 1968- 74 
(siehe AIB·Sonderheft 1/1983, S. 
19·25) . Denn die Ablehnung einer "Tri
butpflicht" bedeutet nichu anderes als 
die Aurkimdigung jener völkerrechtli· 
chen Verpflichtu ng zur Wiedergutma
chung der wirtschaftlich-sozialen 
Sch~den, die den Entwicklungsländern 
durch Kolonialismus und Neokolonialis
mus zugefugt wurden, und fiiT die die 
Entwicklungshilfe ohnehin nur einen 
höchst bescheidenen Ersatz dars tellen 
konnte, 
Die regierungsdominanten Unionspar. 
teien wollen aufräumen, so Franz-J osd 
Strauß in Ilof, mit der "Lcbenslüge"der 
Entwicklungshilfe, wonach "der angeb. 
liehe Reich tum der InduS1riestaaten die 
wcscnliiehe Ursache für die wirtschaft· 
liche Schwäche und Armut der Dritten 
Welt" sei. Ohne daß es den Reichen gut 
gehe, könne auch keine Entwicklungs. 
hilfC' geleistet werden_ 
"Schuldzuweisungen" seien fehl am 
Platzt:. Entscheidend fUe den ,.Wohl
stand" 5C'i weniger die Hilfe , sondern daß 
die Entwicklungsländer sich endlich be
reitfanden, die notwendigen wirtschafu
politischen Rahmenbedingungen herzu 
stellen, "die Freiheit der In"('Stitionen, 
yor allem auch der prh'aten Direktinve
stilionen". 
Folgerichtig rückt die staatliche Ent
wicklungshilfe in ihrem Stellenwert ge
gcni1,er priv~ten l.· .. pitalaktivitaten ins 
zweite Glied_ 

Kein Wundo.:r, daß dic RechLSkoalition 
gleich nach ihrem Amtsantritt bo.:strcbt 
war, diese Entwicklungshilfe durch ein· 
schneidende Kür.:ungen im Bereich der 
V~'Tpflichtungscrmachtigungcn auf das 
"rechte MaU" zuTÜckzustullen. Die "GI" 



samtleistungen" der BRD an Entwick
lungsländer liegen heute sogar unter dem 
Niveau von Anfang der 80er jahre. 
Während das 8MZ für das jahr 1984 
noch eine Nettosteigerung der Gesamt· 
heit der öffentlichen und privaten Lei· 
stungen um 612 Mio auf 18,5 Mrd DM 
auswies, berechnete das angesehene 
Deutsche Institut flir Wirtschaftsfor· 
schung (OIW) einen Rückgang um 240 
Mio DM. Real, d.h. unter Berücksichti· 
gung der Preissteigcrungen, bedcutet 
dies 5% weniger als 1981. Im jahr 1985 
lagen die Gesamtleistungen der Entwick· 
lungshilfe bei 16,9 Mrd DM, wovon der 
öffentliche Anteil 8,7 J\.1rd DM (Vorjahr 
7,9 Mrd DM) ausmachte. 
Nun profitierte das Privatkapital auch 
bislang schon kräftig an der staatlichen 
Entwicklungshilfe, die ja in vielen Fällen 
nichts anderes ist als die übernahme von 
Investitionskosten, die ansonsten die 
Konzerne selber tragen müßten. J etzt 
geht es aber um eine noch direktere Uno 
terordnung unter die Bedürfnisse der pri. 
vaten Kapitalcxpansion. So fordert F.J. 
Strauß, "künftig einen weitaus größcren 
Anteil der öffentlichen Mittel als bisher 
zur Förderung privater Investitionen in 
Entwicklungsländern bereitzustellen". 

Einiges in diese Richtung hat das Warn
ke-Ministerium schon bewegt. 
Zur "Förderung von Vorhaben der priva
ten Wirtschaft in EntwicklungsJändcrn" 
- wie das BMZ vornehm formuliert -
gehört eine breite Paklle von Maßnah· 
men: Neu ins Leben gerufen wurden ein 
Programm zur Förderung betrieblichcr 
Kooperation und ein Senior-Experten
Service der Wirtschaft. Ihre Aufgabe 
besteht - wie offiziell form uliert wird 
darin, "in den Entwicklungsländern eine 
möglichst breite Schieht 'mittelständi
scher ' Unternehmen als Fundament ei· 
nes gesunden wirtschaftlichen und sozia· 
len Entwicklungsprozesses zu bilden" 
und "kleinere und mittlere Unterneh-

men in der Bundesrepublik Deutschland 
und in Entwic klungsländern zusammen· 
zufUhren". 
Auch mit einem Niederlassungs· und 
Technologicprogramm sollen bundes· 
deutsche Firm en zum Kapitalexport in 
die Dritte Welt animiert werden, indem 
der Bonner Staat bis zu 50% der vorge· 
sehenen Investitionskosten in Form zins· 
günstiger Kredite vorschießt. 
Seit längerem schon unterstützt die bun· 
deseigene DEG hiesige Privatunterneh· 
men beim Erwerb von Beteiligungen an 
Industrieunternehmen in Entwicklungs
ländern. Hinzu kommt das inzwischen 
schon traditionelle Garantie- und 
Bürgschaftsins trumen tarium (Kapi taIan
lagegarantien, Hermes-Bürgschaften 
U5W.), mit dem der Staat einen Teil des 
exportierten Privat kapitals gegen Ver· 
luste, Entcignungen und andere Risiken 
absichert. 
Zu diesem staatlichen (oder besser: 
staatsrnon opolis tischen) Flankenschu tz 

der privatkapilalistisehen Expansion ge· 
hÖrt auch ein Netz von sog. Investitions
förderungsverträgen.ln ihnen haben sich 
inzwischen über 55 Entwicklungsländer 
verpflichtet, bundesdeutschen Kapital
investitionen diverse Vergünstigungen 

steuerlicher und sonstiger .4.rt zu gewäh· 
ren, einen freien Profittransfer zu garan· 
tieren und von Enteignungsmaßnahmen 
abzusehen. 
Aller staatlichen Rückendeckung zum 
Trotz und entgegen der drängenden 
Appelle der Regierung Kohl zur Verstär
kung der privaten Direktinvestitionen in 
Entwicklungsländern ist die Bereitschaft 
d<;r Privatwirtschaft zu Kapitalanlagen in 
der Dritten Weh gegenwärtig jedoch im 
Sinken begriffen. Berechnet nach den 
Angaben der Deutschen Bundesbank in· 
vestierten die bundesdeutschen Konzer
ne im jahr 1984 gerade noch knapp 1,6 
Mrd DM in diesen Regionen (ohne Süd
afrika). im Jahr 1985 nurmehr 624 Mio 

DM (verglichen mit 2,3 Mrd DM im jahr 
1983) . 
Der Anteil der Direktinvestitionen in 
Entwicklungsländern an den jeweiligen 
gesamten Auslandsinvestitionen ist im 
j ahr 1984 auf 16,5% und im jahr 1985 
auf 5,5% (im Vergleich zu etwa 30% in 
den Vorjahren) gesunken, zugunsten 
eines Kapitalexportbooms in die USA 
und Westeuropa. Hauptverantwortlich 
für dieses " Tief" bei den Direktinvesti
tionen in der Dritten Welt können nach 
konservativer Leseart somit nicht feh · 
lende Fördermaßnahmen von seiten der 
Bundesregierung sein, sondern die all· 
gemeinen Verhältnisse in den Ent· 
wicklungsländern selbs t, aufgrund derer 
die Konzerne vor politischen und wirt· 
schaftlichen Risiken zurückscheuen. 

Floskel "Politi k-Dialog" 

Genau hier besitzt eine weitere Neue· 
rung der bundesdeutschen Entwick
lungspolitik ihre systematische Bedeu· 
tung: der sog. Politik· Dialog, d.h. das 
"systematische Gespräch über die Rah· 
menbedingungen einer richtigen Politik" 
(Warn ke). 

Seit dcr "Wende" koppelt die Bundes· 
regierung die Vergabe von Finanzmittdn 
Im Rahmen der Entwicklungshilfe 
grundsätzlich an einen solchen "Dialog". 
"Wichtige Gesichtspunkte Hit Projekt· 
vorbereitung und Durchführung", so 
hebt die Bundesregierung im 6. Entwick· 
lungspolitischen Bericht hervor, "sind 
u.a.: Berück~ichtigung der Eigenanstren
gungen der Entwicklungsländer: Politik
dialog und Koordinierung (mit anderen 
Geberländem; d. Verf.); Zusammenar· 
beit mit der Privatwirtschaft und Unter
stützung privatwinschaftlicher Initia
tiven in Entwicklungsländern." 

Im Grunde genommen handelt es sich 
hier um die übernahme des Konditiona· 
litätsprinzips. wie es die Weltbank in die 
Entwicklungspolitik eingefUhrt hat. 
Auch die bilaterale Entwicklungshilfe 
sol! so als Transmissionsriemen zur 
Durchsetzung einer Wirtschafts- und Ge
seIlschaftspolitik in den Zicl!ändern ge
nutzt werden, die mit den Idealen der 
Bonner Politiker im Einklang steht. 

Die neue Projektpolitik wird natürlich 
hinter einem Nebclst;hleier von Phrasen 
wie "Effektivierung der Hilfe" o.ä. vor
gelragen. Im Endeffekt geht es jedoch 
um eine Perfektionierung des Zusam
menspiels von staatlicher Entwicklungs· 
hilfe und der Interessen der Privatindu
strie. 
Vor allem zeigt sich dies an der Wieder
einfUhrung des Prinzips der Licferbin· 
dung in die Entwicklungspolitik. Dies 
hat nicht nur den Aspekt. daß die Emp-
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f:ingerländc r die erhaltenen Kredite und 
Zuschüsse in vollem Umfang zum Ein
kauf von Waren und Dienstleistungen bei 
bundcsdeutst;hen Konzernen ausgeben 
mussen. Die Privatindustrie wirkt ihrer
seiu auf die Projektpolilik ein und beein
flußt so entscheidend die Qualität der 
Bonner "Hilfe". 
So bescheinigte der Vorstandsvorsitzen
de des Siemenskonzerns dem Warnke
BMZ eine ,.generelle Aufgeschlossen
heit" bei der Vermittlung hochmoderner 
Telefontechnik an Pakistan, die "ein 
wesentliches Element für die Förderung 

und den Erhalt unserer Wdtmarktstcl
lung" sei. Im Gegenzug war danir ein 
großes Projekt der ländlichen Entwick
lung, ein Be- und Entwässerungsvorha
ben, ersatzlos gestrichen wordt:n. 

In engster Abstimmung mit dl'n Konzer· 
nen hat die Regierung Kohl auch das 
Instrument der .,Mi5chfinanzierung" 
stark ausgcl.J<lut. 
Dabei werden Gelder, die ansonsten 
ohne Aunagen und zu besonders günsti. 
gen Zinssätzen vergeben werden, mit pri· 
vaten Geschäftskrediten der Banken 
(Exponkrediten) "gemischt"'. Die Kon· 
sequenz: Während sich die durchschnin· 
lichen Vergabebedingungen filr die Emp. 
fangerländer vcrschlechtern, wird dit· 
Konkurremo:nthigkeit der Großindusnie 
verbessert. 
Denn im Verbund der beiden Kredit · 
typen werden die Zinsen der kommer· 
',dellen Exportkredite automatisch unter 
die Marge normaler Expoftkredile gc· 
drückt. Und bei der international hart 
umkämpften Vergabe von Großprojek· 
ten an einzelne Kom:crne wird - wie der 
Vorstandsvorsitzende dcs Siemenskon~ 

zerns dankbar an Warnk<: schneb _ 
,.meist über die Finanzierung entschie· 
den", 
Inzwischen handelt es sich lJei fast der 
Hälfte aller bundesdeutschen Kreditver· 
gaben im Rahmen d<:r öffcllth<:hen Ent · 
wicklungshilfe um derartige Mischfinan· 
zierungcn, Im Gt:folg di<:5er Praxis ging 
nicht nur der Anteil der I'roj<:kte im Be-

reich der "ländlichen Entwicklung" und 
der "Grundbedürfnisbefriedigung", die 
die Bundesregierung gerne als den eigent· 
lichen Schwerpunkt ihrer Entwicklungs. 
politik ausgibt. einschneidend zurtick, 
Auch regional hat sich das Gewicht eini· 
ger weniger Groß kunden der Bonner 
Entwicklungshilfe (z,B, Indien, Ägyp· 
ten, Pakistan, Indonesien usw.) weiter 
erhöht, und zwar zuungunsten der 
ärmsten Entwicklungsländer (LLDC), 
Wer heute in den "Genuß" der entwick· 
lungspolitischcn Zusammenarbeit mit 
der Bundesrepublik kommt, das ent· 
scheidet sich freilich nicht nur an Hand 
der Prioritäten der hiesigen Exportindu
stri<:. Staaten, die sich "hämisch über 
amerikanische Sicherheitsprobleme hin· 
wegsetzen". die sich "zum Bannerträger 
der sowjetischen lIegemonialstrategie 
machen". können - nach Warnke -
keinerlei Entwicklungshilfe aus Bonn er· 
warten, Aus diesem Grund sperrte die 
llundesrq .. ,'ierung beispielsweise 1984 
Zus:lgcn VOll tiber 40 Mio o~t an das 
sandinistische Nikaragua (siehe Kasten), 
Zuverlässige Verbündete werden hinge. 
gen auch dann mit Geldmitteln bedacht, 
wenn sie wegen krasser Menschenrechts· 
vI.'rJctzungcn und Morde auf der inter· 
nationalen Anklagebank sitzen. So ge· 
hört die ßlllldesrepublik inzwischen ne· 
b<:n den USA und Großbritannien zu den 
größten Geldgebern des Völkermord· 
regimes in EI Salvador. Ein Teil dieser 
Miuel (1984f85 waren dies 98,6 Mio 
DM) wird 7.UT Wiederherstellung der 
durch den KriegzerstörteIl Infrastruktur 
und somit indirekt zur Steigerung der 
Opcrationsfjhigkeit der salvadoriani· 
sehen Armt'e im Anti·Guerilla.Kampf 
verwendet. 

Wohlverhalten oder Kürzungen 

Auch im benachbarten Guatemala sind 
VOll ]Jonn mit finanzierte Projekte in die 
Aufstandsbekämpfung der Militärdikta· 
tur einverleibt. Ein \'on der Bundesregie
rung als "integriertes Ernährungssiehe' 
rungsprogramm" angepriesenes "Food· 
for·Work"-Vorhabell etwa entpuppte 
sich als ein I'rojekt, "wo die Armee 
Zwangsarbeit org-.misiL'I't und dic Bauern 
mit Lebensmitteln, die von der deut· 
sehen Bundesregierung finanziert wcr· 
den, arbeitsfahig erhält" (so die guate· 
maltekische Nachrichtenagentur EN FO· 
I'RENSA), 
Für das Jahr 1986 stellte das Bl\tZ dcr 
christdcmokratisehclI Regkrung CerclO 
10,6 Mio 0/0.1 aus dl'm Enlwicklunb'Shil
feetat rur I'olil.cihilfe bereit. Und dies, 
ougle;ch J-'olll'r und Mcnscht'nrcchls\'er
let7.ungcn auch nach der Ablösung d<:r 
Militärdiktatur Uanuar 19B!i) .mddutrn. 
Länder, die ~ ich nichl eindeutig prowest· 
lieh verhalten. mußten tcilwdse emp· 



findlicne Kürzungen inrer entwicklungs

pOlitische~l Zuwendungen aus Bonn nin

nehmen. 

Die Entwicklungshilfe-Zusagen ftir Tan

sania, das Warnke großzügigcrwcisc mit 

einem Besuch bedachte, wurden gleich 

nacn der" Wende" von I 00 auf 30 Mio 
D~I pro Jahr reduziert. Auf über 70 Mio 

DM (1984/85) ausgeweitet wurden dage

gen die Zusagen für das mit F.J. SlrauB 

freundschaftlich verbundene Regime 
Togos, dem die Bundesregierung in ih

rem neueslen Enlwicklungspolilischell 

Bericht eine vorbildliche Ikfolgung der 

IM F- und Wcllbank-Aunagen bescnci-

nigt. 
Cekürzt wurden hingegen auch die Ent

wicklungshilfezuwendungcn für die 

Konfliktanrainer im Südlichen Afrika 

wie Zimbabwe, Sambia, Botswana und 

Lesotho. In einigen dieser Länder cnga· 

gicrt sich Bonn ohnehin nur deshalb mit 

eher symbolisch gemeinten Beträgen. 

weil man (wie im Falle Zimbabwes) ei

nen wichtigen Auslandsmarkt nicht der 
Konkurrenz überlassen oder (wie im Fal

le ~Io .. ambiques) für den Fall weiterer 
Annaherungen an den Westen schon ei
nen Fuß in derTÜf haben will. 

Alles dies fUgt sich mit anderen Ein-

Jürgen Warnke Grundlinien 
der Entwicklungspolitik 

Seit rund SOJahrcn ,,~rd intcmational Ent· 
wieklun!(Shilfc geleistet. ( ... ) Das Hundes· 
k.lbinen hat am 19. M~rl 1986 neue 
"Grundlinien der Entwicklungspolitik der 
Bundesregierun~" bcschlonen. Sie sind Er· 
~ebnis und Ausdruck der entwicklungspoliti· 
sehen N~'Uorientierungin den h-tztenJahren. 
Diese Neuorientierung war notwendig und 
möglich, weil sich das entwi'klun!,'5politi· 
sehe Umfeld in der erSten Hälfte der SOer 
Jahre ,'ernndert hat durch 

die Verschuldung 'tahlreicher Entwid;· 
lungst..nder; 
_ die wirtschaftliche Dauerkrise in Afrika 
südlich der Sahara; 

die internationale Ernüchterung, zuneh· 
mende Skep,;s'gegenüber g1ob,den Lösungs· 
möglichkeiten bei der Bewältigung dcr Pro· 
bleme der Entwicklungsl~nder, aber audrdi.:: 
wachsende Bereitschaft der Entwicklun~
I~nder zu wiruchaftspolitischen Reformen. 
Kern d<:r Neuorientierung ist .,rstem die 
KJarndlung: Wir leisten Entwicklungshilfc 
aus moralischer Verantwortung wie aus poli· 
tiseher und wirlSchaftlicher Weitsicht. nicht 
aber wie die~ auch da Wissensch~ftliche 
Beimt des Bundesministeriums f\ir wirt· 
schaftliche Zus~mmcnarbcit formuliert hat 

als "Tributpnicht". Entwicklungspolitik 

ist keine Politik des schlechten Gewissens. 

Die Zide der Entwicklung und des damit 
~erhulldcnen kulturellen Wandels können 
nicht ,·on außen vor~gcben werden. Ent· 
wicklung kann nur durch die Emfaltungder 
-.chöpferischen Kräfte der ~!cnschcn in den 
Entwicklungsl'Ißdern erfol~n. Entwick· 
lungshilfc ist deshalb lIilfc 'tUT Selbsthilfe. 
Diese Hilfe wird auf drei Feldern geleistet: 
- bei der Si,hcrung der elementaren Lc· 
hcnsvor.lUSS<:tzungcn, also Kolmpf gegen 
!lunger und Armut: diese Hilfe geht an die 
ärmsten Be"ölkerungsschichten; 
- beim Aufbau leistungsfähiger Wirtschaf· 
ten und gesellschaftlicher Vielfalt als Vor· 
ausset>:ung fUr eine Entwicklung aus eigener 
Kraft; 
- bei der regionalen Zusammcnarbcit von 
Emwicklungsl;'ndern und bei ihrer Integra· 
tion in die Weltwirtschaft. 

Diese lIilfe kann nur wirksam werden. wenn 
die Entwicklungsländer als Rahmcnbedin· 
gungo::n Wirtschafts· und G<:sellschaftsord· 
nungcn s<:haffen, die den ~,Icnschen die 
Möglichkeit gc!)tn, ihre I'li.higkciten zu ent· 
falten. Die ErLlhrung zeigt, daß diese Vor
ausset:tungen am ehe<ten in ein<:r stabilen 
rechtlichcn und institutionellen Ordnung 

schnitten in das bisherige System der 

Bonner Entwicklungspolitik - etwa der 

kürzlich erfolgten Gleichschaltung des 

bis lang noch relativ e igenständigen Deut· 

sehen Entwicklungsdienstes (DED) -

zusammen zu einer reaktionären Aus

formung ncokolonialistischer Macht

politik. "Entwicklungshilfe" fu ngiert 

hier ungeschminkt als Abwehrinstru

melll gegen "sowjctische Herausforde

rungen" (Strauß), im Klartext: gegen 
sozialrcvolu tionäre Be fTei ungsbewegun

gen in der Driuen \Yelt, a ls Finanzie

rungsinstrument der bundesdeutschen 

Kapital. und Warencxpone im Konkur-

mit marktwirtschaftlichen Elementen und 
I.,i:istungsanreizen go::gcben sind. ( ... ) 
Zum zweiten geht es um eine Verbesserung 
der Wirksamkeit der Hilfe. Auch in den 
Grundlinien haben wir herausgestellt: Noch 
immer wird international zu viel vergeudet. 
Die Verbesserung der Wirksamkeit erfolgt 
- durch den Politikdialog mit dem jeweili· 
gen Entwicklungsland 
- durch eine HrbesserlC Abstimmung mit 
anderen Gebern 
- durch eine Verstlukung der Erfolgskon· 
trolle. 
Eine untrale, aber in drr Vergangenheit nur 
unzureichend Vl:Twirklichte Aufgabe dcr 
Entwicklungshilfe ist es, die änns ten Bevöl· 
kerungsschichten 'tu erreichen. Auch diese 
Hilfe muß Hilfe zur Sdhsthilfe rein . Die Bun
desregierung ergreift d<:shalb in Zusamm.,n
arbeit mit sclhsthilfeerfahrenen nichlSlaat· 
lichen Organisationen Maßnahmen, um das 
Instrumentarium zur Förderung von Selbst· 
hilftgtUppen und Selbuhilfeeinri,htung>:n 
zu verbessern und zu erweitern. Sie wird 
glcichzdtig im Rahmen des Politikdialogs 
mit den Regierungen der Entwicklungslän
der daI"dufhinwirken, bcuere Rahmenbedin
gungen für die Sdbsthilfe zu schaffen. 
Die EntwiCklungspolitik unterliegt cben10 
wie die anderen Politikbereiche dem grund· 
g<:seulichen AuftrJ.g, dem deutschen Volk 
1.u nutzen und Schaden von ihm abzuwen· 
den. 
D,,-s heißt zum einen: Entwicklungspolitik 
ist eing>:ordnet unter das Oberlid aller deut· 
schen rolitik, den Frieden zu erhalten. Sie 
fördert die Kräfte des Ausgleichs und wider· 
setzt sich gewaltsamen Lösungen. 
Das heißt zum anderen: Das vorrangige Ziel, 
zur Entwicklung der I..ii.nder der Dritten Welt 
heilutragen, steht nicht im Widerspruch zur 
Außenpv!itik und 'tur Wirtschaftspolitik. 
Die W:lhrung deutscher Interessen braucht 
keineswegs im Gegensat:.r. 'tu den Inte ressen 
der Entwi<:k!ungsländer 'tu stehen. In allen 
cntwicklungspolitiseh geeigneten Fallen, in 
denen LicfenUlb'l!n aus Industrieländern er· 
furderliLh sind, achtet die Bundesregierung 
auf Beschäftigungswirksamkeit für unsere 
Wirtschaft und unsere Arbeitnehmer. Es ge· 
hört zu unseren legitimen ci~ncn Interes
sen, daß mit den Mitteln unserer Steuenah
kr nicht über Entwicklungshilfe Wetthewer· 
ber aus anderen Industrieländern begünstigt 
werden. 
Oie neuen Grundlinicn wenden sich gegen 
den in jüngstcr Zeit 1.ur ~Iode gcwordencn 
Ilil fepcssimiSlllus. Sie zeigen Erfolge auf, die 
in der Vngangenhcit erreicht wurd<:n, ohne 
Fehler bei Geuem und Nehmcrn zu ver· 
schweigen. ( ... ) 
(QJdle: n:.tz (IIrsg. ), Grundlinien der Ent· 
wicklungspolitik der Bundesregierung. Vor
wort, Bonn, April 1986, S. 5-7) 
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renzkampfonil anderen Wcsunächlen so
wie als Instrument zur lIeranzüchlUng 
einer verläßlichen politischen Klientel in 
den Ziellandern. 
Sclbstverstfmdlich betonen die Konser· 
vath'en auch in der Entwicklungspolitik 
dic Notwendigkeit von "weniger Staat" 
und "mehr Privatinitiative". Die forde· 
rung des Altmonetaristen von Hayek, 
den Regicrungen in den Entwicklungs
ländern keinen Pfennig zu leihen und 
staudenen alles zu tun, um privates In· 
vestitionskapital in diese Lander zu 
locken. bleibt freilich eine ideologische 
Projektion mit wenig Realitätsgehalt, 
Schließlich bedarf das Monopolkapital 
heute zur Realisierung seiner neokolo· 
nialen Expansionszicle mehr denn je der 
staatsmonopolistischen Krücken. Die 
übernahme einer Verpflichtung zu echo 
ter lIi[fe, wie sie international heute 
auch von Bonn gefordert ist, bleibt da
mit jedoch weitestgehend unvereinbar. 
So wird denn auch mit der Dritten Welt. 
wo Hunger eine Massenerscheinung mit 
oftmals tödlichen Folgen ist, nach der 
Devise verfahren: ,Jeder ist seines 
Glückes eigener Schmied!" Denn. so 
Warnke: "Wir alle haben in der Vergan· 
genheit über unsere Verhaltnisse gelebt, 
wenn auch auf völlig unterschiedlichem 
Niveau." Und: ,Jeder muß zunächst sein 
eigenes lI aus in Ordnung bringen, um 
wieder ein solides Fundament fU!" Wachs
tunl und Entwicklungzu schaffen." 
So haben sich denn auch die einst von 
sozialdemokratischen Entwick[ungs
ministern umworbenen ,.I labenichtse" 
mit der neuen Realität abzufinden, die 
die berüchtigte Ho;:ritagc-Foundation 
jüngst auf die zynische Formel gebracht 
hat: W~r in der Welt des freien Unterneh
mertums nicht fahig ist, sein eigenes 
Oberleben zu organisieren, ist eines Lc
bensrechts nicht wert! Die Bereitschaft 
zu mildtätigen Caritas-Aktionen in Not· 
zeiten bleibt von a[Jcdem selbstverständ
lich unbeTÜhl. 

Adnassenänderungen 
bitte rechtzeitig 
bekanntgeben! 
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Wirtschaflsexpansion 
der BHO und 

Verschuldungskrise 
Der Umstand, daß die Bundesrepublik 
schon seit nunmehr über 20 Jahren zur 
zwcitstärksten Handctsmacht auf dem 
kapitalist ischen Weltmarkt und hier 
sogar zum größten Exporteur von Indu
striewaren sowie zum driugTößten 
Kapitalexporteur aufgestiegen ist, hat in 
vielerlei Hinsicht gToße Bedeutung. 
Diese Tatsache haI neben ihrer innen
politischen lind hinnenökonomischen 
Dimension vor allem auch Gewicht nir 
d1S außenpolitische Auftreten der ERD 
und ihren Einfluß sowohl gegenüber an· 
deren imperialistischen Ländern wie 
auch gegenüber Ländern der sog. Drit
ten Welt. Ein Land. das - wie die BRD 
- eine so starke außenwirtschaftliche 
Verflechtullg aufweist und ein so hohes 
Gewicht ftir den kapitalistischen Welt· 
markt hat, muß per se eine erhebliche 
Bedeutung für die Dritle Welt haben -
auch dann. wenn die Schwerpunkte der 
BRD·Außenwlnschaftsexpansion \'or 
allem bei den entwickelten kapitalisti
schen Ländern liegen. 
Dies ist in letzter Zeit möglicherweise 
dadurch noch zusätzlich vcrsch[eiert 
worden, daß spätestens seit der Wende 
mit der Rechtskoalition die Bonner 
Dritte-Welt·Po[itik auf eigenständige 
Profilierungen und Akzentsetzungen 
fast volls tändig verzichtet und sich 
noch eindeutiger hinter die roll·back 
eingestellte US-Politik stellt bzw. diese 
nachdrücklich unterstützt. Desha[b 
scheint es um so notwendiger zu sein, 
in Erinnerung zu rufen, wie sehr auch 
der ERD-Kapitalismus von der beste-

henden Struktur der internationalen 
ArheitsteiJung, darin eingeschlossen die 
ungleiche und abhängige wirtschaftliche 
Stellung der Entwick[ungsländer, pro· 
fitiert. 
Zum anderen macht die hohe Sensihili· 
tät der Bundesregierung gegenüber ver
schiedenen Vorschlägen der Verände· 
rung des bestehenden Weltwirtschafts· 
systems - etwa im Zusammenhang mit 
der Verschuldungskrisc der Dritten 
Welt deutlich, daß im außen
wirtschaftlichen Bereich zu Recht ci· 
nerseits zusätzliche Profitquellen gese
hen, andererseits diese als besonders ge· 
nihrdet und prekär eingestuft werden. 

Haup lhandc lspartn er 
sind d ie Schwel lenländer 

Im Unterschied zu Jo' rankreich und 
Großbritannien war ftir die ERD (und 
schon rur das Deutsche Reich) der 
Außenhande[ mit der Dritten Welt ein· 
deutig weniger bedeutsam als der mit 
den anderen entwickelten kapitalisti· 
schen Ländern. Dies hängt zweifellos 
mit dem frühen Verlust der deutschen 
Ko[onien und der stark auf Investitions
güter ausgerichteten Produktionsstruk· 
tur des deutschen Imperialismus zusam· 
men. 
G[eichwohl kann konstatiert werden, 
daß der Anteil der Exporte in außer· 
europäische Entwicklungsländer am ge· 
samten westdeutschen Warenexport, 
der in den 60er Jahren beständig gcfal-



len war, seit Ikginn der 70er J ahre 
deutlich zugenommen hatte. Er stieg 
von knapp 12% im Jahre 1973 auf gut 
17% in den J ahren 1981/82 an. Seither 
ist allerdings der Anteil der Exporte in 
die Entwicklungsländer nicht nur rela
tiv gesunken, sondern er hat sogar auch 
absolute Rückgänge zu verzeichnen. 
Sicherlich ist diese Tendenz auf die dra
stischen Importreduktionen wichtiger 
Abnehmerlander im Gefolge der Ver
schuldungskrise zurückzuführen. 
Dabei ist zu beachten, daß der Handels
austausch (kr ßRD sich auf einige rela
tiv fortgeschrittene Entwicklungsländer 
(sog. Schwellenländer) konzentriert. 
Fast 80% des Warenaustausches mit dcr 
Drillen Welt werden mit etwa 20 
Ländern abgewickelt. Gerade mit die
sen realisieren sich schon bestimmte 
Elemente einer neuen internationalen 
Arbeitsteilung, bei der die BRD techno
logieinten~ive Konsumgüter und Investi
tionsgüter gegen relativ arbeits- und 
rohstoffintensive sowie mit großer Um
weltverschmutzung produzierte indu
strielle Fertigwaren tauscht. 
So ist es in diesem Zusammenhang 
zweifellos interessant festzustellen, daß 
schon 1981 über 50% der Warenimpor
te der BRD aus außereuropäischen Ent
wicklungsländern aus industriellen Fer
tigwaren (hauptsächlich Bekleidungs-, 
Nahrungs·, Genuß- und Textilprodukte) 
bestanden, wobei auch hier große regio
nale Differenzierungen vorkamen. Die 
Tatsache, daß der entsprechende Wert 
(Frozentanteil der industriellen Importe 
an den gesamten Importen aus der Drit
ten Welt) bei Asien ca. 75% war, bei 
Afrika und Lateinamerika bei 26 bzw. 
22% lag, verweist darauf, daß die sog. 
ostasiatischen Schwellenländer (Süd
korea, Taiwan, Hongkong und Singa
pur) am stärksten diese neue internatio· 
nale Arbeitsteilung vollzogen haben. 

Bleibt noch hinzuzufügen, daß dies zu 
einem erheblichen Teil unter der Regie 
transnationaler Konzerne geschah und 
ein beträchtlicher Teil der indus triellen 
Importe aus Entwicklungsländern aus 
Importen der Auslagerungsindustrien 
bzw. konzerninternem Warenaustausch 
besteht. 

Unabhängig von diesen Tendenzen 
steht die hochgradige Angewiesenheit 
der BRD, Rohstoffe zu importieren. 
Anfang der 80er jahre kamen rund 64% 
dieser Rohstoffeinfuhren aus der Drit· 
ten Welt. Besonders hoch ist der Dritte· 
Welt-Anteil bei Erdöl (wenn auch in
folge des britischen und norwegischen 
Nordsee-Ols mit sinkender Tendenz), 
bei verschiedenen Mineralien (Kupfer
erle, Rohzinn, Eisenen~, Wolfram. 
Bauxit - zu ca. 58 bis 90% aus der 
Drillen Welt) und natürlich bei allen 
tropischen Genußmitteln. 

T .. bellt' 1 
Olrektlnvestltlonen neokotonlater Hauptmächte 

(;l'schatlter lIn,,,nd ,In Uin·ktinvt'stitiollen in t.ntwi,·klunt;sbndern nach den 
wich til:sl,·n l' rsprungsländt'rn, 1970 und 198 1 

LJnd in ~I!U ])nll . .H m% 

l~S,\ 

Großhritannien 
BRD 
j,IP;Ul 

l'li"O 

:?:!. '\00 

-,.'II:? 

1.912 
1.218 
1.832 
2.247 

Allerdings wird diese Rohstoffabhängig
keit dadurch konterkariert, daß die 
Rohstofflieferanten aus der Dritteil 
Weh einc strukturell unterlegene Posi
tion einnehmen; Angewiesen sein auf 
den Export eines oder zweier Rohstof
fe, der Zwang zur Exportsteigerung. der 
langfristige Verfall der meisten Roh
stoffpreise (worin sich strukturelle l'ro
duktionsbedingungen und Unterschiede 
in der Marktvermachtung reflektieren) 
haben dazu geführt, daß die B RD lang
fristig (sieht man von einigen jahres· 
schwankungen wie z.B. 1973/74 ab) 
von der allgemeinen Entwicklung der 
terms of Irade, dem Verhältnis der Ein
fuhr- zu den Ausfuhrpreisen, erheblich 
profitiert hat. Das gilt z. B. auch für die 
Periode 1980-86, in der die Ausfuhr
preise um ca. 10% schneller als die Ein
f uhrprcise gestiegen sind. 1 
Das bedeutet, daß - bei gleicher Zu· 

1981 

(;3.118 
14.7U 
11.590 
11.022 l 

8.674 
5.089 

J,., (:~·~.lmtbt'sIJndcs 
19711 1981 

52 
11 
4 , 

48 
11 

9 
8 

sammensetzung des Import- und Ex
portsortiments - die BRD-lmporteure 
rlir die gleichen Güter weniger Devisen 
erzielen konnten. Bei einer Berechnung 
der speziellen terms of trade im Außen
handel zwischen BRD und Ländern der 
Dritten Welt ließe sich zweifellos eine 
strukturelle Benachteiligung der Länder 
der Dritten Welt nachweisen und wahr
scheinlich zeigen, daß sich die entspre
chenden Verluste der Drille·Welt-Län
der auf ein Vielfaches der öffentlichen 
Entwicklungshilfe belaufen. 
Die ausländischen Direktinveslitionen 
(siehe Tabellen I und 2) der Bundes
republik Deul5chland sind ein weiteres 
Feld der Außenwirtsehaflsexpansion. 
Ihr jeweils zu bestimmten Zeitpunkten 
sprunghafter Anstieg deutet auf krisen
hafte Oberakkumulationstendenzen 
hin. "Nachdcm sich die Direktinvesti
tionen bis Mitte der 60er Jahre auf re-

Tabdlt- 2 

BRD-DlrektJnvestltionen 
Oirektinl·csutionell .. kr ßundcsrcpublik Deu tschland im Ausland, in Mio DM 

Brstand Zuna lllTle Bestand 
1983 1 \.1 !. 1971·1983 1983 1984 

Insgcsamt 101.585.0 IUO.O HO.171.8 7.817,6 1-15.445 
Kap.lndustrietindrr 75.530.8 i" 1.1 hO.4i:10.1 :U02.7 113.916 
Eilt wicklung~l;tndn 25.989.K ~ .->J, I 'I. ii i.:i 2.331,-1 20.749 
Nach ausgt·wahltcll Bra nchen 
Chnllischc Indu~tric l'UI64.() I ~. ~, t-. 4, ~,.j.!! 906.2 23.-153 
I·Jeklrotn hn. Ind. 9.456,:-1 '1."1 h.'I! ~. 7 fi'18.i 10.548 
Sir ,dkn r ... h r.~cugbau 8.839,8 .s./ (,.(I:l.s.7 1.:168.6 9.079 
~I ... schillcnb<tu 8.290,6 .s,2 li.80:1.9 1.048,6 5.746 
;\!ineralölvcr ,Irbci t u ng 
und ·;,bsatl. 6.178,.1 6.1 5.227,9 359,8 
Ei.~cn- und St;lhlilld. 5.850,7 5.8 ·1.701,6 -671,9 1.948 
Ibnkcn u. Verskhcr. 15.678.5 15,4 14.364,7 2.067,5 8.021 
1) Kumulierte j~hrliehc TrJns;tktion~wert(· sei! 1952 

(I...."ludlc: R. blk, Die heimhdw Kotonialm'lchl. Bundcsrcpubttk und Drille Welt. Köln 1985. 
S,91 und 80l und Ikila~e zu Stati~tischc Reihefte zu d~ll MOnalsbericht~n der Deutschen 
B"'Hksb~nk. Relh~ 3, Zahlungsbil~nlstatislik, Nt. Z. F~bru;,r t 986, $.23) 
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lativ niedrigem Niveau von rund 1 Mrd 
DM pro j ahr bewegt hatten, stiegen sie 
im Gefolge der ersten spürbaren Nach· 
kriegsrezession 1966/77 stark an. Zwi
schen 1967 und 1972 wurden jährlich 

zwischen 2 und 2,5 Mrd DM an Direkt
investitionen im Ausland getätigt, 
während sich dieses Niveau zwischen 
1973174 nochmals auf jährlich 5 Mrd 
DM steigert. In der Wirtschaftskrise An
fang der 80er jahre erreichen die Di
reklinvesti t ionen dann mit rund 10 r..lrd 
DM pro j ahr ihren bisherigen 
Höchststand. "2 

Insgesamt dürfte der Bestand an Aus· 
lands kapital mittlerweile bei ca. 
140- 150 r.. trd DM liegen, wovon ca. 
25-20% in den Entwicklungsländern an
gelegt worden ist. In den letzten j ahren 
Hißt sich eine Anteilsverringerung der 
Entwicklungsländer als Anlagefeld kon
statieren. 
Bemerkenswert ist außerdem, daß ins
besondere in den letzten jahren seit 
1981 die langfristige Kapitalanlage in 
ausländischen Wertpapieren die Summe 
der DirektinveSlitionen mittlerweile er
heblich übers teigt. So z.B. betrug 1985 
der Teil des langfristigen Kapital
exports, der in ausländische Wertpapie
re floß, ca. 31 Mrd DM , während die 
DirektinveSlitionen knapp 1I l\1rd DM 
ausmachten,3 

Anschwellen der Kapitalrücknüsse 

Allerdings sind in mancher Hinsicht die 
Auslandsanlagen in der Dritten Welt be
deutsamer, a ls ihr Anteil an den gesam
ten Kapitalanlagen vermuten läßt. An
fang der 80ef jahre waren in bundes
deutschen Auslandsunternehmen der 
Dritten Welt ca. 1/3 aller im Ausland 
Beschäftigten konzentriert, obwohl dcr 
Anteil der Direktinvestitionen in den 
Entwicklungsländern wesentlich ger in
ger war. 
Dies verweist darauf, daß in der Tat die 
Arbeits- und fenigungsprozesse von 
Toch !ergesellschaften westdeutscher 
Konzerne in der Dritten Welt im Durch
schnitt arbeitsintensiver a ls in den Indu
str ieländern sind. Diese Disproportion 
in bezug von Beschäftigen und Kapita l
anlagebcstand ist bei einzelnen Groß· 
konzernen (VW, Siemens usw.) beson
ders auffallend. 
Neben der Lohnkostenersparnis bei Be
schäftigung billiger Arbeitskräfte in der 
Dritten Welt sind andcre Motive der 
Außcnexpansion des westdeutschen 
Großkapitals gdegentlich nicht weniger 
wichtig: Sicherung von Auslandsmärk· 
ten, Umgehung von Umwehsdmtzauf
lagen. Sicherung von Rohstoffqucllen, 
Ersparung von Transportkosten usw. 
Charakteristisch Hit die westdeutschen 
Auslandsinvestitionen in der Dritten 

Siemen, in Indien. dem '''a· 
,ilChtn Ihup,anlaitland dts 
.. eh"'e;' um .. t<>llrh.en 
8RD·Konltm.. 54 .,,.ner 
1\'.I,rabrik.n Ilchtn in der 
t>ri"en Welt 

Weh ist ferner ihre hohe Konzentration 
auf einige wenige Branchen und die 
hohe Konzentration au f die führenden 
westdeutschen Monopole, von denen 
die 40 Erstplazierten ca, 70-80% aller 
Auslandsaktivitäten bestreiten, 
In bezug auf die Beurteilung der Aus
wirkungen der Direktinvestitionen auf 
die unterentwickelten Länder ist selbst ' 
bei bürgerlichen Institutionen oder Au
toren, teilweise auch bei der Regie
runsspropaganda. ein vorsichtiger 
Tenor - gegenüber früheren Lesearten 
von ,.privater Hilfe", "dem besten Bei
trag zur Entwicklung" usw. - zu ver· 
spüren. Zwar läßt sich bei den meisten 
Direk tinvcstitionen nicht leugnen, daß 
(sofern es sich nicht bloß um Aufkauf 
vorhandener Betriebe handelt ) durch 
sie eine I'roduktionscrweiterung und ei
ne gewisse I'roduktivkraftsteigerung 
eintritt. 

Doch stehen diese an sich positiven Eie· 
mente in keinem Verhältnis zu den ne
gativen und ausbeuterischen Momenten 
der ausländischen Direktinvestitionen, 
die sich letztlich aus der untergeordne
ten Stdlung dcr Entwicklungsländer 
und den dortigen ungüns tigen Rahmen
bedingungen für eine kontinuierliche, 
auf einen inneren Massenmarkt hin 
orienticrte Kapitalakkumulation her· 
leiten lassen. 

AlIgcmcin läßt sich wohl behaup!<;n, 
daß auch die wcstdcutschen Inves titio
nen nur zu einer einseitigen Entwic k
lung dcr Produktivkräfte und der Pro
duktionsstruktur beitragen, die an den 
grundkgcnden MassenbedÜTfnisscn und 
Produktionslllöglich keiten der jeweili
gen Zidländer vorbeigeht. 
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Die meisten Illvestitionen und J'rodukt
arten der westdeutschen Konzerne 
knüpfen an die in der Regel hohe Ein
kommenspolarisierung in den Entwick
lungsländern an. Und sie produzieren 
sehr häufig vorzugsweise langlebige 
Konsumgüter fUr den .,gehobenen Be
darf", d.h. ftiT die zahlungskraftigstcn 
Schichten. Hi erdu rch werden knappe 
Ressourcen nicht nur fixiert und in ge
wisser Weise vergeudet. sondern es ent· 
stehen hierdurch auch nur relativ gerin
ge Einkommens- und Beschäftigungs
effekte. 
Vor allem aber muß das Argument, die 
Privatinvestitionen stellten einen zu
sätzlichen Fonds der Kapitalbildung 
dar, zurückgewiesen werden. t'ast alle 
empirischen Untersuchungen des Ver
hältnisses von ursprünglichem [nvcsti
tionsbetrag bzw. Nettokapitalwfluß zu 
langfristig erwirtschafteten Profiten 
bzw. Gewinntransfers zeigen, daß -
nach einer gewissen Anlaufphase -
dieses Verhältnis immer ungünstiger 
wird. 

Das heißt. die neuen Kapiulzuflüsse 
werden tendenziell geringer und die 
Kapitalrückflüsse - in Form von Ge· 
winnen. Dividentell, Zinsen, Manage· 
ment-"Gebührcn", Paknten aus der 
Mutterfirma usw. - immer größer (sie
he Tabellen 3 und 4)_ Diese Wirkungs
weisc ausländischer Direktinvestitioncn, 
die je länger. umso mehr einem parasi
tärcn Absaugungssystcm von im Ent
wicklungsland erzcugten l\lehrwert
tcilell gleicht, wird im ührigen noch 
durch die Inanspruchnahme cinheillli
scher fo'inanzierungsqucllen verstark!_ 
Damit wird freilich auch das Argumcnt, 

die Privatinvestitionen trügen zur Ver
besserung der Zahlungsbilanzsituation 
bei, entscheidend entkräftet. Im Gegen
teil läßt sich die These vertreten, daß 
diejenigen Länder, die einen relativ gro
ßen Antcil von Auslandsinvestitionen 
schon über einen mngeren Zeitraum 
hinweg aufweisen. gerade diejenigen 
sind , die die größten Handels- und Zah
lungsbilanzprobleme haben und als 
Konsequenz davon auch eine sehr hohe 
Auslandsverschuldung aufweisen_ Ihr: 
Grad der Auslandsverschuldung ist ver
gleichsweise am höchsten. der Anteil 
von Zins- und Tilgungslcistungen am ge
samten jährlichen Devisenaufkommen 
hoch und wachsend. Dies gilt z.B. ftir 
Mexiko. Brasilien. Argentinien. aber 
auch ftir Nigeria, die Philippinen und in 
gewisser Weise auch rur Süd korea. 

Wo steht die Bundesregierung? 

Dies läßt sich außer aus den erwähnten 
Formen \'on Profitabzug aueh aus dem 
Umstand erklären, daß ein wachsender 
Teil der Importe der betroffenen Ent 
wicklungsländer von den transnationa
len Konzernen getätigt wird. und zwar 
zu Bedingungen. die keinerlei Trans· 
parenzpflicht unterliegen ("konzern
interne Verrechnungsprdse"). Auf der 
anderen Seite steuern die binnenmarkt
orientierten Investitionen in der verar
heitenden Industri e durch Exporte vor
läufig kaum zum Devisenaufkommcn 
der Gastländer bei. 
Bei den wcltmarklOricntiertcn indu
striellen Investi tionen, die ihre Pro
dukte im wesentlichen auf den euro-

päischen Markt reexportieren (Typ 
Müller-Wipperfürth-Tunesien) . überstei
gen die vom Staat des "Gastlandes" zu 
erbringenden und 'I:_T_ zu importie

renden Vorleistungen häufig die durch 
Exportorientierung bedingten Devisen
und Steuereinkünfte. 
Man könnte nun angesichts dieser un
gleichen Verteilung von Vor- und Nach
teilen der Auslandsinvestitionen fragen . 
warum viele Regierungen der Entwick
lungsländer ausländische Direktin\'esti
{ionen geradezu an locken. Dies gilt ins
besondere fur offen proimperialistische 
und/oder diktatorische Regimes, die 
sich politische Sicherheiten ftir ihre 
Position und ökonomische Vorteile (als 
Ersat z ftir eigene Reformanstrengun
gen) versprechen . Umgekehrt werden 
solche Regimes, je repressiver und ge
werkschafts feindlicher sie sind, von den 
imperialistischen InveSlOren als die be
sten Garanten rur eine gedeihliche Zu
sammenarbeit gefeiert_ 
Bei der Anbahnung dieser und anderer 
Formen von Beziehungen spielt die 
Entwicklungspolitik (siehe Beiträge von 
M. Mohnke und W. Brönner; d. Red.) 
eine große Rolle. da ihr nicht nur die 
Funktion zukommt. Rahmenbedingun
gen für diese Zusammenarbeit zu schaf
fen, sondern auch in gewissem Umfang 
ausgleichend wirksam zu werden. 
Sicherlich muß zumindest ein Teil der 
öffentlichen Leistungen (Kredite oder 
Schenkungen) auf diese Weise interpre
tiert werden_ 
Die Ursachen der Verschuldungskrise 
sieht die Bundesregierung fast aus
schließlich in den Entwicklungen/ Fehl-
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enLwicklungen in der Drillen Welt b.:w, 
in den jeweiligen nationalen Wirt-
5chaftspolitikcn begründet. 
In den "Grundlinien der Entwicklungs
politik der Bundesregierung" (ver6ffent
licht im April 1986) hcißtcshiertu: Der 
Olpreisanstieg 1973/74 und 1979/80, 
versäumte interne Anpassungen, Erfolge 
der Inflationsbek;!.Inpfung in den Indu
stricländern, wodurch "die In flations
raten sich schneller als die Zinsen er
mäßigten"_ sowie Kapitalflucht werden 
als entscheidende Ursachcn der Vcr-
5chuldungsknse genannt_ Kein Wort 
wird verloren über die Ursachen der 
chronischen Leistungsbilanzdefizite der 
Entwicklungsländer, die terms of trade 
zuungunsten der Entwicklungsländer. 
die Verringerung der öffentlichen Ent
wicklungskredite und die Vcrschlechte
rung der Konditionen seitens der kapita
listischen Industridänder generell usw_ 
Demen15prechend fallen die L.üsungsvor
sch läge der Bundesregierung aus: 
• Aufgabe der Industricliindet sei es, ein 
dauerhaftes innalionsfreies Wachstum 
zu sichern. Voraussetzungen fLir weiter 
sinkende Zinssiitze zu schaffen und die 
eigenen Märkte rur die Produkte der Ent
wicklungsländer zu öffnen. 
• Der Internationale Währungsfonds 
(IMF ) und die Weltbank sind voll zu 
untcrstützen (heide lnstitulionen saUten 
in Zukunft besser zusammenarbeiten); 
und gewissermaßen als demokratisches 
und soziales Trostpnästcrchen wird 
postuliert, d:Iß vor allem "in den hoch· 
verschuldeten lateinamerikanischen 
Ländern ... die Auswirkungen von so:lia
len Härten der Anpassungsprogramme 
auf den beginnenden Demokralisie
rungsprozeß berUcksichtigt werden" 
müssen, 

• Das Schuldenprob1em muß in erster 
Linie zwischen den jeweiligen Gläubi
gem und Schuldnern bereinigt werden, 
d.h. fLir Lat cinamerika als der Haupt
schuldenregion: zwischen den Regierun
gen Lateinamerikas und den privaten Ge
schäftsbanken als den Hauptgläubigern; 
diese müßten auch entschcidt:n, in wei
chem Maße neue Kredite gt:währt wcr
den können und inwieweit eine größere 
.,Konstanz des Schuldendiensu:s" (even
tuell durch größere Variabili tlit der Lauf
zeiten) und damit eine Verbesserung der 
Lage der Schuldnerliinder erreicht wer
den kann. Die Schuldnerländt:l müßten 
der Kapitalflucht entgegen ..... irken und 
das Klima für :lUsländische und inländi· 
sche Investoren verbessern. 
• Solche Länder, die die IMl.'·Aunagen 
besonders energisch und umfassend be
folgen, sollen durch Entgegenkommen 
bei der öffentlichen Hilfe belohnt wer
den. Die Bundcsregicrung "setzt s:ch bei 
Umschuldungsverhandlu.ngen in geeigne. 
ten Fällen. in denen die SchuldncrHinder 
erfolgversprechende Eigenanstrc ngun· 
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gen unternehmen, ftir mt:hrjährige Um· 
schuldungen ein". 
• Es wird propagandistisch groß her
ausgestrichen, daß die Bundesregierung 
24 Ländern, die zum Kreise der änn
sten Entwicklungsländer (LLDC) zäh
len. Schuldt:n in Höhe von insgesamt 4 
Mrd DM bert:its erlassen hat und damil 
eine international "fOhlende Rolle Liber
nommen" habe. 

Schulterschluß mit US-Bankicrs 

Die Behauptung, die bundesrepublika
nischen Han ken seien nur am Rande in 
der Dritten Welt engagiert, ist bei nähe
ter Betrachtung nicht zu halten. Genaue 
Ziffern sind allerdings angesichts der Ce· 
heimniskrämerei nur sehwer;eu erhalten: 
• Aus einer Analyse der Zahlungsbilanz
statistiken läßt sich ein Kreditsaldo ge
genüber der Drillen Welt von etwa 100 
Mrd DM errechnen. 
• Die Dresdner Bank gibt an. daß knapp 
t 1I 0 aller Ban kkredite an die Dri Ile Welt 
auf ERD·Ban ken entfallt, nach dem ge
genwärtigen Stand also etwa 50 Mrd Dol
Iar:.1 15 Mrd DM. 
• Deutsche und Commerzbank bezif
fern ihre Kredite an "Problem länder" 
mit 7,4 bzw. 5,4 Mrd DM, die Dresdner 
dürfte cb.zwischen Uegcn.4 Die drei 
Großbanken dürften also knapp 20 Mrd 
DM allein in den Umschuldungsländern 
der Dritten Welt ,lusstehen haben. 
• Die Kredite sind in den Bilanzen abcr 
oft nur zum Teil ausgewiesen, weil gera
de die deutschen Banken gewaltige 
Rückstellungen gebildet haben und die 
Wertberichtigungen vom Nominalwert 
e ft schon abgezogen werden. Als "Risi
ko,"orsorge" für Länderrisiken wurden 
allein 1981-83 ca. 23 to lrd DM Rückstel
lungen gebildet. 
• Das Rückstellungsproblem sei be
leuchtet mit von der Commerzbank ver
öffentlichten Zahlen. Allein 1985 hat 
die Bank auf ,.Risikokredi lc " VOll 5.4 
Mrd DM Sleuermindernde Rückstellun
gen von 700 Mio DM gebildet. Die lal
sächlichen Forderungsausfälle beliefen 
sich auf 55 JI.1io Dtol. 
überdurchschnittlich groß ist das Enga· 
gement bundesdeutseher Banken in Afri
ka und Asien. gemessen an der Gesamt· 
verschuldung der Regionen. In einzelnen 
Ländern wie Indien, Tunesien und der 
Türkei spielen sie eine maßgebliche Rol

'0, 
ln den 15 hochverschuldeten Ländern 
vor allem Lateinamerikas scheint das 
wcstdeutsehe Engagement relativ gerin
ger ;eu sein, So schätzt Werner Btessing 
von der Deutschen Bank den Anteil der 
BRD-Banken am "Bakcr-Engagcment" 
- rur 15 Länder sollen neue Kredi te in 
Höhe von 20 Mrd Dollar bereitgestellt 
..... erdcn - auf etwa I :'>Ird Dollar. 

Zu beachten ist auch, d.lß nur 40 bundes
deutsche lnsmute überhaupt Hn Urilte· 
Welt-Geschäft engagicn sind. ill~o "in 
relativ exklush'cr Kreis, Dert'n Rolle be
summt sich aber nkhl nur dunh das 
quan liative Grwicht. 
An allen Krediten sind internationale 
Bankkonsortien gemcinsam beteiligt: 
dem S('huldner tritt also ein Bankkartell 
gegenuber, das alle I~ntseheidungen ge
meillsam trifft: E.in Aus~cheren einzel
ner Banken aus diesem Gläubi gerk<irtell 
wurde von den ubrig<!n su rort dureh den 
Ausschluß aus dem internationalen Ge· 
schah beantwortet. Es ist also auch 
wichtig, was fLir Positionen \'on den west
deutschen Banken in diesen Konsortien 

eingenommen werden. 

In den lIauptfragen liegt hier ein enger 
Sehulterschluß mit den dominierenden 
US-Banken vor. Die Anpassungslast ha
ben die Schuldnerlander zu trag"n, 
Werner 8lessing: .. Sie müssen sich zu um
fassenden makroökollomischeu und 
strukturellen Rdormprogrammen be· 
reitfLnden, die auf eine nachhaltige 
Stärkung der Waehstumsgrundlagen bei 
binnen· und außel1winst:haflJicher Sta· 
bilisierung ausgcrichte t sind. Dazu ge· 
hön dt:r Abbau umfangreicher Budget
defizite. die Beseitigung teilweise immer 
noch unrealistisehcr Wechselkurse, dit: 
Herstellung effizienter Preis- und Zins· 
strukturen sowie nicht ;culet;et die Mobi· 
lisierung marktwinschaftlicher Wachs
tUmSpolentiale, u.a. durch Privatisierung 
öffentlicher Unternehmen, die Entwick
lung der heimischen Kapitalmärkte so-



wie die Verbesserung des Investitions
klimas. ,,5 

Der Zynismus einer solchen I'osition ist 
offensichtlich: Es ist ja gerade der stän
dige Mittelab'l:ug durch die Banken aus 
der Dritten Welt, der dort das "In"esti
tionsklima" belastet. 
Es sind aber durchaus auch spezifisch 
bundesdeutsche Ak'l:ente festzustellen, 
wie u.a. aus der Stellungnahme von 40 
hiesigen Banken zum Baker-Plan hervor· 
geht. 
Dieses Papier wurde auf einer durch die 
Deutsche, Dresdner und die Commerz· 
bank einberufenen Versammlung unter 
Anwesenheit der Bundesbank verab
schiedet.6 Nachdem dort der Baker-Plan 

grundSätzlich begrüßt wurde, melden die 
westdeutschen Banken eigene Interessen 
an: 
• Alle Institute sollen mit einem ,.fair 
share" beteiligt sein. 
• Während der Bakt'r·Plan 2/3 der Neu
ausleihungen an die Dritte Welt· durch 
die Banken aufgebracht sehen möchte, 
schlagen die Bundesdeutschen eine Rela
tion 50 : 50 vor. Insbesondere wird auf 
die Notwendigkeit verwiesen, IMF und 
Weltbank finanziell besser auszustatten, 
eine Forderung, die an die USA gerichtet 
ist. Bekanntlich weigert sich Reagan, die 
Weltbankmiuel aufzustocken. 

• Die privaten Neuausleihungen sollen 
durch Aufstockung öffentlicher Mittel 
'l.B. im Rahmen der Exportkreditver· 
sicherung abgesichert werden. 
• Die bundesdeutsehen Banken schla
gen flir sich vor, die Zuführung'neuer 

Mittel durch folgende Behandlung der 
Altschulden zu ersetzen. Sie möchten 
nicht eintreibbare Schuld- und Zinsfor
derungen in handelbare Wertpapiere um
wandeln. So könnte 'I:.B. die Deutsche 
Bank diejenigen Zinsforderungen, die 
nicht mehr einzulösen sind, einfach ver
kaufen. Es ist klar. daß dieser Vorschlag 
nur dann einen Sinn ergibt, wenn der 
Käufer soleher Forderungen seinerseits 
bereit ist. die Verluste zu tragen. Es geht 
also schlicht darum, daß "faule" Forde
rungen von der öffentlichen Hand über
nommen werden sollen. 
50 lassen sich drei "deutsche" Spezifika 
ausmacheIl : 
• Ein ausgeprägter Widerwillen gegen 
die Vergabe neuer Kredite in die Dritte 
Welt. Es gib t jetzt rentablere Geschäfte! 
• Die Forderung nach stärkerer Beteili· 
gung von IMF und Weltbank. was auf die 
Forderung nach mehr US·Milteln hin
ausläuft. 
• Die Forderung nach stärkerer Risiko· 
beteiligung des Staates und nach öffent· 
lichen Geldern. 

Bewu~dernswert ist hier nur die Unver
schämtheit, mit der den Schuldnerlän
dern mehr .. Privatinitiative" auf Kosten 
des Lebensstandards der verarmten Be· 
völkerung empfohlen wird, während die 
40 Banken hierzu lande den SOllSt so in
kriminierten Staat schlicht dazu auffor
dern. ihre privatwirtschaftlichen Risiken 
tu übernehmen. Sie fordern für ihre Pro· 
bleme eine ausgeprägt staatsmonopoli
stische Lösung. 
In diesem Zusammenhang noch einige 
sehr bezeichnende Details: 
• Die besagte: Erklärung wurde an den 
11-.IF, die Weltbank, die Deutsche Bun
desbank und an das Bundesfinanzmini
sterium geschickt (nicht etwa ans Ent
wicklungsministerium). 
• Sie ist stellvertretend unter'l:eichnet 
von der Deutschen und Dresdner Bank, 
der Commcr'l:bank und der WesILB. 
Letzteres ist bekanntlich ein öffentli· 
ehes. durch die SPD-Landesregierung 
und die NRW-Kommunen dominiertes 
Institut. 
• Diese vier unterzeichnenden Banken 
erwirtschafte ten allein 1985 ein Be
triebsergebnis, d.h. einen finanzkapitali
stischen Profit. von fast 10 Mrd DM. gut 
doppelt so viel wie 1982. vor Ausbruch 
der 5chuldenkrise. 7 

Anmerkungen: 
I) ~,chäftsbericht der Deutschen BundH

bank 1985. Frankfurt 1986, S.27 
2) RaineT Falk, Die heimliche Kolonialmacht. 

Köln 1985,S.86 
3) Geso;häfUbericht d"r Ikulschen Bundes· 

bank. a.a.O., S.29 
4) Angaben laut Geschäftsbericht"n 
5) In: Handelsblatt. 24.4.1986, Bank"n Inter· 

national 
6) Vgl.u.a.Handdsblatt.22.1.1986 
7) Informationen zur Wirtschafuentwicklung 

und Lage der Arbeiterklasse, Frankfurt~I .• 
Heft 2/1986 

AIB-Sonderhefte 

411985: Weltraumrüstung 
28 Seiten, 2 m1 

_,. I .•• 

111986: Südafrt.ka 
40 Seiten, 2,50 m1 

311986: Iran - Irak 
28 Seiten, 2 DM 

Bestcllul1b'Cn untcr 10 D~I gegen Vorausbe
zahlung (1..B. in Bridmarkcn oder mit Ab
buchungsvoltmacht; zzgl. 0,60 DM Porto je 
Heft). 33% Rabatt ab 10 ""pI. Bine ßutclt· 
karte in der lIeftmitte benutzen! 
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Dieter Boris/Jörg Goldberg/Nico Biver 

Alternativen zur 
Schuldenfrage 

Dcr folgend e Beitrag ist Teil eines Referats. das DieteT Boris und J örg Goldberg aur der 
Ko nferenz " Verschuldung und Ausbeut ung der Dri tten Welt und d ie Rolle de r Bu ndes
republik " (Köln, 3 1. Mai/ I. J uni 1986) vortrugen. Es wurde von Nico Bivcr an e in igen 
Stellen aktu alisiert , erweitert und um einen Teil zu den Posi tio llcn der Friedensliste 
crgänu. 

Während die konservativen Lösungskon
zepte überwiegend darauf hinauslaufen. 
d ie Schuldenlast der Dritten Welt als per
manentes Druckmittel aufrechtzuerhal
ten, gib t es zahlreiche andere l'ositiOllcn, 
die aus unterschiedlichen Gründen eine 
einschneidende Entschuldung rtir not
wendig erachten. 
In der Hu ndesrcpubtik orientieren sich 
dabei viele derartige Konzep te an der 
Idee eines "Marshallplanes rUf die Dr itte 
Welt ", eine Paro le, die vor allem in der 
SPD aufgestellt wird. Dabei ist d ie I'unk
tion des Marshallplans rUf WeSteUropa in 
Erinnerung zu rufen: Er hatte nach dem 
2. Weltkrieg die Aufgabe. Linkskräfte 
aus den westeuropäische n Regierungen 
herauszuhalten und die Empfangerlän
der an die USA zu binden . Unzweifelhaft 
aber hat er zur kapitalistischen Reakti
vierungder Ökonomien beigetragen. 
Im Bewußtsein dieser - gerade für die 
SPD historisch sehr prOblematischen -
Erfahrung bemüht sich das SI'D-"Zu. 
kunftsprogramm Dritte Welt" von 1984 
um eine Abgrenzung: "Anders als beim 
Marshallplan kann es jedoch nicht darum 
gehen, die Entwicklungsländer in das 
politische und wirtschaftliche System 
der Industriestaaten einzubinden ... 1 

Intern at ionale Schuldenkonferenz 

Der SPD·Bu ndcstagsabgcordncte lngo
mar Hauchlcr hat auf der Grundlage die
ses mit dem Namen Willy Brandt verbun
denen Konzepts ei ne interna tionale 
Schulden konferenz vorgeSChlagen. an 
der a lle Seiten gleichberechtigt teilneh· 
men so llen . Dort soll fo lgendes Entschul· 
dungsm oddl besch lossen werden.: 

.• Für die öffentlichen Altkredite von 
rund 400 Mrd Dollar soll der Schulden· 
dienst so verringert werden, daß dieser 
die Neuzuflüsse aus der Entwicklungshil. 
fe nicht übt:rsteigt. 
• Die Neuzuflüsse (wenn was ,übrig
bleibt; die Verf.) sollen verzinst und ge
tilgt werden. Der einkommende Schul
deIldienst wird in einem EntwiCklungs. 
fonds in den Schuldnerländern gesam· 
melt. 
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• Von den 600 Mrd Dollar privater Kre· 
dite sollen 200 ~'lrd auf Kosten der Ban
ken als nicht mehr einbringbar gestri
chen werden. Auf weitere 200 Mrd sol
len die Banken ein Zinsmoratorium ge· 
währen. Die restlictll'n 200 Mrd sollen 
weiter bedient werden . wobei öffentli
che Zinszuschüsse angeboten werden. 
Für die Sehuldendienstbelastung wird 
eine Obergrenze von 20% des Export. 
erlöses des Entwicklungslandes festge
legt. 

In diesem Vorschlag, der in den Beschlüs
sen des Nürnberger Parteitages vom 
August 1986 nur sehr allgemein seinen 
Niederschlag findet, haben die Banken, 
die an der Verschuldung gut verdien t 
haben. die llauptlast zu tragen. 
Es stellt sich allerdin!:,'s die Durchset· 
zungsfrage: Es ist nur schwer vorstellbar, 
daß auf der vorgeschlagenen Super kon. 
ferenz die don ja auch stimmberechtig
ten Banken einem solchen Konzept zu· 
stimmen. Es wären also nationale Maß
nahmen notwendig. um die Ban ken zur 
Entschuldung zu zwinj:,'Cn. Dazu finden 
sich aber in der ganzen SI'D·l'rogTamma· 
tik keine Ansat.lpunkte. 2 

Ober diesen Vorschlag hinaus gibt es im 
Rahmen des "Zukun[tsprogTamms Drit-

te Welt" die Vorstellung, einen aus 
Riastungslasten gespeisten internationa· 
len Entwieklungsfonds zu gründen. Qie· 
ser soll paritätisch von Industrie· und 
Entwicklungsländern verwalte t werden 
und eine grundbedarf. und binnenmarkt
orientierte Strategie verfolgen. Während 
Uwe Holtz 1984 im ZukunftsprogTamm 
noch VOll 5% der weltweiten Rüstungs
ausgaben ('" 50 l\1rd Dollar) spricht, will 
die wirtschaftspolitische Resolution von 
Nümberg nur noch 1% ('" 10 Mrd Dollar) 
dafUr aufwenden. 3 Dieser Fonds soll 
neben die bestehenden supranationalen 
Institutionen (IM F, Weltbank u.a.) tre
ten, welche in ihrer Crundstruktur un
berührt b leiben. 
Das ,.Zukunflsprogramm" spricht dar
über hinaus von der Notwendigkeit einer 
"Reform der Weltwirtschaft". Der Tal
bestand "nachteiliger Austauschverhält· 
nisse" für die Dritte Welt wird beklagt, 
die Rcformforderung beschränkt sich 
aber auf .. zei tlich befristete Handelsför· 
derung" u nd eine stär kere Marktöffnung 
ftir Dritte.Welt-Produkte. 4 Tatsächlich 
ist die Frage" Weltwirtsdtaftsordnung" 
in der SPD.Programm:ltik ein großer Kri
tikpunkt. 

Heilige Kuh Marktwirtschaft 

So ist zunächst daran zu erinnern, daß 
die sozialdemokratisch gerlihrte Bundes
regieru ng in den 70er Jahren zu den 
engagiertestcn Gegnern der Forderungen 
der Entwicklungsländer nach einer 
Neuen Weltwirtschaftsordnung zählte 
und in der UNO gegen die entsprechen. 
den Grundsatzdokumente gestimmt hat. 
In der Begründung dieser Haltung wurde 
das "marktwirtschaftliche Lenkungs. 
prinzip" als wcltwirtschaftlichcs Allheil
mittel angepriesen; es wurde explizit 
freie Bahn rUf die Multis in der Dritten 
Welt gefordert. 5 

Die Debatte um den wirtsChaftspoliti 
schen Leitantrag der SPD von 1986 
zeigt. daLl diese "marktwirtschaft liehe" 
Position der SI'D weiterhin "Beschluß· 
lage" ist. 
So wird zwar die einseitige Ausrichtung 
der Entwicklungspolitik an den Indu· 
strieländerinteressen kritisiert, die Auf· 
tagcn]loJilik des IM F angegriffen. Gleich· 
zeiti)( aher wird dessen marktradikalcs 
Grundkonlept wiedo.:rholt: Die von den 
Schuldnerländern zu erbringenden "Ei
gCllanstrenb"-lIlgen" seien vor allem: 
.,mehr mone täre und finanzpolitische 
Disziplin, die produktivere Vcrwenduil)l; 
knapper Finanzmittcl. die Bekiimpfung 
\'on Korrup tion und Kapitalnucht sowie 
Anreize rur die Rückkehr der I-' Iuehtgd. 
der". Das könnte auch vom IM I-' so for 
muliert worden sein. 
Vor allem bleiben die Interessen der mul· 
tinationalen Konzerne der Orientie-



rungspunkt der Wcltwirtschaftsordnung, 
bestimmen damit die Spielräume natio
naler Wirtschaftspolitik sowohl in den 
kapitalistischen Lindern als auch in der 
Dritten Welt: "Die zunehmend trans
national wirksame Investitionst:itigkeit 
der Unternehmen zwingt die nationale 
Politik, ihre Entscheidungen so auszu
richten, daß die Volkswir!schaft im in
ternationalen Wettbewerb um Investitio
nen und ArbeilSplätze konkurrenzfähig 
bleibt. ,,6 
Es ist aber genau dieser in den Entwick
lungsländern besonders wirksame 
Zwang, der überhaupt erst zum Entste
hen der Schuldenkrise gerührt hat, der 
das System der neokolonialistischen 
Ausbeu tung ursächlich begründet. 

GRüNE Entschuldungsstrategie 

Die Grünen halten ebenfalls eine sofort 
wirksam e: und gerechte Entschuldungs
strategie für einen Kernpunkt der Dritte
Welt-Problematik. In ihrem Bundestags
wahl-Programm fordern sie, daß es "über 
den ZwiKhenschritt eines Schuldenmo
ratoriums zu einer umfassenden Strei
chung der Auslandsschulden kommen " 
müsse. 7 

Der Bundestagsabgeordnete der Grünen, 
Ludger Vollmer, unterstreicht nach ei· 
nem Besuch in Kuba und Gesprächen 
mit t 'idel Castro, daß sich die Positionen 
der Grünen zur Verschuldungskrise weit
gehend mit den kubanischen decken. 
Dies gelte vor allem flir die Einschätzung 
der Politik des IMF, dem es darum gehe, 
"den Status quo aufrecht zu erhalten .. _ 
Die verschuldeten Länder sollen gezwun
gen werden, ihre Volkswirtschaft auf 
den Export umzustellen". 
Volhlll:r betrachtet die 1 ~1F-Politik als 
ungeeignet. die Schulden krise zu lösen. 

und macht sie zum großen Teil für das 
Elend in den Entwicklungsländern ver
antwortlich. "Unse:rer Meinung nach 
kommen die Länder der Dritten Welt nur 
aus der Misere heraus .... wenn die Schul
den gestriehen werden." 
Die Grünen seien ebenso wie die Kuba
ner der Mei nung. daß die Bildung von 
SchuldnerkarteUen notwendig sei, UIll 

Druck auf die Pri"atbanken und die öf
fentliche lIand in den Industrienationen 
auszuüben. 8 

Entwicklungsfonds für die 3. Welt 

In ihrem Programm zum Umbau der In
dustriegesellschaft fordern die Grünen 
neben einem sofor tigen Schuldenauf
schub auch die Entwicklung von Kon· 
zepten l;ur Schuldenstreichung. Hier 
unterscheiden sie sich allerdings von den 
Lösungsvorschlägen Fidel Castros. der 
die Streichung der Schulden durch eine 
Senkung der Rüstungshaushalte der 
Gläubigerstaaten finanzierc:n will. 
Diskutiert werden bei den Grünen dazu 
folgende Punkte: 
• Verlieht auf die Rückzahlung von 
Krediten aus öffentlichen Mitteln. ohne 
daß dies zu Lasten des Entwicklungs
haushaltes geht. 
• Ausgleich der Vermägensverluste 
durch Rückzahlungsverzicht bei privaten 
Krediten durch eigene .Reserven der Ge
schäftsbanken. 
• Staatliche Ve:rmögensausfallhilfen flir 
private Geschäftsbanken nur gegen ent· 
sprechende Oberlra!.'Ung \"on Eigentums· 
und Kontrollrechten. t'ür Schuldner be 
deutet dies nicht einfach Schuldenstrei
chung. 
• Die erlassenen Z;ins- und Tilgungsbe
träge sollen von de:n Entwicklungslän· 
dern in einheimischer Währung in einen 

nationalen revolvierenden Entwick
lungsfonds eingezahlt werden. 
• Der Fonds sol! von den ve:rschicde:nen 
gesellschaftlichen Organisationen ver· 
waltet werde:n (Bauerfl\'erbände, Ge-
we:rkschaften, Verbraucherverbände, 
Frauenräte: usw.). 
• Er sol! der Finanzierung von eigen. 
ständigen Entwicklungswegen dienen, 
die die GrundbedÜTfnisbefriedigung der 
Bevölkerungzum Ziel haben. 9 

Darüber hinaus halten sie .,massivste 
Korrekturen" der Weltwirtschaftsstruk· 
turen für notwendig, wobei sowohl die 
Gerechtigkeit der Weltmarktpreise als 
auch die weiterhin bestehende koloniale 
Arbeitsteilung zwischen Rohstoffprodu. 
zente:n und Fertigwarenherstellern ange
sprochen wird. Gleichzeitig wird eine 
Reform der IMF·Gesetze gefordert und 
e:ine Auflösung der Weltbank in regio. 
nale Entwicklungsfonds ,·orgeschlagen. 
Ansatzpunkte für die Durchsetzung e i· 
ner solchen Strategie sehen die Grünen 
im eigenen Land, in der Durchsetzung 
von Schritten der .• Demokratisierung 
und Dezentralisierung" gegenüber multi· 
nationalen Unternehmen. 

Bonner Handlungsmöglichkeiten 

In ihrem Wahlprogramm zu den Bundes
tagswahle:n fordert die friedensliste "die 
ersatzlose Streichung aller Schulden der 
Länder der 'Dritten Welt' ".10 
Das Mitglied des Bundesvorstands der 
Friedensliste, Jürgen-Bernd Runge:. ver
langt, daß man von der Bundesrepublik 
aus _.die Initiativen von Kuba und den 
anderen betroffenen Ländern in der 
Dritten Welt unterstützen" muß. denn 
nicht die Länder der Dritten Welt stün
den bei UIlS in der Kreide. sondern umge
ke:hrt. da sie von de:n westlichen Indu· 
striestaaten ausgebeutet würden. ll 

,.Die astronomischen Milliardenschul· 
den der Entwicklungsländer". so der 
Bundessprecher der t'riedensliste, Karl
Heim: Hansen. in de:r Umfrage in diesem 
Heft. "sind nichts anderes als zusätz
liche, von ihnen an die 'Geberländer' zu 
entrichtende Ausbeutungsprämien. " 
Ähn lich wie die Grünen kritisiert die 
Friedensliste den IMt' und die Weltbank 
als Instrumente der imperialistischen 
Staaten zur Steuerung der Ausbeutung 
der Dritten Welt und forden eine Neue 
Weltwirtschaftsordnung, die die Benach· 
teiligung der Entwicklungsländer besei
tigt. 

Unterschiede sind jedoch festzumachen. 
was die Ursachen der Schulden krise und 
praktische Forderungen an die Bundes
regierung angeht. So stellt das Programm 
der Friedensliste feSt. daß die .. 'Explo
sion' dieses Verschuldungsproblemszwi
schen 1980 und 1985 zuallererst in der 
mit Reagans gig-.tntischen Rüstungspro· 
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grammen einhergehenden lIochzinspoli· 
tik (begrimdet lag)", wobei sie auf eine 
weitere Versch~rfung des Problems 
durch Rcagans Sternenkriegprogralllm 
verweis\.12 
Damit wird auch eine In teressenüber· 
schneidung zwischen der Friedensbe· 
wegung und den Massenbewegungen und 
Ländern der Dritten Welt deutlich. die 
rur die Sueichung der Schulden und ihre 
Finanzierung durch eine Kürzung der 
Rüstungsausgaben einueten. 
An diese l-'orderung und an Beschlüsse 
der UNO knüpft die Friedensliste an. 
wenn sie eine Senkung der Rüstungsaus· 
gaben um 10% fordert, wovon die Ihlfte 
der Dritten Welt zugutekommen 5011. 

Sie richtet diese Forderung an die Bun· 
desregierung und knüpft, anders als die 
SPD, eine Senkung des Riistungshaus· 
halts zu diesem Zweck nicht an interna· 
tionale Abkommen. Gleiches gilt auch 
rur die Po litik des IMF und der Welt
bank, wo die Friedensliste fordert. daß 
die BRD·Vertreter gegen die jetzigen 
AusbeUlungspraktikcn stimmen und die 
Positionen der Entwicklungsländer zu 
einer Neuen Weltwirtschaflsordnung uno 
terstützen sollen. 
Vertreu:r der Friedensliste machen aber 
auch Handlungsmöglichkeiten gegen die 
Verschuldungskrise aus, die in die direk· 
te Zuständigkeit der Bundesregierung 
fallen. So kritisieren J.B. Runge und 
K.H. I-Iansen die hohen Zinssätze von 
Entwic klungshilfe· Darlehen, die neben 
den damit verknüpften Licferbindungen 
mit für die Vc:rschuldungvetantwortlich 
seien. Runge fordert. daß die am meisten 
unterentwickelten Länder nur noch Zu· 
schüsse erhalten sollen und Hir die ande· 
ren Länder die Zinssätze drastisch ge· 
senkt werden müssen. l3 

Amnerkun~n: 
I) Willy Brandl. Der organisierte Wahnsinn, 

Köln 1985,S.173 
2) Skhe:Vorwärts,Nr.18/1986 
3) Siehe; AIB·Umfrage in diesem Heft 
4) epd·Entwicklungspolitik,Nr.17/1984 
5) Vgl.: Rainer Tet:t.laff, Die Did;ussion der 

Neuen Weltwirtschaftsordnung in der 
BundC'lrcpublik ... , in: Diskurs Nr. 3/Au· 
gust 1980, S. 16ff. 

6) Die Wirtschaft ökologisch und !o~iaJ er· 
neuern. Entwurf der Kommission Wirt· 
schafts· und t'inanzpolitik beim Partei· 
,"onland der SPD, Bonn 1986,5.72 

7) DIE GRüNEN, Bundestagswahl 1987. 
PTogramm,S.23 

8) Cuba übre, NT. 3/0ktober 1986.5.4 
9) Ludger Volhner/Thomas fues, Imern .. · 

tionale Venchuldungskrise, in: IMSf, In· 
stilutsmineiJung NT. 29/Frankfurt/M. 
1985 

10) Die i'riedensIiUe. Abriliten - Das Pro· 
gramm rur die Zukunft. rositionen ~u r 
Bundestagswahl 1987.5.22 

11) Podiumsdiskussion. Die ünke und die 
Drim Welt, in: IM SF/A5K (Hrsg.), Die 
Dritte Welt in der Sehuldenkrise - Rolle 
der Bundesrepublik - Diskussion um Al· 
ternati~en, S. 247 

12) Die .·riedensliste .... S.21 
13) Podiumsdiskussion ... , a.a..O. 
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Rainer Falk 

Entwicklungshilfe: 
ein- oder umstellen? 

"Ern wußten sie genOlU, was den Leuten gut 
tut, nämlich Fortschrill und Zivilisation, und 
jetzt, was ihnen nicht gut tUI, nämlich Fort· 
schritt und Zivilisation. Gestern haben sic über 
die Leute gelacht, weil die keine Corbusier· 
Hochhäuler wollten, heule lachen sie über die 
Leute, weil sie solche I'au~r haben wollen. Es 
sind die ewigen Klugscheißer, auch dann, wenn 
sie sich leibst als Eurozentristen kritisieren." 
"Man muß ganz genau wissen. was und fiir w'Cn 
man was macht." 

Uwc Timm, Der Sehlangenbaum 

J etzt hat sich also auch die Belletristik 
einem Thema zugewandt. das Wirt· 
schafts· und Sozial wissenschaftler. vor 
allem aber entwicklungspolitische Ex· 
perten und .. Drille·Welt·Bewegte" 
schlechthin seit langem nicht mehr los 
läßt. 
Es ist die Frage nach der Sinnhaftigkeit 
der wirtschaftlichen Zusammenarbeit 
mit der Dritten Welt, nach der Krise der 
herrschenden Entwicklungspolitik und 
nach möglichen und denkbaren Alter· 
nativen zum jetzigen Slatus quo ange· 
sichts des offenkundigen Scheitc:rns 
überkommener westlicher Modcrnisie· 
rungskonzepte an den eigenen Prämis· 
sen und den harten Realitäten vor Ort. 

Die Intensitat der Deballe und die Irrjta~ 
lionen im Kreis der Praktiker sind so 
groß. daß die Sachwalter der etablierten 
Entwicklungspolitik schon glaubten, ge· 
gensteuern zu müssen. Es sei dringend 
notwendig, so kommentierte zum Bei ~ 

spiel die i' rankfurter Allgemeine Zeitung 

(FAZ ), .• daß die zuständigen Stellen sich 
etwas Neues einfallen lassen flir das Ge· 
spräeh mit dem Bürger, damit der Ent· 
wicklungshilfe·Pessi mismus wenigstens 
nicht noch mehr zunimmt".l 
Keinem geringeren als Entwicklungs· 
minister Jürgcn Warnke selbst blicb es 
vorbehalten, die Kritiker .. nter Zu·llilfe· 
Nahme des uralten LinkJ;·Rechts· 
Schemas als letztlich Böswillige gegen· 
über der Dritten Welt ins Abseits zu 
rücken: "Der Hilfe·Pessimismus", so 
Wamke, .,franst an seinen Rändern aus 
in Resignation oder Aggression gegen· 
ilber der Dritten Wrlt. Bemerkenswerter· 
weise nimmt dabei das Spektrum an den 
rechten oder linken t'lügelspitzen die 
grellsten farben an - im Ton vielleicht 
noch unterschiedlich, im Ergebnis 
gleich, wie das allemal der I-'all ist." 2 

Dabei liegt das Demagogische dieses Ein· 
wands offen auf der Hand: Die rechten 
Kritiker der Entwicklungshilfe. allen 
voran der von der britischen i>remier· 
ministerin Thateher zum Lord ernannte 
P.T. Bauer, entstammen nämlich gerade 
jenem Kreis \'on Ideologiel'roduzenten, 
auf die sich auch die Oberen des Bundes· 
ministeriums flir wirtschaftliche Zusam· 
menarbeit (BMZ) beim praktiSChen Voll· 
zug der Wende zu stützen pnegen. 
Bauer ist der Meinung, daß die Entwick· 
lungshilfe und das damit in den Entwick· 
lungsländern prOduzierte "Anspruchs. 
denken" eine Ursache für die Entstehung 
des Nord·Siid·KonOikts darstellt. In sei· 



nem Buch "RealilY and Rhetoric" 
schreibt er: ,.Oie Entwicklungshilre hilrt 
den Inkompetenten, nimmt den Anrciz 
<tu eigenen Anstrengungcn und macht 
damit eher mehr als weniger abhängig 
vom Westcn und seiner Großzugigkeit." 3 

Das ist zweifellos Wautr auf die Mühlen 
dcrtr, dit eine grundlegende Umorientie
rung der Entwicklungspolitik im Sinne 
cintr "entstaatlichung" der Entwick
lungshilfe zu Gunsten von mehr Markt 
und Privatinitiative, einer Orientierung 
auf Exportförderung und wirtschaft
liche Konditionierung der vergebenen 
Mittel sowit tiner generellen Einschran
kung der 5taat lidu:n Leistungen durch
setzen wollen. 

Diese praktische Politik der Wende
Politiker ist e~ ja gerade, die zu scharfer 
Kritik von links begründeten Anlaß gibt. 
Sie verst;irkt die Zweifel derer, die bis
lang noch glaubten, durch die Nutzung 
verbliebener Spielräumc innerhalb des 
herrschenden Apparates Sinnvolles zur 
Entwicklung der Dritten Welt beitragen 
zu können. 
Nieht alle gehen so weit wie ßrigitte Er
ler (SPD), die nach jahrelanger Tätigkeit 
im ßMZ fristlos kündigte. wcll ihr nach 
und nach .. die einzige noch verbliebene 
Illusion geraubt (wurde). daß wtnigstens 
'mtine' Projekte zur Beseitigung von 
Elend und Hunger bcltrügtn".4 Den
noch ist ihr Buch .. Tödliche lIilfe", das 
inzwischen eine beachtliche Auflage er
reicht hat, symptomatisch nir eine ganze 
Gruppe von Krnikern. die eine Einstel
lung der Entwicklungshilfe heute rur das 
Beste halten. 
Belegt durch zahlreiche Beispiele aus der 
entwicklungspolitischeIl l>taxis vor Ort 
formuliert Brigitte Erler ihre llauptthe~e 
~o: .,Entwicklungshilfe schadet allen, de· 
nen sie angeblich nützen soll, ganzen 
Ländern wie einzelnen Betroffenen. Sie 
muß deshalb sofort beendet werden. 
Ohne Entwicklungshilfe ginge es den 
Meluchen in den Landern der Dritten 
Welt besser ... Entwicklungshilfe trägt 
dazu bei, in den mclsten Entwicklungs
ländern ausbeuterische Eliten an der 
~Iacht zu halten und im Namen von 
Modernisierung und Fortschritt Verclen
dung und Hungertod zu bringen. ,,5 

Schadet Entwick lungshilfe allen? 

Kritiker wie Brigitte Erler gewinnen 
durch die personliehe Konsequenz und 
moralische Rigidität. mit denen sie ihre 
Thesen vortragen. Gleichwohl neigen sie 
dazu, das Kind gleichsam "mit dem Bade 
ausJ.uschütten ". 
Im Eifer des Gefechts übersehen sie oft 
sowohl den historischen Entstehungs
zusammenhang von Entwicklungshilfc 
als auch den funktionalen Kontext, in 
dem sie heute im Geflecht der Gesamt· 

heil der Beziehungen zur Entwicklungs
weIt Sicht. Gerade unter diesem Aspekt 
ist es eben höchst fraglich, ob es den 
Menschen in der Dritten Welt ohne Ent· 
wicklungshilfe - bei aller Kritik, die sich 
an ihren konkreten Konzepten und ihrer 
Praxis üben läßt - tatsächlich besser gin. 

.<. 
Ich selber habe in meinem Buch .. Die 
heimliche Kolonialmacht" einen Kritik

Ansatz vorgestcllt 6 • der da\'on ausgeht, 
daß die heutige Entwicklungspolitik \'on 
vorneherein eingebette t war 111 den wd· 
teren Zusammenhang neokoloni;llcr In· 
teressensicherung gegenuber der Dritten 
Welt (wozu eben auch die weit gewichti
geren Formen der kapitalistischen 
Durchdringung wie private Kapitale". 
porte und Kreditbcziehu ngl'n mit deren 
machtpolitischen Absicherungsinstru
menten gehören). Er stellt aber auch in 
Rechnung, daß die Spezifik \'on Ent
wicklungspolitik und Entwicklungshilfe 
gegenüber anderen Instrumen ten der In
tCTessensicherung gegenüber der Dritten 
Welt (wie Diplomatie, Außenpolitik. 
Aulknwirtschaftspolitik und milit;t
mche Sicherheitspolitik) darin begrün
det liegt. daß sie ein Moment des mate
riellen Zugeständnisses an die Empran. 
ger bzw. Adressaten beinhalten. Insofern 
sind sie auch Reflexe auf die antikolonia
len und antiimperialinischen Emanzipa
tionsbe5trebungen der Völker der Drit· 
ten Welt. 

Der Süden will Wiedergutmachung 

In dieser Perspektive gesehen. bedeutet 
es keine Abmilderung oder Entschiirfung 
der notwendigen Kritk am herrschenden 
System der Entwicklungspolitik. welln 
man in Bezug auf die Entwicklungshilfe 
einige grundlegende Zuummenhänge ins 
Gedächtnis ruft: 
Trotz aller neo kolonialen Bedingungen, 
die an sie geknüpft werden, und trotz 
ihrer Einbettung in das Zwangsverhalmis 
kapitalistischer V CTwertungsi n teressen 
ist die Entwicklungshilfe (also die Ver
anstaltung des Transfers staatlicher 
Finanzmittel im engeren Sinne) sowohl 
historisch als auch aktuell immer auch 
eine Art Wiederguunachung bzw. Kom 
pensationsleistung rür die den Entwick
lungsländern zugerugten Sch;tden. Dies 
geschah in der Koloniah:clt und ge

schieht heute durch das Agieren von 
Multis und internationalen Banken, 
welche die wirtschaftlichen und sozialen 
Schädigungen ständig reproduzierten 
und verstärkten. 
Im Vergleich zu kommerziellen Waren
und Kapitalströmen ziehen die Empfän
gerländer aus der staatlicheIl Entwick· 
lungshilfe noch den größten Nutzen, 
wenngleich sich gegenwärtig deren Be· 
dingungen rapide verschlechtern. Unter 

diesem Aspekt haben die Entwicklungs. 
länder einen internationalen Rechts
anspruch auf diese Entwicklungshilfe, 
der im Laufe des Kampfes um pOlitische 
Unabhängigktit und ökonomische 
Dekolonisation erworben worden ist. 
Kein Land der Dritten Welt, auch und 
gerade diejenigen mit fortschrittlichen 
Regierungen, wird sich diesen Rechts
anspruch heute mehr streitig machen las

",. 
Betrachten wir den gegenwärtigvorherr. 
sehenden Trend im Ressourcenaus
tau sch zwischen dem Westen und dem 
Suden, so besteht schon gar kein Anlaß. 
die Forderung nach Einstellung der Ent
wicklungshilfe zu stellen. Denn abge
sehen davon, daß die öffentlichen Trans· 
fcnilhlungen an den Süden in den letZten 
Jahren unter dem Einnuß der rechten 
Regierungen in Washington, London 
und Bonn ohnehin ge kiirz t und ver· 
schlechtert wurden, steht diesen dürfti 
gen Zahlungen gegenwärtig cLn fast vier· 
mal so hoher Finanzstrom von Süden 
nach Norden gegenüber (vgl. Schaubild). 
Dieses sich gtgcnwärtig zu bislang noch 
nie gekannten Dimensionen vCTschiufen· 
de Ausplünderungsverhältnis der Ersten 
zur Dritten Weh unterstreicht den An· 
spruch der letzteren auf eine Wiedergut. 
maehung neokolonialer Schädigungen 
noch zusatzlieh. 
Gegenwärtig wird die Entwicklungshilfe 
selbst in dieser bescheidenen Kompen. 
sationsfunktion. die sie ursprünglich 
auch einmal haben sollte, in Frage ge· 
stellt. 
Dies zeigt sich daran, daß auch die öf
fentlichen Kreditströme dazu tendieren, 
von Entwicklungshilfe-bedingten 
Rückzahlungen mehr und mehr aufge. 
fressen zu werden. Schon heute ent
spricht das, was die Entwicklungsländer 
aus früheren öffentlichen Entwicklungs
hilfekrediten an die Bundesrepublik zu· 
rüc kzuzah len haben. etwa der Hälfte der 
bundesdeu ISchen Kredithilfe an die Drit
te Welt ( 1986). 

Not tut eine alternative Hil fe 

Trotz eines selektiven Schuldenerlasses. 
den Bonn den am wenigsten entwickel· 
ten Entwicklungsländern scLt 1978 an
bietet. ist nach dem neuesten Bericht der 
Kreditanstalt für Wiederaufbau damit zu 
rechncn, "daß die Nelloleistungen an die 
Entwicklungsländer tendenziell zurück· 
gehell, so daß sich also die Differenz 
zwischen Auszahlungen und Rüekzah· 
lungen verkleinert".' Bis zum Ende des 
laufenden Jahrzehnts "diirften die Ent
wicklungsländer so viel an den deutschen 
lIaushalt zurückzahlen, wic ihnen an 
neuen Krediten gewährt wird". 8 

Vor diesem Hintergrund kann es nur um 
eine Alternative zur herrschenden Ent-
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Entwicklungsländer zahlen 
mehr zurück als sie erhalten 

wicklungshilfe. nicht ... bcr um ihre er· 
5atzlosc Streichung gehen. Die Forde
rung flach einer anderen bzw. einer neu· 
en Entwicklungspolitik kann freilich rea· 
Iistisch nur im Rahmen eines Gesamt
konzepts ökonomischer (wirtschafts
politischer) und gesellschaftlicher Ver· 
änderungen erhoben werden. 
Eine neue, an den Lebensinteressen der 
Völker der EntwickJungswelt orientierte 
Entwicklungspolitik bedarf, um wirk
sam zu werden, vor allem der Verände
rung der generellen wirtschaftspoliti. 
sehen Orientierung eines entwickelten 
und rnächtig.:n kapitalistischen Landes 
wie der Bundesrepublik und der Verän
derung der wdtwirtschaftlichcn Rah
mcnbcdingungcn. die den Entwicklungs
prozeß der Dritten Wel t behindern. 
Schließlich wird ei ne alternative Ent· 
wicklungspolitik auf radikale sozial· 
ökonomische Strukturvcränderungen 
innerhalb der Länder der Dritten Welt 
selber angewiesen sein, die sich an den 
Interessen der r.Iasse der abhangigen Be· 
völkerung zu orientieren haben. 

Entwicklung durch Abrüstu ng 

In Bezug auf die Diskussion uber Alter
nativen der Wirtschaftspolitik in der 
Bundesrepublik bedeutet dies, daß diese 
wesentlich stärker daraufhin zu über
prüfen ist. wie sie auch den Interessen 
der ausgebeuteten und abhängigen !\las
sen in den Entwicklungsländern gerecht 
werden kann. Keiner wirt~chaftspolili. 
schen Alternativ.Konzeption, die ihren 
!\amen verdient, kann es gleichgültig 
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• VorSichtige ScMtzung 

sein, wie sich das Schicksal der Mehrheit 
der Menschheit entwickelt. 
Hinzu kommt, daß der Grad der erreich
ten Internationalisierung des Kapitals 
und der Produktion (einschließlich der 
Einbeziehung der Entwicklungsländer in 
diese Prozesse) nir die Arbeiter- und Ge· 
werkschaftsbewegung ei nen neuen, in· 
ternationalistischen Imperativ schon 
deshalb geboten erscheinen läßt, weil 
ei ne Verteidigung des sozialen Besitz
standes in den Metropolen anders kaUIll 

möglich sein dürfte. 
In Bezug auf die wdtwirtschaftlichen 
Rahmenbedingungen is t zu unterstrel ' 
ehen. daß die Forderung nach emer Neu
en Internati onalen Wirtschaftsordnung 
(NI WO) dringend einer Wiederbelebung 
bedarf. Denn ohne grundlegende demo· 
kratische Strukturveränderungen der 
kapitalistischen Weltwirtschaft zugun
sten der Entwicklun!,'sländer wird jede 
alternative Entwicklungspolitik schnell 
an die vom System vorgegebenen Gren
zen stoßen. 
Gleiches gilt ftir die entscheidende Funk· 
tion interner sozialökonomischer Um
wälzungen in deli Entwicklungsländern 
selbst. Alternative Entwicklungspolitik 
benötigt altcrnative, dl'mokratischc und 
all1iimperial iSlische Modelle in den Ziel· 
ländern, wenn sie zum Nutzen dcr ab
h;ingigen Mehrheit wirksam werden soll. 

Erst in diesem Zusammenhang bzw. un
ter diesen Prämissen macht die forde
rung nach einer Steigerung des ~titlc1-

uansfers in die Dritte Welt einen Sinn. 
Eine Steigerung der Entwicklungshilfe 
ist notwendig und sinnvoll uutl'r der 

Voraussetzung, daß darauf verzichtet 
wird, sie mit neo kolonialen Bedingun. 
gen, wie in der Vergangenheit, zu ver
knüpfen. Der in diesem Zusammenhang 
immer wieder in die Diskussion einge
brachte Vorschlag einer wie auch immer 
gearteten progressiven Konditionierung 
von Entwicklungshilfe ist allerdings pro
blematisch, ,\ngesichts der jahrzehnte. 
langen Erfahrung der Dritte-Weit-Staa
ten mit westlicher Einmischuug und In
tervention scheint er wohl auch unreali· 
stisch. 
Demgegenüber ist zu unterstreichen, daß 
die politische Venntwortung anti
imperialistisch-demokratischer Kräfte in 
einem Land wie dcr Bundesrepublik vor 
allem darin besteht, sicherzustellen. daß 
fortschrittliche Entwicklungen in der 
Dritten Weh nicht mehr behindert wer· 
den, Vertretbar und geboten wäre in ei
nem Konzept alternati"er Entwicklungs
politik allerdings eine Konzentration des 
Mittchransfers auf solche Länder und 
Regierungen. die die Interessen und Be· 
durfnisse der abhängigen Mehrheit ZUlU 

Ausgangs- und Ziclpunkt der fo'ormulie
rung nationaler Entwicklun~politik 

nehmen . Gleiches gilt für die materiell<' 
Unterstützung von Org-J.nis3tionen und 
Bewegungen (Befreiungsbewegungen) 
aus dem Bereich der Nichtregierun!,'S· 
organisationen. 
Wird eine Steigerung des Ressourcen· 
transfers in die Dritte Welt gefordert. so 
ist zugleich die Frage nach der Finanzie
rung dieses Transfers zu beantworten, In 
diesem Zusammenhang ist dem Prinzip 
" Entwicklungsfinanzierung dureh 
Rüstungsausgabenkürzung" verstärkt 
Geltung und Unterstützung zu \'efS<::haf
fen. Wenngleich es illusorisch wäre, von 
cillem Automatismus Abrüstung - Ent
wicklung auszugehen. so ist doch unver
kennbar. daß der notwendige Bedarf an 
Finanzmitteln zur I~ntwicklungsförde
rung nur wird aufgebracht lYerden 
können, wenn ein politischer Durch· 
bruch in der Abrüstungsfrage durchge
setzt werden kann. 

Auf die NIWO rückbcsinncn 

Ebenso unverkennbar ist. daß cin enger 
Zusammenhang twischen entspannungs· 
und abrüstungspolitischeIl l'ortschriUl'll 
und der Errichtung einer NIWO bestellt. 
So wie dcr K,L1ltpf um eine NIWO Ende 
der 70er/Anfang der SOer J ahre dunh 
den übergang zur Konfrontation in den 
internationalen lkziehungen negativ be
einnußt und schließlich zum Stillstand 
gebracht wurde, so ist eine Wiederbelc
bung dieser Ausl'inandetsetzung Ilur 
denkbar im Zusammenhang mit einem 
Abhau der intcrnaliom.lcn Spannungl·l\. 
Eine solche Wiederbelebung der Diskus· 
sion um die Errichtung einer NIWO 



müßtc allcrdings dic Fchlcr der 70er Jah. 
re verm eidcn, d.h. die technokratis<:he 
Vcrcngung diescs Themas zugunsten sei· 
ner politis<:hen Dimensioncn übcrwin· 
den. Die Frage der Erri<:hwng eincr 
NIWO ist in erstcr Linie eine Frage dcs 
politis<:hen Kampfes, weniger ein Pro· 
blem der Entwkklung finanztc<:hnis<:hcr 
Modelle. 
Selbst ein so radikaler Vors<:hlag wie die 
vollständige Strekhung der Auslands· 
schulden der Entwkklungsländer (Fidel 
Castro) bräehtc den Entwkklullgslän· 
dern zwar eine vorübergehende Erlekh· 
terung in einem gegenwärtig besonders 
drückendcn Punkt. Sie würde aber 
grundsätzliCh an der un tcrgeordneten 
und abhängigen Stellung der Entwick· 
lungsländer in der kapitalistischen Welt· 
wirtschaft nieh tS ändern. 

Notwendig ist deshalb die Verknüpfung 
des Kampfes um Schuldenstreichung mit 
dcm Kampf gegen jene weltwirtschaft· 
lichen Crundstrukturen, die ursächlich 
fl.ir die En tstehung der Schulden krise 
verantwortlich sind. Dies aber erfordert 
eine konsequente Rückbesinnungauf die 
anliimperialistischen und allgemein. 
demokratischen Ausgangspun kte des 
Kampfes um eine NIWO. 
Im einzelnen würde d ies auf eine Kon· 
zentra tion auf folge nde Problemfelder 
hinauslaufen: 
• Stärkung der demokratisch verraßten 

, 

Organisationen der internationalen Ce· 
mei nsehaft, vor allem der UNO und ihrer 
Unterorganisationen, gegenüber den von 
den Regierungen der kapita listischen 
Metropolen dominierten Finanzinstitu· 
tionell wie Internationaler Währungs. 
fonds (IM F) und Weltbank; dics gilt u.a. 
auch im Hinblick auf die Frage nach 
allgemein akzeptierten Kanälen für 
fi nanzielle Transfers in die Dritte Welt. 
• Stärkung der nationalen Souveräni· 
tätsTechte der Entwicklungsländer ge· 
genüber internationalen Monopolen und 
imperialistischen Regierungen; dies be· 
trifft vor allem die Frage der Souveräni· 
tät über die nationalen Ressour;cen und 
das Recht zur Enteignungund Kontrolle 
der Niederlassungen transnalionaler 
Konzerne nach nationalen Rechtsgrund. 
sätzen. 
• t-'oreierung der Diskussion um Kon· 
trolle und Einschränkung der Macht der 
transnationalen Konzerne und Banken 
aueh auf internationaler Ebene durch 
völkerrechtlich verbindliche Regelwerke 
und Kodices. 

Es versteht sich, daß damit lediglich 
Orientierungspunkte des Kampfes be, 
nannt sind, deren praktische Umsetzung 
aufs engste mit der allgemeinen Entwick· 
lung des internationalen Kräfteverhäh· 
nisses zusam mcnhängt. 
Auf internationaler Ebene schließlich 
kann die Bewegung HiT eine Neuordnung 

der Weltwirtschaft langfrist ig nur so 
stark sein, wie ihre I<orderungen auch 
auf nationaler Ebelle - über die einzel· 
nen Regierungen hinaus - von demokra· 
tischen und Arbeiterbewegungen mitge· 
tragen werden. 
Die hier vorgeschlagene Konzentration 
dieses Kampfes auf solche Problemfel· 
der, die die Zurückdrängung des Ein· 
nusses der transnationalen Konzerne 
betreffen, wirkt in diese Richtung. 
Denn sie orientiert auf die Hervorhe· 
bung von Intercsscngemeinsamkciten 
und .parallelen der verelendeten Massen 
in der Enlwicklungswelt und der abhän· 
gig Beschäftigten hierzulande. 

Anm~rkung.:n: 

I) So K. Natorp in: Frankfurter Allgemeine 
Zeitung(FAZ),IS.7.1985 

2) Zit. nach: F. Nuschder, Zur Kritik von 
Emwicklungshilfe und zur Dcnunzierung 
von Emwicklungshilfckritik, in: Jahrbuch 
Dritte Welt 1986, München 1986, S.26 

3) Zit. nach: Diez"it, 10.5.1985 
4) B. Eder, Tödliche Hilfe. Bericht von mei· 

ner letzten Dienstreise in Sachen Entwick· 
lungshilfe, Frciburg 1985, 5.8 

5) Eben da, S. 8f. 
6) "Vgl. R. Falk, Die heimliche Kolonialmacht. 

BlIndesrepublik und Dritte Welt, 2. durch· 
gesehene und erweiterte Auflage, Köln 
1986, b<:s . Kap. I, S. 13ff. 

7) FAZ,30.5.1986 
8) w. Kessler, Zunehmender NeltOlransfcr 

von Süd nach Nord, in : epd.Entwicklungs. 
politik. Aktuelle Vorausinformation, Nr. 
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Originalton Moskau 

, , 

Kommunisten werden mit Moskau in Verbindung 
gebracht. Die DKP allemal. 

Wer allerdings die (!E, die Zeitung der 
arbeitenden Menschen, die Zeitung der DKP, 
liest, wird rasch feststellen, daß 
dort Originalton BRD geschrieben wird. 
Auch wenn die Gorbatschow-Friedens' 
vorschläge in vollem Wortlaut 
dokumentiert werden. 

Es geht um unser Land 
und unsere Zukunft. 
Aus der Sicht der 
arbeitenden 
Menschen. 
Gegen Kohl 
und Kapital. 

~~ 
~"" ä!itl,lng der 

arbeitenden Menschen. 
ä!i!!ID!! der DKP. 

Die tm können Sie probelesen. 
14 T~ kostenlos und unverbmdlich, 
02101/.W032t. KolleBe Duisberg. 
Oder $(hi(ken Sie uns diesen CoupOn. 

Coupon Bussclmeiden und emsenden an: Plambeck &. Co. Postfach 10 lOs:!, «l4O Neu" I OI·IJ·06·AIB-012·86 



AlB-Umfrage 
bei Oppositionsparteien 

anläßlich der 
Bundestagswahl1987 

Alternativen zur Bonner 
Dritte-Welt-Politik 

Die :turn 25. J311uar 1987 ansu:hendc II Bu ndcsI3gswahlcn cnlSchciden darüber, ob die 
von der konscn'alivlibcralcn Regierungskoalilion verfolgte Außen· und Dritte-Welt
Polit ik '\Ieitere 4 Jahre fortgesetzt oder ob sir: durch eine andere, SPD-gcfuhnc Politik 
eines rosa-grollen Bündnisses abgelöst werden kann. Grund genug, um nach den 
Ahernati"vorstcllungcn der ßUlldcstagsparteien SPD, Grüne und des außerdem kandi
dierenden Linksbündnisses Friedensliste (Christen. Sozialisten , Liberale, Kommuni
sten, Parteilose. einzelne Sozialdemokraten und Grüne) ~u rragen. 
Unseren }-"ragcn stellten sich: nir die t'ricdenslistc Karl-Hehu: !lausen, Ex·SPD-MdB , 
DemokratiSJ;he S(l1:ia listen, Bundessprecher der Frir:den~liste; rur die GrÜllen Allncma
rie Borgman n. MdB ulld Bundestagsfraktionssprccherin der Grüneo: rur die SPD hat te 
Dr. Uwe 110111., MdB und Vorsitzeoder des Uundestagsausschusses für wirtschaft liche 
Zusammeoarbeit, zU llächst zugesagt, mußte dann aber aus ze it lichen Gründen passen, 
so daß wir die Antworten den Beschlüssen des letzten ordentl ichen SPD-Parteitages 
vom August 1986 in Nürnbcrg (zur Nord-Süd-Politik. de o wirtschaftspolitischen 
Leitlinien und dem Aktionsprogramm) u lld dem Regierungsprob'l'amm von Johanncs 
Rau, \'erabschiedet vo m a.o. SPD-Partcitag am 25_ Oktober 1986 ;0 Offeob urg, 
eOlnehmeo mußt eo_ 

FRAGE I: Die Eotwicklungshilfe ist - oicht "l:ulctzt seit dem Erscheinen von Brigitte 
Erlen Buch "Tödliche Hilre" - ins Gerede gekom men. Unter der konser\'a tiven 
Wende-Regierung dient sie mehr denn je als Instrument der Beförderung deutscher 
Exportinteressen und zur Durchsetzung außenpolitischer Ziele_ 
Wäre es Ihrer Meinung nach besser. die Entwicklungshi lfe gleich ga nz e inzustellen, weil 
sie bisher mehr Schaden angerichtet als genutzt hat? Oder sehen Sie ei ne tragrahige 
Alternative zur herrschenden Entwicklu ngspolitik? Was wären für Sie Essentials einer 
neueII, einer anderen Entwicklungspolitik? 
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K.I-I. HANSEN (t'r iedensliste): Unsere 
•. Entwickh.lngshilfe" war von Anfangan 
ein zweischneidiges Schwert. das dem 
Ahbeispicl der Kolonisatoren folgte: die 
Bibel in der ei nen und das Schwert in der 
andc.!ren lland. 
Auf heute bezogen: Ausbeutung. Unter· 
drüekung und direkte oder indirekte 
militärische InteT\'ention auf der einen 
Seite und auf der anderen "Entwic.;k 
lungs"-Hilfe zur Stabilisierung des politi
schen Einflusses wr Festigung der eige
nen (Kapital-) Interessen mit anderen 
Mitteln. Daran hat ßrigine Erler erin· 
nert. um den Schleier der uneigennüt
zigen Hilfe einmal wC&",.lUziehen. So ist 
z.B. unser "Entwicklungshilfeförde· 
rungsgesetz" kaum etwas anderes als ein 
bundcsdeu tsches Kapitalförderungsge
setz_ Vielfach bewirken auch gui gemein
te Entwieklungsprojekte das Gegenteil 
von dem was sie bewirken sollen. Dar
uber muß diskutiert werden. 
Andererseits kann nicht geleugnet wer· 
den, daß Entwicklungshilfe - richtig ver
standen - Positives bewirkt. Auch heute 
sind echt gemeinnützige Träger und viele 
sozial enlfJ.gierte Entwicklungshelfer 
nicht "nützliche Idioten", sondern wich
tige Propagandisten sozialen Fort· 
schritts. die bezogen auf die Strukturen 
und die Menschen vor Ort Entscheiden
desleisten. 
Nicht umsonst wird so verstandene Ent 
wicklungshilfe häufig von Rechts scharf 
angegriffen und versucht, ihr die Grund· 
lage zu entziehen. Wo wir helfen wollen. 
zeigt wo wir stehen! 
Konkret: Die Bundesregierung betreibt 
ideologische Entwicklungshilfe als hand
festen Klassenkampf geg('n alles, was 
fortschrittlich ist in der "Dritten Welt" 
und rur vieles. was reaktionär oder gar 
f:uchistisch der Sclbstbcfreiung der 
Völker entgegensteht: für Chile, gegen 
Nikaragua_ .. 

Wir wollen's umgekehrt: Gezielte Ent
wicklungshilfe flir die Länder. die den 
Weg der Befreiung von Ausbeutung. d.h_ 
der Realisierung der Menschenrechte ge
hen und Isolierung aller reaktionären 
Regimes. Wimchaftsboykott für Sud
afrika wäre konkrete "Entwicklungs
hilfe" zur Sclbstbcfrciung der schwarzen 
Mehrheit. Natürlich sofortiger Stopp des 
Rtistungsexports, der Waffenhilfe zur 
Unterdrückung ist. 
Ich bin nicht naiv: die Bundesrepublik 
ist ein kavilalislischer Staat. Aber sich 
von Reagan und den internationalen 
Scharfmachern und Kriegstreibern abzu
setzen (in der Raketenfrage ebenso wie 
in Nikaragua und Stidafrika) und - wenn 
auch in Grenzen _ stattdessen die Bewe
gungen fiir Gerechtigkeit fördern, heißt 
die weltweite Reaktion schwächen und 
die Bedingungen rür den Kampf zur Er· 
haltung errungener Freiheit (Ni karagua) 
oder zu deren Gewinnung zu p ' rbesscrn. 



A. BQRG:\lANN (Grüne): Die Proble· 
matik von Entwicklungshilfe ist heule 
offensiehtllch. Nicht nur deren Miß· 
brauch als verdec kle oder offene Export. 
förderung für die bundcsdcuuche Indu· 
strie muß in diesel1l Zusal1ll1lenhang kri · 
tisiert werden, auch nicht allein die zu· 
nehmenden amtlichen Tricks bei der 
Stärkung der Mischfinanzierung, son· 
dern auch positiverscheinende Entwic k· 
lungsprojekte haben häufig Effekte auf 
die Gesellschaft der Empfangerla.nder. 
die schädlich si nd. 
Allerdings sollte man nicht daraus schlie· 
ßcn, daß prinzipiell keine sinnvollen Pro· 
jekte möglich seien. Bei deren Auswahl 
und Strukturierung muß allerdings 
streng darauf geachtet werden, daß sie 
auf eine Entwicklung "von unten" ge· 
richtet sind, daß sie möglichst zur 
Stärkung \'on Basisinitiativen und/oder 
zur Gewährleistung von J::.rnährungs, 
sicherheit dienen und daß sie nicht bloße 
Servicefunktionen erfüllen, sondern An· 
sätze soziale Emanzipation unterstützen. 

SPD: Die von den meisten Industriclän· 
dern gewährte Entwicklungshilfe hat die 
Lage der Menschen in den Entwicklungs· 
ländern kaum verbesser t. 
Sie ist in ihrem Umfang nicht ausrei· 
chend, wird vielfach falsch eingesetzt 
und dient häufig mehr den Absatzin· 
lerenen der eigenen Exportindustrie als 
den tatsächlichen Bedürfnissen der Ent· 
wicklungsländer. Eine veränderte Ent· 
wicklungshilfepolitik müßte sich deshalb 
ausschließlich daran orientieren, ob 
durch wirtschaftliche Hilfe die Fähigkeit 
der Entwicklungsländer zur Sicherung 
der Grundbedürfnisse ihrer Bevölkerung 
verbeSSert wird. 
Ziel sozialdemokratischer Politik gegen· 
über den Ländern der Dritten Welt ist. 
durch wirtschafts· und entwicklungs· 
politische Maßnahmen die Vorausset· 
zungen für eine gleiehl1läßige Befriedung 
der Grundbediirfnisse aller Menschen zu 

Nihro.u •. Sc.uch •• K . H. Ii."" .. (Frieden.hocel 'm 
~,prI.h mil Sandini ... ·FQhr.r Th. 8011e (1.) 

schaffen. Die Verwirklichung dieses 
Ziels erfordert eine gerechtere Vertei· 
lung der Güter nicht nur zwischen Indu· 
strieländern und Entwicklungsländtrn, 
sondern auch innerhalb der E.ntwiek
lungsländer selbs t. Die Umverteilungder 
Wel tressourcen zugunsten der armen 
Länder muß auch den Armen in diesen 
Ländern wirklich zugute kommen. 
Dies setzt in vielen J::.ntwicklungsländern 
eine grundlegende Veränderung politi· 
scher und ökonomischer Herrschafts· 

strukturen voraus. Die SPD unterstützt 
deshalb besonders solche Entwicklungs· 
länder, die sich von Diktaturen befreit 
haben und einen demokratischen Weg 
gehen, der die Teilhabe alr<:r an gesell. 
schaftlichen Entscheidungen ermög. 
lichen soll, die ungerechte Einkommens· 
und Vcrmögens\'erhältnisse beseitigen, 
Arbeit ftir alle schaffen wollen, die 
Emanzipation der Frauen fördern und 
eine friedliche Politik nach außen \'erfol· 
gen. 

FRA GE 2: Die Diskussion um die von den Entwic;klungsländeru geforderte Neue 
Internationale Wirtschaftsord nung steckt in einer fast hoffnungslosen Sackgasse. Wel· 
ehe Initiativen e iner westdeutschen Bundesregierung halten Sie rur notwendig, um 
diese Diskussio n wieder~ubcleben? 

K.H. HANSEN : Die vom We$len (noch ) 
wdtgehend diktierte Weltausbeutungs' 
ordnung l1lit den USA als reaktionärem 
lIauptbollwerk steht gerechten Wirt· 
schaftsbeziehungen zum gegenseitigen 
Vorteil in einer wirklich neuen Weltwirt· 
schaftsordnung entgegen. 
Wenn die BRD ihre Hardliner·Position 
im GATT, beim Weltwährungsfonds 
(IMF), der Weltbank, in der UNESCO 
und den anderen relevanten Foren ver· 
ließe. würde das zur Bewegu ng in Rich· 
tung auf die Forderungen der .,Gruppe 
der 77" wesentlich beitragen. Denn die 
BRD ist in der EG und im Verhältnis zu 
den USA ein Schlüsselland. Eine Verän· 
derung der kolonialen Binnenstrukturen 
in den internationalen Instit utionen 
würde die Durchsetzung der legitimen 
Forderungen der "Entwicklungsländer" 
erleichtern. 
Die BRD könnte sich ebenso ftir die 
überwindung kolonialer Machlpositio· 
nen bei der Realisierung der Ergebnisse 
der internationalen Seerechts· Konferenz 
einsetzen, wie eine flir die Entwicklungs· 
länder wichtige Veränderung der Lome· 
Abkommen der EG unterstützen. 
Die Einric;htung weltwei ter Fonds zur 
Exporterlösstabilisierung der Entwick
lungsländer, eine Verbesserung der 
"terms of trade", Beseitigung von Han· 
debhemmnissen zu Lasten der "Dritte· 
Weh·Länder". generelle Gewährung der 
Meistbegünstigung, stall gezielter Ex· 
port förderung geziclte Importförde· 
rung, kostenloser Technologie transfer 
zu Gunsten der Entwicklungsländer, 
Loslösung \'on der Dollarbindung als 
wäh ru ngspoli tischer Dauera usbeu tung, 
Erweiterung und Entdiskriminierung der 
Inanspruchnahme \"on Sonderziehungs. 
rechten, Beendigung der die nationale 
Souveränität aushebelnden und rein 
kapitalorientierten Praktiken von IMF 
und Weltbank und nicht zuletzt Um· 
sehuldung und Schuldenstreichung 
wären wichtige Schritte auf dem Wege zu 
einer gerechteren neuen Weltwirtschafts· 
ordnung. 
Als ein ökonomisches und politisches 

Schlüsselland des Westens könnte die 
BRD zu all diesen notwendigen Verän· 
derungen internationale Initiativen er· 
greifen. die nicht nur symbolische Be· 
deutung hätten. 
A. BÜRGMANN: Die Diskussion über 
eine neue Weltwirtschaftsordnung steckt 
heu te zweifellos in einer Sackgasse. 
Die Bundesrepublik sollte hier die Initia· 
tive ergreifen, um über die weitere For· 
derung der Frage der Verschuldung der 
Dritten Welt diese Diskussion erneut zu 
betreiben. und dabei eine Position bezie· 

hen . die die Streichung der Schulden der 
Dritte· Welt·Länder allgemein mit der 
Bildung eines entwic klungsorientierten 
Finanzfonds koppelt, der aus den 
Rückzahlungen der früheren Schulden 
finanziert werden soll. 
SPD: Zwar ist eine Reform der Weh wirt· 
schaftsordnung notwendig, die die Rech· 
te und Chancen der Entwicklungsländer 
im Handel auf dem Weltmarkt verbes· 
sen, Handelshemmnisse abbaut, Export. 
abhängigkeiten vermindert, ihre Kauf· 
kraft verbessert und eigene Entwick· 
lungsprojekte finanziel1 absichert. Diese 
Maßnahmen müssen jedoch dem Ziel uno 
tergeordnet sein, in der Dritten Welt den 
Aulbau leislUngsfähiger Binnenmärkte 
zu unterstütZen, die die vorhandenen 
menschlichen und natürlichen Ressour· 
cen nutzen und die bestehenden Grund· 
bedürfnisse befriedigen können. 
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FRAGE 3; Sehen Sie einen Zusamm enhang zwischen Abrüstung u nd Entwicklung? 
Und wie müßte dieser Zusam menhang - sofern es ihn gibt _ in polit isches Handeln 
umgesen.t werden? Kö nnten Sie sich konkrete Schritte der Bu ndesro;publik \"orstellen, 
um aus eingespartcn Rüstu ngsausgaben mehr Geld zur "' inanzinung internationaler 
Entwic klu ngsvorhaben zur VerfUgu ng zu stellen, und wenn ja, wie? 

K.H. HA NSEN; Der Kontext liegt au f 
der Hand - nur ein paar konkrete Stich, 
worte! In Kürze werden 5 Mrd Menschen 
auf diesem Planeten leben - davon 75% 
in den Entwicklungsländern Asiens, 
Afrikas und l..atcinamerikas: wobei "le
ben" hier mehr ein Euphemismus für 
dahinvegetieren ist. Pro Kopf werden 
jährlich auf der Erde 600 DM fUr Rü
s tung, für Waffen, ausgegeben - glcich· 
zeitig verdient jeder zweile Erdenbürger 
in diesem Zeitraum nicht einmal diesen 
Betrag. In der Dritten Welt werden pro 
Jahr über 100 Mrd Dollar fUr Rüstung 
vergeudet - das Dreifache aller Gesund
heitsausgaben dieser Länder! 

ärmsten Länder; durch eine Senkung der 
Rüstungsausgaben um mindestens 1% 
jährlich können nir diese Länder um
fangreiche Hilfsleistungen erbracht wer
den . 
• Erhöhung der Ausgaben flir Entwick
lungshilfe im Bundeshaushalt zur Förde
rung eines eigenständigen Entwicklungs· 
weges; Reform do;s Au6enwirtsehaftsge· 
setzes und der Kreditabsicherungen: 
Verbot des Rüstungsexpon s. 
Ohne Stopp der HochriislUng gibt es 
auch keine gute Entwic klung für die 
Drille Welt. Eine sozialdemokratische 
Bundesregierung wird deshalb vorschla
gen, zwischen Ost und West und Nord 
und Süd ein Zukunftsprogramm Dritt e 
Welt mit dem Ziel zu vereinbaren, daß 
aus der RUSlUng Mittel in eine wirksame 
Hilfe rur die Entwicklungsländer umge
schichtet werden. 

Der" Frieden" der Metropolen heißt per
manenter Tod, in den ausgebeuteten 
"Entwicklungsländern" - jährlich ver
hungern mehr als 40 Mio Menschen -
eine Dimension, die ständig verdrängt 
wird, eine Dimension die dem 2. Welt
krieg entspricht. Erste (bescheidene) 
Schri!te einer radikalen Wende waren 
zurn Beisp}eJ eine Um widmung von 
Rüstungshaushaltskürzungen rur den 
Etat der Entwicklungshilfe - wie bereits 
z.B. 1981 im Bundestag von S i'D-Abge
ordneten wie Manfred Coppik und 
(wenigen) anderell gefordert. Mehr But
ter und weniger (möglichst br.lr keine) 
Kanonen muß "Cenerallinie" dcs neuen 
politischen Denkens und Tuns werden. 
A . BORGMANN; Mililära,;,sgabell sind 
auch und besonders in den Staaten der 
Dritten Welt eine gigantische Ver
schwendung von finanziellen Mitteln 
und Rohstoffen, die auf diese Weise der 
Verbesserung der sozialen und wirt
schaftlichen Lage verloren gehen. Dar
über hinaus spielen kriegerische Konflik
te nur zu oft eine entscheidende Rolle, 

wenn es um die Vertreibung von ~Ien
sehen, die Zerstörung von Landwirt
schaft und allgemein die Verschärfung 
von Notständen geht. 

FRAGE 4: Wären Sie bereit, sich 'Ikt iv flirdie Streichung der Schulde n der Dritten Welt 
einzusetzen, oder welche anderen Lösungen sehen Sie flir diese z.ZI. am heftigsten 
diskutierte Streitfra.\Ce zwischen Erster und Dritter Weh? 

Die Bundesrepublik sollte daher jede 
Militärhilfe und Rüswngsexpon in die 
Dritte Welt einstellen (inklusive Türkei 
und Portugal als NATO-Staaten), ihren 
eigenen r.mitärhaushalt durch VerLicht 
auf aUe offensiven Kompono.:nlen (vo r 
allem bei den ßeschaffungen und bd 
Forschung und Entwic klung) um rund 
15 Mrd DM kürzen und dieses Geld für 
den ökologischcn Umbau der ERD und 
die gezieltc Unterstützungemanzipatori
scher Entwicklung in der Dritten Welt 
einsetzen. 

SPD: Zu den unumgänglichen Aufgaben 
gehört; 
• Sonderfonds zur Entwic klung der 
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K.H. HANSEN: Die astronomischen 
MilJiardenschuldcn der Entwicklungs
länder sind nich r.s anderes als zusätzliche 
von ihnen bei den "Cebcrländern" zu 
entrichtende Ausbeulungsprämicn. 
Sie sind aufgelaufen, wei l zu Bedingun
gen gegeben, die alles andere als ~clbst1os 
waren. Wenn heute Schulden nicht mehr 
getilgt werden können und die westli
chen Banken hieriiber lamentieren, wird 
in der Regel verschwiegen, dal~ man vor
her fllr jede ~Iark, die gegeben wurde, 10 
oder mehr aus delll Land gezogen hat. 

Kuba und andere Länder haben rechl, 
wenn sie sich jetzt weigern, fällige Schul
den l UrUckzuzahlen und die SueichulIg 
der Schulden fordern. Die anderen be· 
troffenen Enlwicklungsländer sollten 
diesem Beispiel folgen, anstalt sich wei
ter politisch und ökonomisch erpressen 
zu lassen . 
Die BRD sollt e sich für die gent:relle 
Schulden streichung einsetzen und dar
über hinaus bei ihrer eigenen Entwick
lungshilfe ,"on überhöhten Zinssätzen 
künftig ebenso Abstand nehmen wie von 
der die Empfängerländer knehclnden 
Lieferbindung, die ihnen in der Regel 
überh6htl· Preise abverlangt - auch ein 
Grund nir die Schuldenhöhe. 
A. HO RGM ANN: Ich habe unter Punkt 
2 bereits festgehalten, daß ich rur die 
Streichung der Schulden ein t rete. 
Im Proj,,'Tamm der Grün(,!l zur Bundes
tagswahl 1987 wird diese Fordcrung ,<ls 
Element einer neuen Wehwirt5l"hafts· 

ordnung be"tdchne l und festgestellt: 
"über den Zwischenschritt eines Schul
denmoralori ums muß es zu ein('r umfas 
senden Streichung der Auslandsschulden 
der Entwicklungsländer kommen. Die 
in lcrna tio m.len F i na nzorganisa lionen 
müssen neu organisicrt werden."' 
S I'D: Die Lösung der Schulden krise der 
Entwicklungsländer, zu der prh'ilte Ban· 
ken in Europa und insbesondere in den 
USf\ vielfach durch eine unverant\"ort
liehe, am schnellen Profit orieniicrte 
Kreditvergabe beigetragen haben, ist nur 
durch eine Stabilisierung der Schuldzin
sen, ein en teilweisen VerLicht .tuf Zons· 
zahlungen und einen selektiven SdlUl
den erlaß möglich. 
Sozialdemokraten setzen ~ich d.tfw- eil1 , 
entsprechende Lüsung,·n durch inter
nationale \'erdnbarungen du\"(hzu~ct· 

zell. 



.'RAGE 5: Zur Rolle von Inlernationalem Währungsfonds und Wehbank: Die Bedin
gungen, die diese Finanzinstitutionen den Entwicklungsländern auferlegen, werden 
immer mehr a ls "Prokrustesbett" kritisiert, das die Entwicklungsperspektiven der 
Dritten Welt auflange Sicht verbaut. 
Können Sie sich eine Demokratisierung dieser Institutionen im Sinne der Entwick
lungsländer vors tellen ? Oder wäre es nicht besser, ihren Einfluß zugunsten von 
demokratisch verfaßten UNO-Instanzen zurückzudrängen? Welche Rolle muß Ihrer 
Meinung nach die Bundesrepublik in diesem Zusammenhang in Zukun ft spielen? 

K.H_ HANSEN : Ich knüpfe an die Ant
wort auf Eure '.Gweite Frage an mit der 
FordeTUng nach Entkolonialisierung. 
d,h. Demokratisierung der bestehenden 
internationalen Strukturen wie IMF und 
Wehbank. 
Dies wären erste notwendige, aber nicht 
hinreichende Schritte im Interesse der 
Entwicklungsländer zur Uberwindung 
der Ausbcu tungsordnung. 

Allerdings wäre der richtigere Weg. die 
betroffene abhängige Staatenmehrheit 
selbst nicht nur im Rahmen der UNO 
folgenlose Resolutionen verabschieden. 
sondern sie auch wirksam entscheiden zu 
lassen. l lierzu könnte und sollte die 
Autorität von UNIDO. UNCTAD, 
UNESCO und anderen UN·bczogencn 
Instanzen erhöht werden, um den Ein
fluß der von 'Anbeginn von den west
lichen Ländern dominierten Einrichtun
gen wie IMF, Weltbank, GATT, OECD 
u.a. zurückzudrängen. 

nomisehes Gewicht in den angesproche
nen Gremien voll auszunutzen, sich jeder 
antirevolutionären Einheitsfront der In· 
dustriestaaten enthalten und Initiativen 
zur Demokratisierung der intcrnationa, 
len Finanzinstitutionen unternehmen. 

SPD: Gleich'.Geitig (mit einer Schulden
lösung) muß die Stellung der Dritten 
Weh im Internationalen Währungsfond 
gestärkt werden. Oie einseitige an Markt
ideologie und kUrJ.fristigen Zahlungs-

bilanzkriterien ausgerichtete Politik des 
IM F gegenüber den Entwicklungslän
dern muß durch eine Politik abgelöst 
werden, die sich stärker an langfristigen 
en twicklungspolitischen Zielen orien
tiert. 
Zu den unumgänglichen Aufgaben ge
hört (wei ter): 
• Kontrolle der internationalen Kredit· 
be,liehungen durch e ine Reorganisation 
des Ir.t F mit größerer Einflußmöglich, 
keit der Entwicklungsländer und durch 
Kapitalverkehrskontrollen der euro· 
päisehen Länder. 
• Schaffung einer neuen Welt wirt
schaftsordnung: dazu gehören garantier· 
te Preise und Produkte aus den Ländern 
der Dritten Welt, die Offnung unserer 
Märkte und eine internationale Kontrol· 
le über die Strategien der transnationalen 
Konzerne. 

In diesem Sinne könnte eine andere Bun, 
desregierung wirksam tätig. werden, da 
die BRD aufgrund ihrer Kapitaleinlagen, 
Wirtschaftskraft und ExpoTtstärke einen 
wichtigen Einfluß in den Entscheidungs
gremien und Strukturen hat, die bislang 
vorspiegeln Instrumente fUr die Entwick, 
lungspolitik zu sein, aber reallnstrumen, 
te der der Kontrolle über die Entwick
lungsländer im Sinne des Westens sind. 

A. BÜRGMANN: Lösungsansät:t;e 
müssen eine Strategie der Demokralisie
rung der internationalen Finanzinstitu
IIonen. in dercm Zuge die Länder der 
DrineIl Welt dcutlieh größeren Einfluß 
erhalten müßten, mit einer Strategie J.ur 
Erreichung eincr NeueIl Weltwirtschafts
ordnung verbinden. 

FRAGE 6: Zwei chronische Konfliktherde in der Dritten Welt liegen in Mitte1amerika 
und im Südlichen Afrika. 

Eine isolierte Demokratisierung der in· 
stitutionen im gegcnw;irtigen welt wirt
sehaftlichen Rahmen:t;usammenhang ist 
sehr schwer vorstellbar - was allerdings 
nicht gegen das I.id spricht. sondern dic 
Notwendigkeit einer Neuen Welt wirt
schaftsordnung einmal mehr unter
streicht. Solange eine solche Umstruk
turkruns von internationalen FinanJ.
institutionen und Wehwirts.:;hafl nkht 
erreicht ist. muß dito Zuruekdrängung der 
Einflüsse dieser Institutionen und \'on 
deren Instrum entalcharakter für die f.en· 
tral"n westlichen Industriestaaten eine 
wichtige Aufg:lbe sdn. 
Oie Bundesflepublik sollte sich in diesem 
Sinne bemühen, ihr politisches und öko· 

Zu Mittdamerika: Was wären für Sie die politischen Grundlagen rur eine Konflikt
lösu ng? Welche Rolle muß die BRD hierbei spiele n? Sind Sie berei t, rur eine umgehen
de Wiederaufnahme der Entwic klungsh ilre für Nikaragua einzutreten? 

K.H. HANSEN: VOtv.eg: Ich finde den 
Begriff "chronische Konfliktherde" 
falsch - der chronische ,.Konfliktherd" 
Nr. I ist für mich die USA! Mittelameri
ka und das Südliche Afrika sind von den 
Konsequenzen der internationalen Aus
beutungs(un)ordnung besonders betrof· 
fene Regionen. 
Eine andere Bundesregierung muß -
ohne wenn und aber - die Entwicklungs
gelder für Nikaragua freigeben - als er· 
sten Schritt. Aufbören muß die liebe
dienerische Unterstützung der brutal
offenen US, lntervention mit Söldnern 
(auch wenn die Hasenfuß heißen). Geld 
und ö konomischen Strangulierungsver
suchen. Der internationale Gerichtshof 
in Den Haag hat hierzu klare Worte ge
funden . 
Dieses (nicht) unser Land soll te alle Be
mühungen in MittelamL'fika politiSCh un-

terstützen, die auf Deeskalation, Demo
kratisierung und ZUTÜckdrängung der 
US-Dominanz zielen. So wäre auch in 
der EG politisch zu agieren, von einer 
andl'fen Regierungsmehrheit. .. 
A. ßORGMANN: Das Selbstbestim
mungsrecht, die Respektierung der Sou· 
veränität und die Nichteinmischung in 
die inncren Angelegenheiten müssen die 
Grundlagen sein, um die Konflikte Mit
telamerikas zu lösen. 
Der zentrale Schritt muß im Ende der 
US-amerikanischen Intervention beste· 
hen, sei es die Kriegsführung durch Con· 
tras, die Durchführung von Counterin, 
surgency-Kampagnen in EI Salvador und 
zunehmend in Guatemala, seien es wirt
schaftli che Boykott- und Sabotagemaß
nahmen. Erst auf dieser Grundlage eines 
Verzichtes auf diese Maßnahmen ist eine 
wirkliche Konfliktlösung realistisch. 
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Die Bundesrepublik ~oLltc eine Poli.ik 
betreiben, die bewußt durch politische 
und wirtschaftliche Imtiat lven der USo 
Kricgsstrategie entgegentritt. Nicht der 
\'orauseilende Gehorsam gegenüber einer 
Vormacht im Bündnis darf die Politik 
bestimmen, sondern eine offensive Uno 
terstÜlZung von Befreiungsbewegungen 
muß zum Ausgangspunkt gemacht wer· 
den. 
Die bundcsdeutsche Entwicklungshilfe 
an Nikaragua muß nicht nur wieder auf
genommen werden, sondern so bemes
scn werden. daß sic wesentlidll: Bemige 
zur I:.. ntwieklung des Landes und zur 
Durchbrechung amt.'rikanischer Ein· 
sehniirung leistel. 
51'0 .' Wir fti hren mit der sandinist ischen 
Regierung den kritischen Dialog über 
Entwicklungen im Bereich der Men
schenrechte. der demokrat ischen Rechte 
und der Pressefreiheit, die nicht im Sinne 
eines demokratischen Sozialismus sind. 
Dabei uberst'hen wir nicht, daß diese 
Entwicklungen vor allem auch durch den 
militärischen und ökonom ischeIl Druck 
seitens der US .. , verursacht sind. 

Wir Sozialdemokraten sagen Neill zur 
militarisehen und okonomisdten Inter
\'entionspolitik ~gen Nikaragua. 
Wir sind solidarisch mi t dem nikaragua· 
nischen Volk und seiner legitimen. 
demokratisch gewählten Regierung, das 
auf der Grundlage von politischem Plura· 
lismus, gemischter Wirtschaft und au
ßenpolitischer Bloekfreiheit einen eige
nen sc1bstbcstimmten Weg aus kolonial
politischer Ausbeutung und Unter
druckunggehen können muß. 
EUle sozialdemokratIsche Bundesregie
rung wird. um dem IOO·Mio-S-Pro· 
gramm der USA zur Oestabilisierung 
Nikaraguas entgt'genzuwirken. unverzüg· 
lieh die Entwicklungshilft' wieder auf
Ilt:hmen und durch em Sofortprogramm 
zum Wiederaufbau des Landes zu ver
stärken, sich dafür einzusctl.ell. in der 
Europäischcn GClncinschaft stärkere 
politische und materielle UnlerS tutzung 
ftir Nikaragua zu erwirken. 
Wif Sozialdt'mokraten werden in den 
von uns gefuhrten Landern und Kom
munen Nikaragua·l'rojekle verstärkt 
unterstützen. 

FRA GE 7: Zu Südafr ika : Sind Sie bereit, sich auf interna tio naler und natio na!t:r Eucnc 
dafür e inzusetzen, daß d ie Bundesregieru ng umfassenden und \'erb indlichcn Sank
t io nen gegen das Bo tha-Regim e zuuimm t? Ilalten Sie selek t ive Sankt ionen gegen 
Aparth eid-Südafrika rur gee igllet . das Regime unter Druck zu setze li? 

K,H. HANSEN : Die umfassende Isolie· 
rung des Apartheidregimes auf allen Ebe
nen. wirtschaftlich. kulturpoli tisch, in 
internationalen Gremien und Organisa· 
tionen, d ies trotz der Bremsversuche und 
Halbherzigkcitcn, wobei die Regierung 
Kohl wiederum mit Thateher und Rca
gan ruhrend ist, geht voran - und zeigt 
Wirkunge n. Gerade ab (Bundes-) 
Deu tsche sollten wir kompromißlos d"-... 
Set elttremsten Ausgeburt von Rass('n· 
wahn in der zweiten J ahrhunderthälfte 
kon tra geben. 
Unser aller Beitrag kann durch vollstän· 
d igen Boyko tt gegen Apartheid zur wirk· 
samen Unterstützung des Befreiungs' 
kampfes werden. Die fricdensliste. ihre 
Dire k tkandidatinncn und Kandidaten, 
alle Freu nde und Unterstützer unsert's 
Personenbündnines werden deshalb fUr 
die große Demonstration am 29, Novem· 
ber d J . in Bonn mobilisieren und wer
ben . Adolf Sotha muß verschwinden! 
A. BORGMA NN: Die Grünen im Bun
destag se tzen sich seit langem Hir umfas· 
sende Sanktionen auf nationaler und in· 
ternationaler Ebene ein, die nicht bloß 
Symboicharakter haben dürfen. sondern 
das Rassistenregime empfindlich treffen 
soHu:n. 
Dabei ist die int('rnationale Verbindl ich· 
k6t der Sanktionen natürlich von ent· 
scheidender Bedeutung. um ihre Wirk
samkeit zu gewährleisten. Sanktionen 
müssen darau f zielen, durch die Entwick
lung massiven und sich steigernden 
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Drucks die Beseitigung der Apartheid zu 
erzwingen. 

SI'O : Inzwischen ist Helmut Kohl zur 
offenen Unterstünung des Botha
Regimes übergegang..:n. Insbesondere ist 
an ihm auf dem jüngsten EG·Gipfel die 
Einleitung durchgreifender Sanktions· 
maßnahmen gescheiten. zu dem die 
überwiegende ~' I ehrhcit der EG-Mitglic
der bereit und entschlossen war. (n den 
Augen der Wcltöffentlichkdt erscheint 
die Bundesrepubli k jetzt als der zuver· 
lässigste Fürsprecher und Verbündete 
des Apartheidregimes. 

Der Bundesparteitag bekräftigt den For
derungskatalog der SPD·Bundestagsfrak
tion. Sie hält entsprechende Maßnahmen 
der Bundcsrcpublik gl'gen die Apartheid 
fiir zwingend notwendig. D.tzu gehören: 
• das Verbot neuer Investi tionen in 
Südafrika, die Unterbrechung des Kapi
talverkehrs und der Ausschluß von Ex· 
portbÜTgschaften; ( ... ) 
• die Umgestahung des EG·Verhaltens
kodex rur europäische Firmenniederlas· 
sungen zu einem Instrument zur über· 
windung der Apartheid in den Betrieben 
und die bin dende Wirkung des Kodex fiir 
alle deutschen Firmen in Südafrika; (".) 
• das vollständige Verbot der Einfuhr 
von Rohstoffen aus Namibia entspre
chend dem Dekret NT. I des Namibia
Rats der Vereinten Nationen; 
• verstärkte wir tschaftliche Hilfe rur die 
von Südafrika bedrohten Frontstaaten. 

Neuere Bücher zur 
Dritte-Welt-Politik der BRD 

Gesamtdarstdlungen zur Bonner Dritte·Welt· 
l'oJi.ik blieben auch Mine der 80<:r Jahre Rari· 
tJten. Aber immerhin liegen mit 
Rainer Falk. Die heimliche Ko lo niahna~hL 

ßu ndu repu blik und Dri tte Welt, Pahl-R ugcn· 
~ I ci n Verl~g. Köln 19862, 218 S., 14,80 DM 
und 
Die Grüm:n irn Hunde.tag/AG 3. Welt (IIng.), 
Oie Dritte Welt im .. Hohen Haus". Erfa hru n· 
gell und Ergcbn is~t ~u ~ lwei J ahren Grilner 
Entwicklunppoli tik im Bundcstag. Bonn 
1985.1915 .. 8 0.\1 
nun z ..... ei Veröffentlichungen radikaler Kriti· 
ker des BRD·Neokolonialismu! vor.;n denen 
die wichtigsten Elemente bundesdeutsChrr 
Driue·Welt·Politik zupmmengenommen dar· 
gcbOl<,n _rden. Geschichte und Konzepte dtr 
E.ntwicklungspolitik, die Wiruchafuexpan· 
sion, die ,.Nord·Süd"- und Regionalpolitik so· 
wie d:u g.:wilchsent milil"rische Eng-.l.gement 
der BRD in Asien, Afrika und Lateinamerika 
werden von R. hlk 3.nnhllerungsweise Kleieh
gt'wichtig untersucht und eingeordnet. Zu den 
Si.d.rken der Arbeit gehören die Diskussion der 
konservativen bis sozialdemokratischen Ent· 
wicklungshiJfestrnte~en, da. Aufzeigen der 
InteTCiSenspezifik der BRD·Wirtschaft im W~· 
ren· und KupitaJexport ~owie dk Skizzierung 
der veränderten weltwirtschaftlichen Rahmen· 
bedingungen. E.twas au."lhrlichn hälle mltn 
sich ..Jlerdings die Rolle der BRD in Konmkl
regionen wi<' M.l\lelamenk .. , SüdlIches Afrik~ 
oder Naher und MinlrN:r Osten gcwilnscht. 
DIe l'ublikation der Grünen bibnziert und 
dokumentiert deren Anudge. ,'nfragen und 
Initiativen im Sonner Parlament zur BRD·Ent· 
wicklungspolitik. ·~ur Verschuldungs·, HUJ1l1er· 
und Ökologidrage. zur Riistungsexporl' und 
MineJamerikapoJitik u.w. Sie veranschaulicht, 
wievid mn: Fraktion im knappen Zeitraum 
1983·85 doch im " Hohen Haus" in Bewc]tUng 
I\I'br.l.cht hat. 

Die heimliche 
Kolonlolmocht 
.... ..::I I .. t 

SIogfMd P., .. I Tom..,~. 

~~~ 
NAaI DI.'R 1NUrot: 

Die kritische Bilanz der ncuen. kon.w:rvativ. 
lihernlen Entwicklungspolitik seit dem Regie
rungswe<'hscl 1981! ist Gel:euslQnd dei Buches 
Siegfried Pater(rhor}ten Striepke •• :ntwick· 
hlngs llolitik sei t der Wende, pad-V~ rlag. Dort
mund 1986, 224S., 19,80 O~I . 

Es setzt sich sehr detailliert mit den entwick· 
lungspolitischen Lei tlinicn des Warnke-Mini
steriums und d~n Förderungsinltrumentarien 
auseinander. Aueh wenn die politisch~n Rah
lIIenbedingungen etwas verkünt ausfielen, so 
muB ma,n den Autoren für die ent",ickJungs
politische InfQrmmtionsdichtO!' (Projekl~, l nsti-



lut;Oncn. praktische Umsetzung usw.) ein 
KOnl])!imcnl machen. 
l...ur Vertiefung der Anfange der IIRO-Ent
wicklungspolitik wie ihrer PrQjektpr:l)I,is in den 
Hcrcichcn Bildung, Gesundheit. Landwirt
schaft, gewerbliche Wirtschaft und Infmstruk
[ur geeignet ist das Buch 
Aktion Dritte Welt (lIr.g.), t:ntwick!utlgs
J.olilik - lI ilfe oder A usbeutung? Freib urg 
1974 8,384 S .. 16,80 1>~1 . 
Umerent", ic"lu,,!! und Enlwic klullb",i'IICTes
Sen mit sehr 3usg.:dchntcn wc1twirts<:haft
liChen llintergrundinformationen bietet so
dd,m 
hallz Nuscheln. Lern- und Arbcildmch Ellt
"icklungspolilik, Verlag Ncu('" Gt:Sdls.:hafl. 
8011111985, 280S .. 1 9.80 J)~I . 

üIl\'crlichlbar flir die nähere ßeschäfügung 
mit bundesdeutschen Kapilalin~enitionen, 
Konzcrnstrdlcgien und Einnußmöglichkeiten 
in der Drillen Welt !lind die ~o<:!x:n erschiene
nen Studien. 
Waner Olle, Ilundesdeulliche Konzcrne in der 
!lrin en Wel!. Lamuv Verl"'g, Bornheim 1986, 
160S., 14,80 D~1 und 
}'. }'röbd/J U ~inrichs. O. Krq 'e, Umbruch in 
der Wclt ... i.lschaft, RowohJt Verlag, Reinbek 
1986,588S .. 19,80 D1\I . 
Sie weil>Cn nach, daß die Niederlassungen in 
den Entwicklungsländern rur die ßRD,Muhis 
(Fröbcl- Fallbeispid Textilbranche!) keines· 
weKS ihre Bedeutung eingebüßt haben, oh· 
gleich sich in den 80er Jahren das Tempo der 
Direktim'es titionen verlallgsarnte,lleidegehen 
der Frage nach, ob eine ganz neue intunatio· 
nille Arbeit~teilung im Werd<,n ist. Äußerst 
hilfreich rur die Solidaritätsarbeit: Olle stdlt 
UntemehnlCnsprofile von Bayer his Triumph 
vor, Fröbel / ~l cinrichs/ Krl:'Ye bochen der Be· 
schäftigungsfrage auf den Grond und lidern 
eine eindrucksvolle Liste der Auslandsnieder· 
lassungen der BRD·Konzeme. Eine Attraktion 
sind auch ihre Darbietungen zu den Wdt· 
marktfabriken und zur ExpoTlorielltierung. 

ASK 

Infonnations- und 
Aktionshinweise 

nt~ Ant i,mpcrialinische Solidaritätskomitee 
fur Atrika, Asien und Lateinamerika (ASK, 
lIamburger Allee 52, 6000 Frankfurt I) unter· 
stützt die Befreiungsbewegungen und infor· 
mien über die Ausbeutungs- und Interven· 
tionspraktiken der imperialiStischen Staaten. 
Dabei entlarvt es ,or allem das US-Weltherr
schafI1lSlr<:!X:Il , die Rolle der Ilundenepublik 
bei der Stützung reaktionarer Regime und ihre 
Beteiligung an d~r US· l nt~r,·entionsjlolitik der 
USA (7..Il. im Nahen Osten oderhlittelam .. ri· 
ka). 
Um die Informations\'erbreitungzu effektivie
ren und Ak.tionsmögliehkeiten 7.U e rarbeiten, 
hat das AS K mehrere Kommission~n gegriin· 
det, die sich mit verschiedenen Regionen 
(Latein,unerika, Naher und Mittlerer Osten, 
Südliches Afrika) und globalen Problemen 
(Wdtwinschaft und Rüstung, Nwkolonialis· 
mus der BRD. Ökologie und Dritte Welt) be, 
schaftigen. 
Das ASK übt koordinierende Funktionen fur 
die Chile- und Nahostgruppen auS. Ei beteiligt 
sich an den bundesweiten Spendensammlun· 
gen flir Nikar .. gua ("Nicaragua muß über
leben!"), den A.NC Südafrikas (Freiheitss<,:nder 
Nelson Mandela) und initiiert sie selbst für 

Aktions- und Materialspiegel 

andere befreite !linder und Befreiungsbewe
gungen, 
Infom,alionsmaterialien des ASK können 
beim Solidaritätsshop 3. Welt (gle iche Adres· 
se) bezogen werden. Hin können auch Pla· 
kate, Anstecker, Broschüren, Bü",her, 
Schmuck, Kunstgegenstande sowie Kaffee aus 
Nikaragua bczog<:n werden (Katalog anfor· 
dem!). 

BUKO 
Der Bundeskongreß entwi<;klungspolitiseher 
Akt ionsgruppen (BUKO, Nernstweg 32·34, 
2000 Hamburg 50), dem ea. 250 Solidaritäts· 
und Dritte·Wcltgruppen angehören, sieh t seine 
Aufgabe in der Koordination der Aktivi!:iten 
dieser Gruppen, im ErfahrungsauStausch und 
in der Iniliierung von Kampagnen. E. s gibt die 
Zeitschrih Forum entwicklungspolitischer 
Aktionsgruppen heraus. 
Die Kampagnen richten sich \'or allem gegen 
die Ausheulllngspraktiken der bundesdeut· 
schen Kunzerne. Zu ihnen go:hört das "Ak
tionsprogramm gego:n Futtennittelexporte", 
mit dem auf den Zusammenhang zwischen 
Bunger in der Dritten Weh und der EG,Agrar· 
politik aufmerksam gemacht wird, di~ I'harma
Kampagne, die sieh gegen die Praktiken der 
Pharmakonzeme in der Dritten Welt richtet, 
und die Kampagne "Stoppt den Rüstungs
export!" (s,u,), 

Kampagnen gegen Rüstungsexpor1e 

Neben den AktiYitäten des BUKO läuft berein 
seit 1983 eine von Pax auisti initiierte Kam
pagne "Produzieren fur das Leben, RüstunKS
exporte stoppen!", an der sich insgesamt 12 
christliche Organisationen beteiligen, Ebenso 
wie d ie BUKO·Kampagne richtet sie sich vor 
allem gegen jegliche Rüstungsexporte in die 
Dritte Weh. Zu Koordinierungs· lind Informa· 
tionszwc.;ken erscheint ein "Kampab"'en· 
Info" (Riehard Ackva, Hanauer Landstr. 133, 
6000 Frankfurt). 
Anläßlich der BundeS1agswahl hat das Kam
pagnen-Büro des BUKO (ßtlchlStr_ 14 / 15, 
2800 Bremen I) die Broschüre "Rüstungs· 
UI,orte & I)olitische Verantwortung" (20 S., 
3,50 D~I) her .. usgebracht_ Sie enthält 10 
mögliche Fragen an Bundestagskandidaten 
("Was spricht Ih rer Meinung nach gegen ein 
generelles Verb<)! vOn Rüstungsexporten? "), 
Infonnationen zum bunde~deutschen Rü· 
stungsexport, zur Genehmigungspr .. xis der 

Bundesregierung, zu konkreten Beispielen 
(Südafrika, Iran- irak, Rheiumetall ·Prozeß), 
'l.ur Rüstungsprodukt ion und zur ArbeitSII!atz
frage sowie eine Dokumentation der Positio· 
nen von CDU/CSU, FDP, SPD, Grünen, 
Kirchen und DGBzu diesem Thema, 

AAB 
Die Anti·Apartheid·Bewegung (AAB, Blücher· 
str. 14, 5300 Bonn I) tritt ein für die Abschaf
fung der Apartheid in Südafrika und die Unab
hängigkeit Namibias. Sie bekämpft vor allem 
die wirtschaftliche, militärische und politische 
Kollaboration der BundcHepublik mit dem 
Rassistenregime. In diesem Zusammenhang 
fUhrt sie Aktionen mit anderen Organisationen 
für die Durchsetzung umfassender Sanktionen 
gegen Südafrika durch - so etwa die von der 
AAB initiierte DemOlutratiol1 am 29.11.1986 
in Bonn. 
Die Stellung der Parteien zu Sanktionen ist ein 
wichtiges Kriterium in den von der AAB zur 
Bundestagswahl vorgelegten Wahlprufsteinen 
(siehe Kasten). Die AAß gibt die Anti -Apart
heid- Informationen heraus, 

Mmelamerika 

In der BundeSTepublik gibt es mehrere hundert 
Mittclamerik.a-Gruppen. Die meisten üben 
materielle und politische Solidarität mit Nika· 
ragua - durch Informatiomverbreitung, S~n
densammlungen, Brigaden und Städtepartner
schaften, Andere unterstützen die Befreiungs
bewegungen in EI Salyador, in Guatemala und 
Honduras. 
Ein wichtiger Arbeitsbereich dieser Gruppen 
sind Akti"itäten gegen die bundes deutsche Un
terstützung der US·lntervention in Nikaragua, 
gegen die Kollaboration mit dem Duarte· 
Regime in EI Sah'ador und gegen die Propagan· 
dakampagne der Rechtsparteien und -organisa· 
tionen. KoordinieTUngsfunktionen übemeh
men das Informationsbüro Nik.aragua, und die 
Informationsstelle EI Salvador (beide: 1I0faue 
51, 5600 WUI,pertal) und die Informations
stelle Guatemala (Heerstr, 205, 5300 Bonn I) . 
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